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A. Themeneinführung und theoretischer Zugang 
 
1 Einleitung und Problemstellung 
 
In ganz Europa gibt es über 300 nationale, sprachliche und ethnische Minderheiten die 
zusammen 100 Millionen Personen ausmachen und mehr als 80 in Europa ansässigen 
Völkern angehören. Das bedeutet, dass fast jede siebte Person in Europa einer 
Minderheit angehört. Dem gegenüber stehen nur etwas mehr als 40 Staaten in Europa. 
Das heißt, dass es doppelt so viele Völker wie Staaten gibt (vgl. Segmente, 2007: 2 und 
Pan/Pfeil, 2000: 3).  
 
In Österreich sind sechs Minderheiten anerkannt: Burgenlandkroaten, Slowenen, 
Ungarn, Tschechen, Slowaken und Roma. Derzeit gibt es für drei dieser Minderheiten 
zweisprachige Ortstafeln: für die Slowenen, Burgenlandkroaten und Ungarn. Während 
die Aufstellung der zweisprachigen kroatischen und ungarischen Ortstafeln weitgehend 
konfliktfrei verlief1, ist es bei den slowenischen Ortstafeln in Kärnten nicht so einfach. 
Schon seit Jahrzehnten ist der Kärntner Ortstafelkonflikt ein immer wiederkehrendes 
Thema in den Medien. Nach dem „Ortstafelsturm“ 1972 und dem Erlass der 
Topographieverordnung von 1977, die in einigen Kärntner Orten zweisprachige 
Ortstafeln brachte, war es recht ruhig um den Konflikt geworden, auch wenn das Thema 
nie ganz abklang. Eine Wiederbelebung erfuhr es durch das „Ortstafelerkenntnis“ des 
Verfassungsgerichtshofes (Vfgh) vom 13.12.2001. Plötzlich wurden die Bestimmungen 
des Österreichischen Staatsvertrages (ÖStV) von 1955 und die Erfüllung, oder 
Nichterfüllung, der darin enthaltenen Bestimmungen wieder ein breites und viel 
diskutiertes Thema in der Öffentlichkeit. Erst im Jahr davor wurden im Burgenland 
erstmals zweisprachige topographische Aufschriften in 51 Orten ohne Probleme durch 
die Landespolitik oder der Bevölkerung, aufgrund der Topographieverordnung-
Burgenland (http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen 
&Gesetzesnummer=20000716 Stand: 24.01.2001), in kroatischer und ungarischer 
Sprache angebracht. Während das Ganze im Burgenland ohne weiteres akzeptiert 
                                                 
1 Auch wenn diese, im Gegensatz als zu Kärnten, erst im Jahre 2000 erfolgte. 
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wurde, flammte durch die Erkenntnisse des Vfgh der Konflikt wieder voll auf. Jetzt war 
es jedoch nicht nur in Kärnten ein Thema, sondern österreichweit. Der Erkenntnis war 
ein jahrelanger Instanzenweg bis zum Vfgh vorangegangen, der durch die Anfechtung 
eines Strafbescheides bestritten wurde, und schließlich in der Aufhebung von Teilen des 
Volksgruppengesetzes (VGG) endete.  
 
Diesem gesamten Themenkomplex liegt keineswegs nur der Art. 7 des ÖStV zugrunde. 
Es gibt eine Fülle von verfassungsrechtlichen und bundesrechtlichen Gesetzen, die dem 
Schutz und dem Bestand der Volksgruppen dienen. Der Art. 7 zielt jedoch speziell auf 
die slowenische und kroatische Volksgruppe in Österreich ab. Auch gibt es rund um das 
Thema nicht nur österreichische politische Akteure, sondern auch internationale 
politische, sowie nationale zivile Akteure, die einen großen Einfluss auf die 
Entscheidungsfindung rund um dieses Thema haben. Durch eine politische 
Netzwerkanalyse wird der Autor dieser Arbeit deshalb versuchen, aufgrund einer 
umfangreichen Literaturrecherche  und -darstellung, sowie durch Experteninterviews 
die gesetzlichen Grundlagen sowie die politischen und zivilen Akteure auf nationaler 
und internationaler Ebene und deren zusammenwirken aufzeigen.  
 
Sieht man von der Frage der völkerrechtlichen Verpflichtung ab, zweisprachige 
topographische Aufschriften aufzustellen, kann ganz rational die Frage gestellt werden, 
ob es notwendig ist, den Namen eines Ortes in zwei Sprachen darzustellen. Diese Frage 
kann sicherlich mit „Nein“ beantwortet werden. Der Sinn einem Ort einem Namen zu 
geben liegt darin, die sich darauf befindlichen Häuser und Grundstücke, sowie die 
Bewohner und Besitzer dieser, eindeutig definierbar zu machen. Die Verwaltung weiß 
dadurch, wohin sie Briefe schicken kann, oder wo eine gesuchte Person erreichbar und 
gemeldet ist. Auswärtige Personen sollen durch die Namensgebung auf Karten oder 
durch Hinweisschilder Orte finden können. Und schließlich sollen im Grundbuch 
bestehende Grundstücke den jeweiligen (Katastral-)Gemeinden zugeordnet werden 
können. Es hat also alles einen recht pragmatischen und gesetzlich wichtigen  
Hintergrund, warum Orte mit Namen bezeichnet werden.  Damit es hier zu keinen 
Verwechslungen kommt, da ja viele Orte gleiche oder ähnliche Namen haben, wird 
jeder Gemeinde noch zusätzlich eine Nummer zugewiesen2, die sie eindeutig definiert. 
Diese wird auf keiner Ortstafel angeführt und ist nur im amtlichen Schriftverkehr 
                                                 
2 Nicht zu verwechseln mit der Postleitzahl, die jedoch Orte auch eindeutig zuordenbar machen.  
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notwendig. Ob der Ort nun mit einem slowenischen oder deutschen Namen bezeichnet 
wird ist unerheblich. Auch ist bei vielen Bezeichnungen der Orte im zweisprachigen 
Gebiet Kärntens nicht eindeutig zu erkennen ob der Name Deutsch oder Slowenisch ist. 
Viele topographische Bezeichnungen Kärntens, oder auch gesamt Österreichs, stammen 
ursprünglich aus vorslawischer- und -germanischer Zeit. So kann es in Kärnten auch 
sein, dass ein deutscher Name eines Ortes slowenischer klingt, als die slowenische 
Bezeichnung für diesen Ort. Das hat den Hintergrund, dass viele slowenische 
Bezeichnungen alte deutsche Bezeichnungen sind.  
 
Der Direktor des Kärntner Landesarchivs, Wilhelm Wadl, schreibt zu diesem Thema, 
dass nur 3% aller Ortsbezeichnungen im zweisprachigen Gebiet Kärntens in beiden 
Sprachen weder einen etymologischen noch Bedeutungsmäßigen Zusammenhang 
haben. Weiters sind 36% in beiden Sprachen bedeutungsgleich; 17% der slowenischen 
Bezeichnungen sind aus dem deutschen übernommen und 43% der deutschen 
Bezeichnungen wurden aus dem Slowenischen übernommen (vgl. Wadl, 2006: 181f).  
 
Das zweisprachige Erbe des gemischtsprachigen Gebietes Kärntens  ist demnach ja 
auch ohne zusätzliche Bezeichnungen auf den Ortstafeln gesichert und ersichtlich. 
Rational macht es, wie dargestellt, eigentlich auch keinen Sinn. Warum ist dann Teilen 
der Kärntner Bevölkerung wichtig, dass zweisprachige Ortstafeln aufgestellt werden? 
Auch das lässt sich leicht beantworten: Ortsnamen sind ein hohes kulturelles Gut und 
repräsentieren sowohl die Geschichte und Herkunft des Ortes, als auch seine Bewohner. 
Der Name des Ortes ist auch emotional wichtig. Da ist es unwichtig, ob der Name 
deutsch, slowenisch oder anders klingt. Durch das Anbringen von Ortsnamen in beiden 
Volksgruppensprachen wird auch ersichtlich: Hier war die Volksgruppe (VG) ansässig, 
hier ist jene ansässig und hier ist ihre historische Beheimatung anerkannt. Von Seiten 
der „Mehrheitsbevölkerung“ ist es eine symbolische Anerkennung für die Existenz der 
„Minderheit“. Für die betroffene VG ist es deswegen nicht wichtig, woher der Name 
etymologisch abstammt. Wichtig ist es, das ihre VG den Ort untereinander heute immer 
noch mit diesem Namen bezeichnet. Aus diesem Grund ist es auch wichtig, dass 
zweisprachige Aufschriften angebracht werden. Würde man nur rein rational vorgehen, 
könnte man Orte auch mit dem „Amtlichen Gemeindeschlüssel“ bezeichnen. Das ist ein 
fünfstelliger Code, wobei die erste Ziffer für das Bundesland steht, die zweite und dritte 
für den Bezirk sowie die vierte und fünfte für die Gemeinde. Mein Heimatort Fohnsdorf 
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könnte demnach auch mit seiner Nummer „60804“ bezeichnet werden und diese 
Nummer auf der Ortstafel stehen. Das würde von der Bevölkerung aber wohl kaum 
akzeptiert werden. Mit einem Namen wird emotional mehr verbunden als mit einer 
Nummer.  
 
Symbole und auch Rituale sind wichtig für eine Gruppe. Durch sie identifiziert sie sich 
und fühlt sich untereinander stärker zusammengehörig. Wird die Ortstafel und der 
darauf befindliche Volksgruppenname als Symbol gesehen, so stärkt sich das 
Selbstbewusstsein einer Volksgruppe und ihr Weiterbestand ist besser gewährleistet. 
Ein zusätzlicher slowenischer Name auf einer Ortstafel schadet niemandem. Ist das 
Land und der Staat überhaupt daran interessiert eine VG zu erhalten und zu fördern, so 
sollten sie die Anbringung von zweisprachigen Ortstafeln fördern und alles dafür 
unternehmen Konsens zwischen Mehrheits- und Minderheitsbevölkerung zu erzielen 
und sollten damit nicht politisches „Kleingeld“ erzielen sowie Disharmonie in die 
Bevölkerung bringen.  
 
Auch wenn es im 20. Jahrhundert ein paar Versuche von Seiten Sloweniens 
(Jugoslawiens) gegeben hat, Teile Südkärntens für sich zu beanspruchen und 
abzuspalten, so scheinen im 21. Jahrhundert, in einem Europa wo die politische 
Integration stark voranschreitet, Befürchten übertrieben, Slowenien würde dieses Gebiet 
immer noch beanspruchen und mit zweisprachigen Ortstafeln wird dieses Gebiet 
abgesteckt. Wichtig wäre es diesen Streit zu lösen und ein gutes Verhältnis der beiden 
Volksgruppen untereinander herzustellen, um ein konfliktfreies Miteinander, so wie es 
das viele Jahrhunderte lang in Kärnten gegeben hat.  
 
1.1 Fragestellung und Thesen 
 
Nach einer umfangreichen Recherche und Studium der Literatur rund um das Thema 
„Ortstafelkonflikt“ habe ich folgende Forschungsfrage entwickelt, die für diese Arbeit 
die Grundstruktur bildet: 
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„Auf welchen gesetzlichen und historischen Grundlagen basiert der Ortstafelkonflikt, 
welche Akteure politischer und zivilgesellschaftlicher Natur sind daran beteiligt und 
wie wirken diese Grundlagen und Akteure zusammen?“ 
 
Für die Auswahl der Forschungsfrage und des untersuchten Zieles, habe ich folgende 
Vorüberlegungen und Thesen aufgestellt: 
 
„gesetzliche und historische Grundlagen“: Meiner Ansicht nach darf der Konflikt 
nicht getrennt von diesen beiden Grundlagen untersucht werden. Es müssen immer 
beide beachtet werden. Nur die gesetzlichen, oder nur die historischen Grundlagen 
anzusehen bringt die Untersuchung nicht ans Ziel.  
 
„Akteure politischer und zivilgesellschaftlicher Natur“: Auch wenn das Thema in 
erster Hinsicht ein politisches Thema ist, so ist es nicht zielführend sich nur die 
politischen Akteure anzusehen und zu untersuchen. Auch nichtpolitische Akteure üben 
hier einen großen Einfluss. Hinter Interessensverbänden und Vereinen steht eine große 
Anzahl an Personen, die für die politischen Akteure wieder wichtig sind, wenn die 
nächsten Wahlen anstehen. Deswegen können diese einen großen Einfluss ausüben. Je 
nach Wichtigkeit des zivilen Akteurs hat er dementsprechenden Einfluss, auch wenn 
dieser in der formalen Gesetzgebung nicht vorgesehen ist.  
 
„wie wirken diese Grundlagen und Akteure“: Politische Akteure funktionieren 
aufgrund gesetzlicher Grundlagen und können Entscheidungen auch nur aufgrund der 
bestehenden Grundlagen treffen. Wichtig ist es hier, dass es ja nicht nur nationale 
gesetzliche Bestimmungen gibt, sondern sich Österreich auch internationalen 
Organisationen und deren völkerrechtlichen Verträgen angeschlossen hat, die bei 
diesem Thema einen Einfluss ausüben. Interessensvertretungen werden wiederum durch 
ihren Nutzen geleitet und versuchen aufgrund ihrer Mitgliederzahl, und teilweise durch 
die Verwurzelung ihrer Mitglieder in der Politik Einfluss, auszuüben. Vor allem medial 
kann ihr Einfluss hier sehr gut wirken. Deshalb ist es wichtig sich diese Grundlagen und 
Akteure, die gesetzlichen Grundlagen auf deren Basis sie wirken und wie das alles 
zusammenspielt, anzusehen. Nur so kann ein Bild des gesamten Konfliktes dargestellt 
werden.  
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1.2 Zielsetzung der Arbeit, Vorgehensweise und eigener Zugang 
 
Schon lange, und immer noch sehr aktuell, ist die Frage um zweisprachige 
topographische Aufschriften ein zentrales Thema in der Volksgruppenpolitik in 
Österreich, und ganz speziell in Kärnten. In der medialen Darstellung könnte man 
glaube, in der Volksgruppenfrage geht es nur um dieses Thema. Aber es geht um viel 
mehr: Amts- und Gerichtssprache, Schulbildung, Förderung der Volksgruppe (kulturell, 
medial, usw.) und noch vieles mehr. Von außen betrachtet, ist für viele Menschen die 
Diskussion um zweisprachige Ortstafeln recht unverständlich. Für all diese ist es 
wichtig die Geschichte der beiden Volksgruppen in Kärnten zu kennen. Aus dieser ist 
ersichtlich, warum es noch immer so viele Ressentiments zwischen den beiden 
Volksgruppen in Kärnten gibt. Von innen gesehen, kommt von vielen Kärntnern die 
Ansicht, dass zweisprachige Ortstafeln nicht gebraucht werden. Für sie ist es wichtig 
die gesetzlichen Regelungen zu den Volksgruppen in Österreich zu kennen, sowie all 
jene völkerrechtlichen Bestimmungen, denen gegenüber sich Österreich verpflichtet hat. 
Es ist wichtig das alles zu kennen, zu analysieren und zusammen zu bringen. Geht man 
bei diesem Thema rein rechtspositivistisch vor, ist vieles geklärt und wenig Fragen sind 
offen. Das alleine kann nicht gehen. Sich nur die Geschichte anzusehen und zu sagen, 
man setzt keine Volksgruppenrechte um weil es sonst nur zu Problemen kommt, kann 
auch nicht funktionieren. Die beiden Volksgruppen dürfen hier nicht gegeneinander 
ausgespielt werden, nur um z.B. damit Wahlen zu gewinnen. Hier ist es vor allem 
wichtig zu wissen, wer die beteiligten Akteure sind, auf welchen rechtlichen 
Grundlagen diese Akteure agieren und wie viel Einfluss jeder dieser Akteure hat. Dies 
definieren ist die erste Zielsetzung dieser Arbeit. Die zweite Zielsetzung ist es, alles 
möglichst wertfrei und analytisch darzustellen. Hierfür versuche ich, möglichst viele 
Quellen aufzuzeigen und deren Ansichten darin darzustellen. Die dritte Zielsetzung ist 
es, die Quellen zu analysieren und zu interpretieren. Das mache ich vor dem 
Hindergrund meiner politikwissenschaftlichen Ausbildung an der Universität Wien.  
 
Zu meinem eigenen Hindergrund ist zu sagen, dass ich weder „Kärntner Slowene“ noch 
„Deutschkärntner“ bin. Ich habe jedoch sowohl von Seiten meiner Mutter, als auch 
meines Vaters eine geschichtliche familiäre Verwurzelung im zweisprachigen Gebiet 
Kärntens.  Geboren und aufgewachsen bin ich zwar in der Steiermark, habe jedoch in 
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den Ferien und an Wochenenden viel Zeit in Kärnten verbracht. Ganz genau in 
Wernberg/Vernberk, an der Nordgrenze des historischen zweisprachigen Gebietes 
Kärntens, das heute nur noch sehr wenige slowenischsprachige Personen aufweist. So 
kam ich schon von klein auf immer wieder mit dem Slowenischen in Berührung. Sei es, 
dass man Personen untereinander was auf Slowenisch reden hörte; dass der katholische 
Gottesdienst teilweise auf Slowenisch gesprochen wurde; oder dass ich immer wieder 
Wörter im allgemeinen Sprachgebrauch auftauchten, die nicht Deutsch waren und dem 
Slowenischen entnommen sind3. So entwickelte sich schon sehr früh mein Interesse am 
Ortstafelkonflikt und ich entschloss mich diesem Thema im Zuge meiner Diplomarbeit 
anzunehmen. Meiner Ansicht nach, ist durch den Abstand, den ich zu dem Thema habe 
weil ich nicht in Kärnten lebe und aufgewachsen bin, es mir möglich eine weitgehende 
reflektierte Darstellung des gesamten Themas zu geben.  
 
1.3 Gliederung und Aufbau der Arbeit 
 
Das gesamte Thema ist inhaltlich sehr umfangreich. Um dennoch auf möglichst viel 
einzugehen und erläutern zu können, habe ich mich entschlossen das Thema in drei 
große Blöcke einzuteilen: 
 
A. Einleitung und theoretischer Zugang 
B. Geschichte der Kärntner Slowenen und Grundlagen des Minderheitenschutzes in 
Österreich 
C. Analyse des Kärntner Ortstafelkonfliktes 
 
Im Block A. versuche ich den Leser in das Themengebiet inhaltlich einzuführen sowie 
ihm den Aufbau und meine Ausgangsüberlegungen zu dieser Arbeit näher bringen. Ein 
weiterer wichtiger Teil des ersten Blockes sind die Begriffserklärungen und 
Definitionen. Dadurch werden die von mir verwendeten Begriffe zu anderen 
Bedeutungsunterlegungen abgrenzt und eindeutig für diese Arbeit definiert. Besonders 
bei Begriffen, die historisch negativ konjugiert sind ist das besonders wichtig. 
                                                 
3 Für Interessierte gibt es ein Kärntner Wörterbuch, in dem spezielle Kärntner Ausdrücke usw. erklärt und 
ihrer Herkunft nach bestimmt werden: Pohl, Heinz-Dieter (2007): Kleines Kärntner Wörterbuch. 
Klagenfurt: Heyn Verlag. 2. Auflage. 
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Schließlich wird im ersten Teil noch der theoretische Ansatz, der dieser Arbeit zugrunde 
liegt, beschrieben.  
 
Block B. ist inhaltlich der umfangreichste dieser Arbeit. Hier werden die Geschichte der 
Kärntner Slowenen, sowie die Grundlagen des Minderheitenschutzes in Österreich 
sowie die völkerrechtlichen Grundlagen des Minderheitenschutzes, der auch für 
Österreich gilt und dem Österreich beigetreten ist, dargestellt. Diese Bereiche sind 
inhaltlich sehr umfangreich dargestellt, um den Ortstafelkonflikt in Kärnten überhaupt 
verstehen zu können. Besonders das historische Wissen um einen Konflikt ist sehr 
wichtig. Viele Themen rund um den Konflikt haben den Ursprung in der Geschichte 
und leben im historischen Gedächtnis der Kärntner Bevölkerung weiter. Nur gibt es hier 
zwei Standpunkte die sich diametral gegenüberstehen und denen es sich zu nähern gilt 
um den Konflikt zu erfassen. Natürlich ist es auch wichtig zu wissen, welche 
gesetzlichen Grundlagen zum Minderheitenschutz es in Österreich gibt, und welchen 
völkerrechtlichen Schutzvorschriften sich Österreich verpflichtet hat. Nicht alle haben 
direkt mit der Frage um zweisprachige topographische Aufschriften zu tun. Sie sind 
jedoch wichtig um die Frage des österreich- und weltweiten Schutzes, der Sicherung 
und der Entwicklung von Minderheiten. Wegen des großen Umfanges gehe ich hier 
natürlich nur auf die wichtigsten rechtlichen Vorschriften ein, durch die auch eine 
Verbindung zur Ortstafelfrage gemacht werden kann.  
 
Block C. ist schließlich der wichtigste Teil. Hier geht es direkt um die Ortstafelfrage. 
Als Erstes werden hier alle österreichischen Rechtsvorschriften des 
Minderheitenschutzes, die mit dem Thema konkret zu tun haben, analysiert und 
interpretiert. Im nächsten Punkt wird dann inhaltlich auf die Ortstafelerkenntnisse des 
Verfassungsgerichtshofes (Vfgh) vom 13.12.2001 eingegangen und ich werde dieses 
umfassend analysieren und interpretieren. Wichtig ist es mir hier vor allem zu zeigen, 
wie die Kompetenzen des Vfgh sind, und wie das Urteil von österreichischen 
Verfassungsexperten bewertet wird. Weiters werde ich auch kurz auf das Problem bei 
der Namensgebung von Orten in Kärnten allgemein eingehen, sowie die historischen 
Ursprünge und den Streit um diesen, etwas erläutern. Im letzten Teil dieses Blockes 
wird  auf die beteiligten Akteure im Ortstafelkonflikt eingegangen und diese analysiert. 
Wichtig ist es mir hier nicht nur die politischen Akteure aufzuzeigen, sondern auch wer 
von zivilgesellschaftlicher Seite Einfluss auf die Gesetzgebung rund um den 
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Ortstafelkonflikt nimmt. Im Ortstafelstreit geht es nicht nur um die Frage der 
zweisprachigen Aufschriften, sondern dieser ist nur ein politischer Aufhänger, der 
medial gut transportiert werden kann. Schließlich ist eine Ortstafel mit dazugehörigen 
Namen ein Symbol und ein kulturell wichtiges Gut für eine jede Volksgruppe, hinter 
dem sich viel verbirgt. In der Volksgruppenfrage geht es vielmehr auch um die Frage 
der Amtssprache und der wichtigen Frage des zweisprachigen Unterrichtes. Deswegen 
habe ich mich entschlossen, eine Gesamtanalyse der in der Kärntner Volksgruppenfrage 




Unter diesem Punkt werden die von mir verwendeten Begriffe und Konzepte definiert, 
um sie eindeutig von anderen Bedeutungszuschreibungen abzugrenzen. Wichtig ist das, 
weil manche Begriffe, wie z.B. „Deutschkärntner“, historisch negativ aufgeladen und 
dadurch missverstanden werden können. Leider gibt es dafür auch keinen anderen 
Begriff, so dass ich ihn verwenden muss. Ansonsten wäre nur jedes Mal eine 
umständliche Umschreibung möglich. Bei anderen Begriffsdefinitionen ist es wichtig zu 
zeigen, welche Vielfalt z.B. der Begriff „Minderheit“ hat, und was unter diesen 




Eine juristische Definition, was „Österreich“ ist, bieten die ersten beiden Artikel der 
österreichischen Bundesverfassung: 
 
„Art.1: Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk 
aus. 
Art.2 Abs.1:  Österreich ist ein Bundesstaat. 
Abs.2:  Der Bundesstaat wird gebildet aus den selbständigen Ländern: 
Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, 
Tirol, Vorarlberg, Wien (Lanner, 2006: 35)“.  
 
In diesen beiden Artikeln wird das Territorium Österreichs abgesteckt und legt weiters 
die demokratische Rechtsprechung fest. Gebildet wurde das heutige Staatsgebiet 
während der Republiksgründung aus den deutschsprachigen Gebieten des ehemaligen 
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österreichisch-ungarischen Kaiserreiches. Aus diesem Grund wurde auch die deutsche 
Sprache als Staatssprache der Republik Österreich festgelegt:  
 
„Art.8 Abs.1: Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen 
Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumten Rechte, die Staatssprache der 
Republik (ebd.: 37).“  
 
Aus diesem Artikel geht klar hervor, dass Minderheiten in Österreich bundesgesetzlich 
geregelte Rechte haben, die auch die Verwendung ihrer Sprache betreffen. Die Gesetze, 
die das Minderheitenrecht in Österreich regeln, liegen dem Friedensvertrag von 
St.Germain von 1920 und dem ÖStV von 1955 zugrunde. Darauf werde ich in dieser 
Arbeit später noch näher eingehen.   
 
„Abs.2: Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu ihrer 
gewachsenen sprachlichen und kulturellen Vielfalt, die in den autochthonen 
Volksgruppen zum Ausdruck kommt. Sprache und Kultur, Bestand und 
Erhaltung dieser Volksgruppen sind zu achten, zu sichern und zu fördern (ebd.: 
37).“ 
 
Aus dem Punkt 2 des Art. 8, einer Staatszielbestimmung, geht hervor, dass die Republik 
Österreich gewisse Verpflichtungen gegenüber den autochthonen Minderheiten auf 
seinem Staatsgebiet hat, damit diese Volksgruppen durch nicht gewährten Rechten und 
Förderungen über kurz oder lang völlig verschwinden.   
 
Zusammengefasst kann also gesagt werden, dass die Bevölkerung Österreichs die 
Summe der deutschsprachigen Mehrheit, und den autochthonen Minderheiten ist. Auch 
wenn Deutsch als Staatssprache verankert ist, haben die Volksgruppen Österreichs die 




„§1.Kärnten ist ein selbständiges Bundesland der Republik Österreich 
(Kärntner Landesverfassung: http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe? 
QueryID=LrK&Gesetzesnummer=10000208 Stand: 25.01.2009).“  
 
Als Bundesland der Republik Österreich unterliegt es deren Bundesgesetzen und muss 
diese auch befolgen. Auch die Kärntner Landesverfassung legt, wie die 
Einleitung und Problemstellung 
 
 
- 24 -   
Bundesverfassung, die deutsche Sprache als Geschäftssprache der Behörden und 
Länder, jedoch auch unbeschadet, der den sprachlichen Minderheiten eingeräumten 
Rechten, fest:  
 
„§5. Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen Minderheiten 
gesetzlich eingeräumten Rechte, die Geschäftssprache der Behörden und Ämter 
des Landes. (ebd. Stand: 25.01.2008).“ 
 
Kärntens Bevölkerung besteht, aus ihrer historischen Entwicklung heraus, schon seit 
sehr langer Zeit aus einer slowenischen, und einer deutschsprachigen Volksgruppe. 
Durch historische Umstände in den letzten Jahrhunderten, wurde die slowenische 
Volksgruppe stark dezimiert und hat heute den Status einer Minderheit in Kärnten.  
 
Unter „Kärnten“ allgemein verstehe ich die Gesamtheit der Bewohner, oder ehemaligen 
Bewohner, des jetzigen Bundeslandes Kärntens, die sich als Kärntner fühlen und sich 
dazu bekennen. Es macht dabei keinen Unterschied, ob sie die deutsche oder 
slowenische Sprache verwenden. Auch zugewanderte Personen aus Österreich oder dem 
Ausland können als Kärntner verstanden werden, wenn sie ihren Lebensmittelpunkt 
nach Kärnten verlegt haben und sich auch als Kärntner fühlen4. Wann immer ich in der 
Arbeit von Kärntnern spreche, ist damit die Gesamtheit aller in Kärnten lebenden 
Personen, unabhängig ihrer verwendeten Umgangssprache, gemeint.  
 
Für das Verständnis des „Ortstafelkonfliktes“ muss ich in einem weiteren Schritt jedoch 
eine Unterteilung des Begriffes „Kärntner“ in „Deutschkärntner“ und „Kärntner 




Persönlich halte ich den Begriff „Deutschkärntner“ für einen historisch sehr 
aufgeladenen, und deswegen auch für den allgemeinen Sprachgebrauch nicht sehr 
                                                 
4 Hier kann angemerkt werden, dass auch der verstorbene Kärntner Landeshauptmann, Dr. Jörg Haider, 
nicht in Kärnten geboren ist, sich jedoch in seinen Reden stets als Kärntner bezeichnete, und das auch 
besonders durch die Verwendung des Wortes „Wir“ verdeutlicht hat.  
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geglückten Begriff. Jedoch ist es schwierig, in einer Arbeit, in der es um zwei 
Volksgruppen geht, nicht beiden Gruppen Begriffe zur Unterscheidung zu geben. Aus 
diesem Grund verwende ich in dieser Arbeit auch den Begriff „Deutschkärntner“.  
Darunter verstehe ich die Gesamtheit der Kärntner Bevölkerung, die Deutsch spricht 
und die sich aufgrund der historischen und familiären Geschichte der deutschsprachigen 
Bevölkerung in Kärnten zugehörig fühlt. Es ist damit keine Wertung gemeint, ob diese 
Personen der slowenischsprachigen Bevölkerung und deren Rechten positiv oder 
negativ gegenüber stehen.  
Notwendig macht die Unterscheidung, da durch die Auflösung der 
Habsburgermonarchie der neu gebildete Staat Österreich zum größten Teil aus den 
ehemaligen deutschsprachigen Gebieten der Monarchie gebildet wurde. Auch kleinere 
Teile Österreichs, die während der Monarchie zu den heutigen Bundesländern 
Österreichs gehört haben, jedoch oftmals vorwiegend nicht Deutsch waren, wurden 
nach dem 1.Weltkrieg abgetrennt. Das heutige Bundesland Burgenland wiederum 
wurde nach der Auflösung der Monarchie von Ungarn abgetrennt und an Österreich 
angegliedert, weil es vorwiegend deutschsprachig war. Dadurch sehen wohl auch heute 
noch immer sehr viele Österreich als Staat, in dem Deutsch gesprochen wird, auch wenn 
in der Verfassung den autochthonen Minderheiten, und den von ihnen gesprochenen 
Sprachen, Schutz gewährleistet wird.  
 
1.4.4 Kärntner Slowene 
 
Ähnlich wie den Begriff „ Deutschkärntner“ finde ich auch „Kärntner Slowene“ als 
nicht ganz passend, jedoch benütze ich auch diesen Begriff zur Unterscheidung der 
beiden Kärntner Volksgruppen. 
Unter dieser Gruppe verstehe ich sämtliche Personen in Kärnten, die dort familiär und 
historisch verwurzelt sind und sich dem slowenischen Kulturraum zugehörig fühlen. 
Die perfekte Beherrschung der slowenischen Sprache ist für mich nicht wichtig, da die 
Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe nicht alleine nur aufgrund der Sprache definiert 
werden kann. Auch, wenn die Sprache ein wichtiger kultureller Bestandteil ist. Wichtig 
ist, dass niemand dazu gezwungen werden kann sich als „Kärntner Slowene“ oder 
„Deutschkärntner“ zu deklarieren. Das Bekenntnis zur slowenischen Volksgruppe, wie 
es auch das Volksgruppengesetz von 1976 vorsieht, steht jeder  Person frei. So soll auch 
niemand den Nachweis zur Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe erbringen müssen. 
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Problematisch an diesem Bekenntnisprinzip ist jedoch, dass es z.B. auch bei der 
Anmeldung zum zweisprachigen Unterricht angewandt wird. Eine solche Anmeldung 
kann als Deklaration zur slowenischen Volksgruppe verstanden werden. Dadurch lassen 
sich vermutlich noch immer viele Eltern abhalten, ihr Kind zum Slowenischunterricht 
anzumelden. Das Bekenntnisprinzip bringt es jedoch auch mit, dass es in ein und 
derselben Familie sowohl „Deutschkärntner“ als auch „Kärntner Slowenen“ geben 
kann.  
 
Wichtig ist dieses Bekenntnisprinzip wiederum, da es durch das Zusammenleben der 
beiden  Volksgruppen über die Jahrhunderte hinweg, zu Vermischungen gekommen ist, 
wodurch objektive Merkmale nicht anwendbar sind. Personen mit deutschsprachigen 
Familiennamen können bekennende „Kärntner Slowenen“ sein, oder auch umgekehrt. 
 
Negativ am Bekenntnisprinzip ist auch, dass es durch den eventuellen sozialen Druck in 
einer Ortschaft zu wenigeren Bekenntnissen zur slowenischen Volksgruppe kommen 
kann, wodurch der bekennenden Minderheit im Ort Minderheitenrechte wie z.B. eine 
zweisprachige Ortstafel, verwehrt bleibt. Aus diesem Grund finde ich es auch richtig 
und wichtig, sich als „Kärntner Slowene“ zu deklarieren, auch wenn man nicht restlos 




Ein besonderes Problem stellt der Begriff „Windische“ dar. Er wird nämlich von den 
verschiedenen Seiten mit unterschiedlicher Bedeutung belegt.  
Woher dieser Begriff stammt ist bis heute umstritten, jedoch wird seit langer Zeit das 
slowenische Volk sowie ihre Sprache als „Windisch“ bezeichnet. Laut Veiter wurden 
die „Alpenslawen“ schon im 10. Jahrhundert von den Deutschen als „Windische“ 
bezeichnet. (vgl. Veiter, 1980/1: 82f.).  
 
Der Ausdruck findet sich in Kärnten auch in vielen Orts- oder Bergnamen5 wieder wie: 
„Windisch Bleiberg/Slovenji Plajberk“ oder die „Windische Höhe/Vršje“. Der Begriff 
                                                 
5 Sämtliche zweisprachigen Orts-, Berg- und Gewässernamen finden sich im Buch: Kronsteiner: 1982.  
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wurde jedoch von den Slowenen selbst nicht gebraucht, sondern sie bezeichneten sich 
selbst schon sehr lange als: Slovenci, also Slowenen.  
 
Bis zum „Kärntner Abwehrkampf“, und die darauf folgende Volksabstimmung in 
Südkärnten war es auch ein völlig wertneutraler Begriff. Erst nach der Abstimmung 
kam es zu einer Polarisierung durch den Begriff „Windische“ in der Gruppe der 
Kärntner Slowenen. Besonders der Kärntner Historiker Martin Wutte (1927) polarisierte 
mit einem nicht wissenschaftlichen Aufsatz die Kärntner Bevölkerung. In diesem 
versucht er zu beweisen, dass sich Germanen schon vor den Slawen auf heutigem 
Kärntner Gebiet niedergelassen haben und sich die Slawen schon sehr früh mit den 
Germanen vermischt haben. Als Beweise dafür führt er unter anderem Ergebnisse der 
„Rassenforschung“ an (Vgl. Wutte, 1927: 28f. in Perkonig, 1930). 
 
Auch die Einheit der slowenischen Sprache stellt er in Abrede und führt Beweise dafür 
an, dass das Kärntner Slowenische mit der slowenischen Schriftsprache nicht viel 
gemeinsam hat. Er kommt schließlich zu dem Schluss, dass es sich bei den so 
genannten „heimattreuen Slowenen“ nicht um Slowenen im eigentlichen Sinne, sondern 
um ein „Mischvolk“ handelt, dass dem Deutschen viel näher steht als dem 
Slowenischen und die er auch nicht Slowenen nennt, sondern die „Ehrenbezeichnung 
Windische“ gibt:  
 
„…im Gegensatz zu den nationalen Slowenen stehende Mittelschicht, die nach 
Abstammung und Sprache einen Mischtypus darstellt, aber durch ihre 
Schicksals-, Lebens-, und Kulturgemeinschaft mit den Deutschen sowie durch 
ihre gefühlsmäßige Einstellung und ihr folgerichtiges, seit den Anfängen der 
nationalen Frage in Kärnten ununterbrochen beobachtetes ablehnendes 
Verhalten gegenüber den slowenischnationalen Bestrebungen völkisch viel eher 
zu den Deutschen als zu den Slowenen gehört (vgl. Wutte, 1927: 37. in Perkonig, 
1930).“ 
 
Für Wutte sind die „Windischen“ eine Art „Übergangsvolk“, die noch nicht ganz 
„Deutsche“ sind, jedoch auf keinen Fall mehr zu den Slowenen gehören. In der Literatur 
wird in diesem Zusammenhang öfters vom „schwebenden Volkstum“ gesprochen. Aus 
heutiger wissenschaftlicher Sicht wird die Existenz von „schwebendem Volkstum“ 
jedoch angezweifelt.  
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In einem 1992 erschienen Artikel wird vom Autor Robert Svetina (S.197f) das 
Verschwinden der „Windischen“ bedauert, da für ihn die „Windischen“ ein eigenes 
Volk gegen jeden Nationalismus sind. Er sieht die Assimilierung der „Windischen“ 
durch die „Deutschkärntner“ nur als Reaktion auf die Versuche Jugoslawiens, 
Südkärnten zu beanspruchen und die „Windischen“ zwangsweise zu slowenisieren. 
Weiters bedauert der Autor, dass der Erhalt der „Windischen“ durch die Politik nicht 
verstärkt gefördert wird.  
 
Heute haben die „Windischen“ als politischer Begriff oder Kategorie jedoch keine sehr 
große Bedeutung mehr. Obwohl „Windisch“ immer noch bei den Ergebnissen der 




Die Idee der Nation und des Nationalismus ist sehr wichtig für das Verständnis des 
Ortstafelkonfliktes. Der Historiker Eric Hobsbawm hat in seinem Buch: „Nation und 
Nationalismus (Hobsbawm: 2005)“ eine umfassende Analyse des Aufkommens der 
Nationsidee gemacht, und die Wandlung des Begriffs im Laufe der Geschichte 
beschrieben. Für ihn ist die Idee der Nation relativ neu und kam erst vor etwas mehr als 
200 Jahren zusammen mit der französischen Revolution auf. Nach dem französischen 
Verständnis war eine Nation „eine Gemeinschaft von Staatsbürgern, deren kollektive 
Souveränität sie zu einem Staat – als ihrem politischen Ausdruck – machte (Hobsbawm 
2005: 30).“  
 
Diese Definition Hobsbawms entspricht der Idee einer „Staatsnation“. Im deutschen 
Sprachraum wurde im Gegensatz dazu die Nation als die Einheit ihrer ethnischen 
Angehörigen gedacht. Das heißt z.B. das Deutsch ist, wer eine deutsche Abstammung 
hat. Deutsch- und slowenischsprachige Kärntner lebten über Jahrhunderte in Kärnten 
friedlich zusammen. Erst mit der Idee der Nation kam es zu immer größeren Problemen 
zwischen diesen beiden Volksgruppen. Die Nation und die Zugehörigkeit zu einer 
Nation grenzt nämlich von anderen Nationen ab. 
 
                                                 
6 Siehe dazu Punkt 5.1.2 dieser Arbeit.  
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Es gibt eine Vielzahl an Definitionen darüber, was nun eine Nation ist, und was sie 
ausmacht. Die für mich treffendste Definition ist die Unterscheidung zwischen einer 
„Kulturnation“ und „Staatsnation“:  
 
Eine „Staatsnation“ wird durch den politischen Willen der Bürger eines Landes eine 
Einheit zu sein. Dabei spielen gemeinsame Sprache und Kultur keine zentrale 
Bedeutung. Was zählt ist der Wille eine Einheit zu bilden und sich am politischen 
Prozess zu beteiligen (vgl. Liebhart, 1998: 185f und Inzko, 1988: 47). 
 
Im Gegensatz dazu setzt sich eine „Kulturnation“ über gemeinsame Merkmale wie 
Sprache, Geschichte, Kultur und weiteren Merkmalen zusammen (vgl. Liebhart, 1998: 
186).  
 
Eine Staatsnation macht keinen Unterschied bei seinen Bewohnern nach Sprache, 
Religion oder allgemein der ethnischen Abstammung. Ein gutes Beispiel dafür ist die 
Schweiz. Das Problem bei Kulturnationen ist es, dass die Idee eines ethnischen Staates 
nicht verwirklichbar war. Als die Landkarten Europas nach dem ersten Weltkrieg neu 
gezogen wurden, sollte dies nach dem Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und nach ethnischen Merkmalen geschehen. Das geschah aber nicht immer so, sondern 
es wurden auch machtpolitische Interessen der Siegermächte berücksichtigt7. Österreich 
war vor dem 1. Weltkrieg keine Kulturnation, sondern bestand aus vielen Völkern. 
Diese Völker waren mit dem Art. 19 des Staatsgrundgesetzes von 1867 innerhalb 
Österreich-Ungarns gleichberechtigt8. Die Wahrung und Pflege der Nationalität und 
Sprache wurde damit garantiert. Die Bewohner des Gebietes des heutigen Österreichs 
waren zum größten Teil deutschsprachig und fühlten sich demnach auch dem deutschen 
Sprach- und Kulturraum zugehörig. Österreichs Herrscher waren auch über lange Zeit 
Kaiser des „Heiligen römischen Reiches deutscher Nation“, dem auch die 
deutschsprachigen Gebiete Österreichs angehörten. Bei der Bildung des deutschen 
Reiches wurde aufgrund von Differenzen zwischen den Habsburgern und den in 
Preußen regierenden Hohenzollern die deutschsprachigen Gebiete Österreichs nicht 
                                                 
7 So kamen das größtenteils deutschsprachige Südtirol und das zum größten Teil slowenischsprachige 
Kanaltal zu Italien.  
8 Siehe Punkt 4.3 dieser Arbeit. Hier gehe ich genauer auf diesen Artikel ein und gehe der heutigen 
Gültigkeit dieses Artikels nach.  
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berücksichtigt und die „kleindeutsche Lösung“ verwirklicht. Deswegen waren in 
Österreich nach dem Ende der Monarchie die Stimmen sehr stark, die eine Einheit mit 
Deutschland bilden wollten. Ein Österreichbewusstsein und ein Bekenntnis zu einer 
österreichischen Nation, entwickelten sich erst nach dem zweiten Weltkrieg. Wohl auch 
aufgrund der Erfahrungen des Krieges heraus.  
 
Nachdem Südkärnten nach dem ersten Weltkrieg gemischtsprachig war, konnte die 
Grenze nicht so leicht gezogen werden. Durch die Volksabstimmung am 10. Oktober 
1920, bei der auch sehr viele Slowenen für Österreich stimmten, behielt das Land, 
abgesehen von ein paar Gebieten die ohne Abstimmung abgetrennt wurden, seine 
Einheit. Eigentlich hätte diese Volksabstimmung als Beweis gesehen werden können, 
dass die ethnische Einheit nicht so wichtig ist, sondern es vielmehr auf historisch 
gewachsene kulturelle, soziale und wirtschaftliche Beziehungen ankommt. Jedoch 
waren die Slowenen schon bald nach der Abstimmung einem starken 
Assimilierungsdruck ausgesetzt, der bis heute anhält. In einem deutschsprachigen 
Kärnten ist nach Ansicht vieler deutschnationaler Seiten kein Platz für Personen, die 





Wie oben dargestellt, hat der Begriff Minderheit eine Vielzahl an Ausprägungen. Der 
Begriff Minderheit ist jedoch im allgemeinen Sprachgebrauch meistens sehr negativ 
konjugiert. Meist werden darunter kleine Gruppen von Personen in der Gesellschaft 
verstanden, die von der sozial akzeptierten Norm abweichen. Deswegen ist heute im 
gesetzlichen Rahmen nicht mehr von der Minderheit die Rede, sondern von einer 
Volksgruppe.  Nach österreichischer Rechtslage entspricht der Begriff „Volksgruppe“ 
dem Begriff einer nationalen Minderheit9.  
 
Auch international ist nur noch selten von Minderheiten die Rede. Hier werden meist 
Begriffe wie „ethnische Gruppe“ oder „Ethnie“ verwendet (vgl. Blumewitz, 1992: 31).  
 
                                                 
9 Siehe dazu auch Punkt 5.2.1 dieser Arbeit.  
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Für meine Arbeit finde ich jedoch den Begriff Volksgruppe am besten, weil ich bei der 
Definition der Kärntner Slowenen eher von einem soziologischen, als von einem 
ethnischen Standpunkt ausgehe, da ja nach österreichischer Rechtslage das Bekenntnis 
zu einer VG einer jeden Person frei steht, auch wenn diese zum Beispiel sämtliche 
ethnischen Kriterien dieser VG erfüllt oder aber auch nicht.  
 
Was eine VG ist, und was sie ausmacht, wird im §1 des Volksgruppengesetzes definiert:  
 
„§1. Abs.1: Die Volksgruppen in Österreich und ihre Angehörigen genießen den 
Schutz der Gesetze; die Erhaltung der Volksgruppen und die Sicherung ihres 
Bestandes sind gewährleistet. Ihre Sprache und ihr Volkstum sind zu achten. 
Abs.2: Volksgruppen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in Teilen des 
Bundesgebietes wohnhaften und beheimateten Gruppen österreichischer 
Staatsbürger mit nichtdeutscher Muttersprache und eigenem Volkstum. 
Abs.3: Das Bekenntnis zu einer Volksgruppe ist frei. Keinem 
Volksgruppenangehörigen darf durch die Ausübung oder Nichtausübung der 
ihm als solchem zustehenden Rechte ein Nachteil erwachsen. Keine Person ist 
verpflichtet, ihre Zugehörigkeit zu einer Volksgruppe nachzuweisen 




Besonders Punkt 2 dieses Paragraphen ist sehr wichtig für die Definition einer 
Volksgruppe. Hier sind drei Prinzipien enthalten, durch die eine Gruppe10 von Personen 
in Österreich zu einer Volksgruppe wird:  
 
 - Gruppenzusammengehörigkeit11 
 - Beheimatungsprinzip 
 - nichtdeutsche Muttersprache und eigenes Volkstum.  
 
Im Volksgruppengesetz sind die österreichischen Volksgruppen nicht direkt genannt, 
sondern werden durch diese und andere Kriterien umschrieben. Dadurch besteht die 
Möglichkeit, dass auch neuen Gruppen, welche unter das Volksgruppenrecht fallen 
möchten, hinzukommen. So wurden auch Roma und Sinti erst im Jahre 1993 zu einer 
anerkannten österreichischen Volksgruppe, obwohl sie nachweislich schon sehr lange 
                                                 
 
11 Das Wort Gruppe, ist ein Terminus, welcher der Soziologie entstammt. Nur wer sich als Gruppe fühlt, 
ist auch eine Gruppe.  
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auf österreichischem Staatsgebiet leben. Andererseits besteht auch die Möglichkeit, dass 
eine bestehende Volksgruppe aufhört zu existieren, wenn sie sich nicht mehr als 
eigenständige, zusammengehörige Gruppe fühlt.  
 
Theodor Veiter, der als einer der geistigen Väter des VGG gesehen wird, definierte VG 
folgendermaßen: 
 
„Volksgruppe ist eine erlebt und gelebte Gemeinschaft, gekennzeichnet durch da 
Leben im Verband, durch eine Heimat, nämlich die Heimat der 
Gruppenangehörigen, das Eingebundensein in die Geschlechterfolge, dies als 
Volk oder Teil eines Volkes, die als Ethnos (ethnische Schicksalsgruppe) in 
einem nicht von ihr allein beherrschten Staat oder Gliedstaat sich zur 
Selbstbehauptung gegenüber einer zahlenmäßigen oder wirkungsmächtigen 
anders-ethnischen Mehrheit gezwungen sieht, wenn sie nicht eingeengt werden 
oder untergehen will (Veiter, 1977: 165).“  
 
Kritiker des Begriffes VG und des VGG bemängeln vor allem, dass es nur auf 
„beheimatete“, anerkannte Gruppen abzielt, und nicht auch auf die in Österreich 
lebenden, fast 800.000, Immigranten. Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass das VGG nur 




Sehr oft ist im öffentlichen Diskurs vom Begriff der Minderheit die Rede. Selten wird 
unterschieden, was eine Minderheit überhaupt darstellt. Eine völkerrechtliche 
verbindliche Definition von Minderheit gibt es bis heute nicht. Der Völkerbund 
definierte eine Minderheit sowohl „als Staatsangehörige einer fremden Macht, als auch 
als Staatsangehörige desselben Landes…(Blumewitz, 1992: 27.)“.  
 
Das moderne Völkerrecht geht wiederum davon aus, dass eine Minderheit nicht 
Angehörige eines fremden Staates sein können, sondern nur desselben Staates. Fremde 
Personen werden nämlich speziell durch das Fremdenrecht geschützt (vgl. ebd.: 27). 
 
Diese Definition ziehe ich auch für meine Arbeit heran. Für mich sind Minderheiten 
nicht Personengruppen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten zugewandert sind und 
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deshalb eine zahlenmäßige große Stärke erreicht haben12, sondern solche, die eine 
Geschichte und Tradition in Österreich haben, und durch ihre durch das 
Volksgruppengesetz anerkannten Status, eine Minderheit bilden.  
 
Francesco Capotorti definierte in einem Bericht an die Menschrechtskommission der 
Vereinten Nationen eine Minderheit als: 
 
„…eine der übrigen Bevölkerung eines Staates zahlenmäßig unterlegene 
Gruppe, die keine herrschende Stellung einnimmt, deren Angehörige – Bürger 
dieses Staates – in ethnischer, religiöser oder sprachlicher Hinsicht Merkmale 
aufweisen, die sie von der übrigen Bevölkerung unterscheiden, und die 
zumindest implizit ein Gefühl der Solidarität bezeigen, das auf die Bewahrung 
der eigenen Kultur, der eigenen Traditionen, der eigenen Religion oder der 
eigenen Sprache gerichtet ist (Capotorti zitiert nach: Blumewitz, 1992: 27).“ 
 
Diese Definition macht auch aus den Kärntner Slowenen eine Minderheit, da sie 
aufgrund ethnischer und sprachlicher Hinsicht Merkmale aufweisen, die sie von der 
übrigen Bevölkerung unterscheiden. Beides in diesem Fall sicherlich nur beschränkt, da 
es aufgrund der langen Zeit des Zusammenlebens der beiden Volksgruppen in Kärnten 
zu Vermischungen gekommen ist. Es wird heute im zweisprachigen Gebiet Kärntens 
vermutlich kaum einen Kärntner Slowenen geben, der nicht auch „deutsche Ahnen“ hat 
oder umgekehrt. Auch sprachlich trifft es sicherlich nur bedingt zu, da heute fast alle 
Kärntner Slowenen auch die deutsche Sprache sehr gut beherrschen. Eine Minderheit 
bilden die bekennenden Kärntner Slowenen nur, da sie Zahlen- und Einflussmäßig in 
Kärnten/Koroška gegenüber den „Deutschkärntnern“ unterlegen sind, auch wenn sie 
eventuell in manchen Orten zahlenmäßig eine Mehrheit darstellen.  
 
Abseits dieser sehr allgemeinen Definition von Minderheit gibt es weitere 
Unterscheidungen von diesem Begriff, die für das Ortstafelproblem relevant sind. Im 
Weiteren gehe ich auf diese Begriffe näher ein.  
 
                                                 
12 Diese Definition bedeutet jedoch nicht, dass eine heute zugewanderte Personengruppe nicht 
irgendwann eine anerkannte Minderheit bilden kann. Siehe Punkt 4.1.1 dieser Arbeit.  
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1.4.9 Die Ausprägungen des Begriffes Minderheit 
 
Da der Begriff Minderheit sehr vielfältig ist, werde ich unter diesem Punkt versuchen, 
die für diese Arbeit wichtigsten Definitionen und Erklärungen darzustellen.  
 
a.)  nationale Minderheit  
 
Dieser Begriff entstand durch die Auflösung der Vielvölkerstaaten nach dem 1. 
Weltkrieg. 
 
„Bei nationalen Minderheiten handelt es sich nach der Definition aus der Zeit 
nach dem Ersten Weltkrieg um Angehörige von Völkern, die zu Staatsbürgern 
von Staaten mit anderer ethnischer oder sprachlicher Bevölkerungsmehrheit 
wurden, während die ursprünglichen Völker eigene Staaten bildeten (Blumewitz, 
1992: 29.).“ 
 
Nationale Minderheiten entstanden also durch die Bildung der neuen nach nationalen 
Gesichtspunkten gebildeten Staaten. In Grenzgebieten kommt es unweigerlich zur 
Vermischung der verschiedenen Völker. Im Vielvölkerstaat Österreich-Ungarn stellte 
dies kein Problem dar, weil die Rechte der Völker gesetzlich geregelt wurden, und hier 
keinen Unterschied bei den inneren Grenzen machte. Durch die Auflösung Österreich-
Ungarns wurden aber Grenzen neu gezogen, und in den Grenzgebieten entstanden 
dadurch nationale Minderheiten. Das sind jene Reste von Völkern in einem anderen 
Staat, die zwar ethnisch einen Staat bildeten, diesem aber nicht angehörten, sondern in 
ihrem neu geschaffenen Staat eine Minderheit in der Bevölkerungszahl darstellen. Bei 
den in Österreich heute anerkannten Volksgruppen handelt es sich laut Gesetz um  
„nationale Minderheiten“, die entweder durch die Grenzziehung mit dem 
Friedensvertrag von St. Germain von ihrem so genannten „Mutterstaat“ abgetrennt 
wurden, oder schon lange in Österreich ein Verwurzelung haben. Die österreichische 
Rechtslage sieht alle anerkannten Volksgruppen als „nationale Minderheiten13“ an.  
 
                                                 
13 Siehe dazu Punkt 4.5.2 dieser Arbeit.  
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In der Literatur ist von einer gewissen Schutzfunktion die Rede, die ein Mutterstaat 
gegenüber seiner im benachbarten Staat wohnenden „ethnischen Angehörigen“ hat (vgl. 
Hilpold, 2006: 25f.).  
 
Im Falle der Slowenen in Kärnten übt heute der Staat Slowenien eine Schutzfunktion 
aus, weil er ein gewisses Interesse daran hat, dass seine in Österreich lebenden 
„ethnischen Angehörigen“ Rechte haben, die den Fortbestand der Slowenen in 
Österreich auch weiterhin sichert. Gleichermaßen übt ja auch Österreich eine 
Schutzfunktion für die in Südtirol lebende deutsch- und ladinischsprachige Bevölkerung 
aus.  
 
Europaweit gibt es keine einheitliche Definition, was eine nationale Minderheit ist, oder 
was sie ausmacht. Auch im „Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten“ gibt es keine Definition darüber, was genau eine nationale Minderheit 
ausmacht, sondern es wird den einzelnen Signatarstaaten überlassen, was sie als 
nationale Minderheit gibt. Schwierig macht es vor allem der Umstand, dass jeder Staat 
mit seinen beheimateten Minderheiten unterschiedlich umgeht. Im Jahre 1993 gab es 
den Versuch der parlamentarischen Versammlung des Europarates, ein Zusatzprotokoll 
zur EMRK zu erstellen, worin nationale Minderheiten im Art.1 definiert werden sollten: 
 
“Article 1  
For the purposes of this Convention, the expression ‘‘national minority'' refers 
to a group of persons in a state who: 
a.) reside on the territory of that state and are citizens thereof; 
b.) maintain longstanding, firm and lasting ties with that state; 
c.) display distinctive ethnic, cultural, religious or linguistic characteristics; 
d.) are sufficiently representative, although smaller in number than the rest of 
the population of that state or of a region of that state; 
e.) are motivated by a concern to preserve together that which constitutes their 
common identity, including their culture, their traditions, their religion or their 
language (Parlamentarische Versammlung Europarat: 
http://assembly.coe.int/Main.asp?link=http://assembly.coe.int/Documents/Adopt
edText/ta93/EREC1201.htm Stand: 20.9.2008).” 
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Insgesamt entspricht es jedoch in weiten Teilen der österreichischen Auffassung, was 
eine Volksgruppe14 ausmacht. Dieses Zusatzprotokoll trat europaweit jedoch nie in 
Kraft, weil kein Konsens darüber erzielt werden konnte. 
b.)  echte und unechte nationale Minderheiten: 
 
Oft wird auch noch die Unterscheidung zwischen einer „echten und unechten 
nationalen Minderheit“ gemacht. Unter der echten nationalen Minderheit wird hierbei 
meist jene Minderheit verstanden, die schon sehr lange Zeit im Wohnstaat ansässig ist 
und hier gewisse Rechte erworben hat. Dagegen ist die unechte nationale Minderheit 
eine zugewanderte Minderheit, die zwar die Kriterien für eine Minderheit erfüllen, 
jedoch keine, oder noch keine, Staatsbürgerschaft im Wohnstaat haben und meist durch 
Flucht oder Emigration in den jetzigen Wohnstaat gekommen sind (vgl. Veiter, 1970: 
70f). 
 
Hier ist eine wichtige Unterscheidung, warum es in Österreich anerkannte Minderheiten 
gibt, während anderen zahlenmäßig großen Gruppen, keine Minderheitenrechte haben. 
Die in Österreich anerkannten Volksgruppen haben aufgrund ihrer Geschichte und der 
langen Existenz auf dem Gebiet des heutigen Österreichs gewisse Rechte erworben, die 
ihnen auch durch den ÖStV von 1955 zugesichert wurden. Auch sind sie sich ihrer 
Zugehörigkeit zu den jeweiligen Volksgruppen bewusst und geben ihre verwendete 
Volksgruppensprache bei Volkszählungen (VZ) an15. Weiters sind sie in Vereinen oder 
Verbänden organisiert und stehen für ihre Rechte ein. Seit den 1970er Jahren, als 
erstmal viele Gastarbeiter nach Österreich kamen, gibt es auch aus dem Raum des 
ehemaligen Jugoslawiens oder der Türkei zahlenmäßig große Bevölkerungsgruppen in 
Österreich. Sie bilden zwar praktisch gesehen sprachlich oder ethnisch auch eine 
Minderheit in Österreich, haben aber trotzdem keinen gesetzlichen Minderheitenstatus 
in Österreich, weil sie noch nicht lange genug zugewandert sind und außerdem in einem 
geographischen Raum eine zahlenmäßige Stärke erreichen müssen. 
                                                 
14 In Österreich werden nationale Minderheiten als Volksgruppen bezeichnet. Das wird auch ausdrücklich 
im „Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten“, Punkt 5.3.2 dieser Arbeit, betont.  
15 In Österreich wird nicht nach der Volksgruppenzugehörigkeit gefragt, sonder man schließt aufgrund 
der verwendeten Volksgruppensprache auf die Volksgruppengröße.  
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Das ist auch eine wichtige Unterscheidung für die Ortstafelfrage. Medial oder von sehr 
rechtsgerichteten Gruppen wird oftmals behauptet, dass ja auch diese Minderheiten 
verlangen könnten, dass Ortstafeln in ihrer Sprache aufgestellt werden. Das ist demnach 
jedoch so nicht richtig, da sie eine unechte nationale Minderheit sind, die keine 
besonderen Volksgruppenrechte in Österreich besitzen.  
 
Nach Veiter werden „echte und unechte nationale Minderheit“ manchmal auch anders 
definiert. Demnach wären „echte nationale Minderheiten“ nur jene, die nicht an ihren 
„Mutterstaat“ angrenzen, und „unechte“ jene, die angrenzen. Für diese Arbeit und 
meine Bergriffsdefinitionen behalte ich jedoch meine oben angeführte Unterscheidung 
bei.  
 
c.)  Grenzlandminderheit und Binnenlandminderheit 
 
Viele Minderheiten entstanden, wie bereits erwähnt, durch neue Grenzziehungen in 
Europa, meist nach kriegerischen Auseinandersetzungen. Eine Grenzlandminderheit ist 
also dadurch gekennzeichnet, dass sie aufgrund einer neuen Grenze vom so genannten 
„Mutterstaat“ abgeschnitten sind (vgl. Reiterer, 1996: 97f).  
 
Die Kärntner Slowenen bilden demnach eine Grenzlandminderheit, weil sie durch neue 
Grenzziehung nach dem 1. Weltkrieg zu einer Minderheit in Kärnten wurden und durch 
diese neue Grenze von ihrem „Mutterstaat“ abgetrennt sind. Auch für die Ungarn im 
Burgenland trifft das zu, da sie aufgrund der neuen Grenzziehung und der Angliederung 
des neu gebildeten Burgenlandes an Österreich, zu einer Minderheit wurden.  
 
Alle anderen anerkannten Minderheiten in Österreich, bis auf Roma und Sinti die 
weltweit nirgends einen selbstständigen Staat bilden, also Tschechen, Slowaken und 
Burgenlandkroaten, sind demnach Binnenlandminderheiten, da sie mit ihrem 
Wohngebiet nicht direkt an ihren „Mutterstaat“ angrenzen. Tschechen und Slowaken, 
weil sie hauptsächlich in Wien/Dunaj ansässig sind. Burgenlandkroaten, weil das 
Burgenland nicht an Kroatien angrenzt. Ansonsten ändert die Unterscheidung in 
„Grenzlandminderheit“ und „Binnenlandminderheit“ nicht viel an der Lage der 
Minderheiten in Österreich und ist eine rein faktische Definition.  
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d.)  Autochthone Minderheit 
 
Neben diesen vorangegangen Definitionen für Minderheiten, findet sich in der Literatur 
auch noch sehr häufig der Begriff der „autochthonen Minderheit“. Damit ist eine 
nationale Minderheit/Volksgruppe gemeint, die nicht durch Zuwanderung die 
Staatsbürgerschaft und den Status einer Minderheit erreicht hat, sondern dort 
„eingeboren/beheimatet“, oder zumindest schon sehr lange ansässig ist. Wie lange eine 
Minderheit in einem Land ansässig sein muss, um auch als „autochthone Minderheit“ zu 
gelten, ist sehr umstritten und wird von Land zu Land unterschiedlich gehandhabt16. 
Manche Experten sprechen von drei Generationen um einen Minderheitenstatus zu 
erwerben. So eine Handhabung würde jedoch bedeuten, dass die Nachkommen von 
Zuwanderungsminderheiten, die vor 30 bis 40 Jahren nach Österreich gekommen sind, 
heute schon einen Minderheitenstatus beantragen könnten. Andere Experten sprechen 
von 90-100 Jahren (vgl. Pan F., 1999: 21f). 
 
Ob das auch wirklich geschieht, ist auch jedem Staat selbst überlassen. Rechtliche 
Grundlage oder ein Automatismus um als Minderheit anerkannt zu werden, gibt es 
nicht. Nach der derzeitigen österreichischen Rechtslage kann eine Anerkennung in 
Zukunft sehr willkürlich geschehen. Gängige Staatenpraxis heute ist es, dass 
Minderheiten dann anerkannt werden, wenn es zu neuen Staatsbildungen und/oder 
Grenzverschiebungen kommt, aufgrund dessen ein Teil der Bevölkerung zu einer 
Minderheit im neuen Staat geworden ist. 
 
e.)  Nationalitäten 
 
Wie viele Begriffe, die sich um das Thema Minderheiten drehen, ist auch der Begriff 
„Nationalität“ nicht eindeutig definierbar.  
 
In fremdsprachiger Literatur und wissenschaftlichen Arbeiten über Minderheitenschutz 
wird unter Nationalität oftmals die Staatszugehörigkeit verstanden. Anders wird unter 
diesem Begriff im deutschsprachigen Raum die Volkszugehörigkeit begriffen. Wurde 
im altösterreichischen Nationalitätenrecht noch der Begriff „Volksstamm“, wie im 
                                                 
16 Für die österreichische Handhabung siehe Punkt 4.1.1 dieser Arbeit.  
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Art.19. des Staatsgrundgesetzes, verwendet, ersetzte man den Begriff schon bald durch 
den Begriff „Nationalität“. Dieser Begriff wurde später synonym für den Begriff 
„Volksgruppe“ verwendet, und zwar nicht nur für ganze Völker, sondern auch für 
Volksgruppen als Teil eines anderen Staates (vgl. ebd., 1999: 28f.).  
 
Anders sieht z.B. Reiterer (1996: 99) diesen Begriff. Für ihn sind Nationalitäten 
Gruppen von Minderheiten, die zwar voll ausgebildete Nationen sind, mit teilweise 
sogar eigenen Symbolen oder nationalen Attributen der Staatlichkeit, jedoch keine 
souveräne staatliche Organisation aufweisen, wie es beispielsweise die Basken, 
Katalanen oder Sorben sind. 
 
Wie ich auch schon im Punkt 1.5.6 ausgeführt habe, ist der Begriff Nation, und in 
dessen Folge auch die Nationalität, sehr schwer zu fassen und zu beschreiben. 
Einheitliche Definitionen gibt es dazu nicht. Ich selbst sehe den Begriff „Nationalitäten“ 
auch synonym für „Volksgruppe“ und werde deswegen in dieser Arbeit diesen Begriff 
wenn so verwenden.  
 
1.4.10 Unterschied nationale und ethnische Gruppen 
 
Würde der Begriff „Staatsnation“ ganz strikt ausgelegt werden, darf es gar keine 
ethnischen Gruppen geben. Anders sieht es bei der Definition „Kulturnation“ aus. Hier 
haben auch ethnische Gruppen ihren Platz. Aber was macht jetzt den Unterschied 
zwischen „ethnischen“ und „nationalen“ Gruppen aus? 
 
Unter „ethnischen Gruppen“, „Volksgruppen“ und „Nationalitäten“ können 
Untergruppen von Nationen verstanden werden, die sich durch spezielle kulturelle 
Eigenheiten von der übrigen Bevölkerung der Nation unterscheiden. Auf was eine 
nationale Identität aufgebaut ist, ist von Nation zu Nation unterschiedlich. So gilt z.B. 
bei den Serben und Kroaten die Religion als wichtigstes Merkmal, während es bei 
Nationen, die unterschiedlichen Religionsrichtungen angehören, die Sprache sein kann 
(vgl. Segmente, 2007: 7).   
 
In Österreich wird die österreichische Identität auch hauptsächlich auf die Sprache 
aufgebaut. Das geht schon aus dem Art. 8 Abs.1 des B-VG hervor, der die deutsche 
Einleitung und Problemstellung 
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Sprache zur Staatssprache der Republik macht. Auch die Konfession ist in Österreich 
wichtig, aber bei weitem nicht soweit wie in anderen Ländern und Nationen. Der 
Großteil der Österreicher bekennt sich auch zu einem christlichen Glauben. Dadurch 
unterscheiden sich die Kärntner Slowenen hauptsächlich durch ihre Sprache von der 
übrigen Bevölkerung Österreichs.  
 
Wie sich eine Nation zu einer ethnischen Gruppe verhält, hängt ganz vom jeweiligen 
politischen Umstand ab. So kann sich eine ethnische Gruppe:  
 
 - als Teil der Nation, in der sie lebt, empfinden, 
 - sich ihrer Mutternation zuordnen, oder 
 - sich zu einer eigenen Nation erklären (vgl. ebd.: 7).  
 
Was heißt das für die Kärntner Slowenen?  
 
Sie können sich als Teil der österreichischen Nation fühlen. Begründet kann das z.B. 
durch die lange gemeinsame Geschichte werden. Oder weil die Slowenen in Österreich 
verfassungsmäßig nicht als Staatsbürger zweiter Klasse behandelt werden. 
 
Weiters können sie sich ihrer Mutternation zugehörig fühlen. Das ist zurzeit wohl eher 
unwahrscheinlich. Über lange Zeit schon sind die Kärntner Slowenen in Österreich 
wirtschaftlich und sozial integriert und fühlen sich daher vermutlich auch der 
österreichischen Nation zugehörig. Andererseits werden die Slowenen in Kärnten von 
slowenischer Seite her als Angehörige ihrer Nation gesehen, die in einer anderen Nation 
leben.  
 
Die dritte Möglichkeit wäre es, sich als eigene Nation zu fühlen, da man sich weder der 
slowenischen, noch der österreichischen Nation zugehörig fühlt. Das ist durch die 
zerstreute Besiedelung und der heute nur noch geringen Anzahl an Personen eher 
unwahrscheinlich.  
 
Was eine ethnische Gruppe ist, hängt also sehr vom Betrachter und vom 
Selbstempfinden der ethnischen Gruppe ab. Auch kann die Betrachtungsweise der 
Einleitung und Problemstellung 
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Gruppe innerhalb sehr unterschiedlich und zersplittert sein. Ein Umstand, der den Erhalt 
der Gruppe nicht unbedingt fördert.  
 
Wie sich eine Gruppe fühlt kann sich durch politische Umstände schnell ändern. Wird 
eine ethnische Gruppe als gleichwertiger Teil der Nation behandelt, und werden ihnen 
auch spezielle Rechte gewährt, um ihre kulturellen Attribute zu erhalten und zu fördern, 
so wird sich die Gruppe als Teil einer anderen Nation fühlen. Wird die Gruppe 
unterdrückt, oder zur Aufgabe ihrer kulturellen Eigenheiten gezwungen, so kann sich 
schnell Widerstand innerhalb der Gruppe bilden, und es entweder zu 
Abspaltungsbewegungen kommen. Auch innerhalb der Kärntner Slowenen hat sich die 
Eigenbetrachtung im Laufe der letzten Jahrhunderte immer wieder geändert. Heute kann 
jedoch sicherlich gesagt werden, dass sie sich als Teil der österreichischen Nation 
fühlen die jedoch auf ihre zugesicherten Rechte bestehen um ihr bestehen auch für die 
 Zukunft zu sichern.    
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2 Theoretische Grundlage: Netzwerkanalyse 
 
Beim Ortstafelstreit handelt es sich, wie ich darstellen werde, um einen strukturell und 
sozial äußerst komplexen und schwierigen Fall. Um zu zeigen, wie die strukturellen 
Gegebenheiten und die soziale Einbettung der Akteure im formalen politischen Prozess 
sind, werde ich diese mittels einer Netzwerkanalyse untersuchen und darzustellen 
versuchen. Zur Netzwerkanalyse gibt es eine Vielzahl an Ansätzen und 
Untersuchungsmethoden, die ich im Rahmen dieser Diplomarbeit nicht alle darstellen 
kann. Ich habe aber aus der Vielzahl der angebotenen Analysemethoden für meinen 
Forschungsgegenstand ein Instrumentarium zu Recht gemacht, das den Ortstafelstreit in 
seiner Komplexität darzustellen vermag.  
 
Als erstes muss die Frage definiert werden, was ein „soziales Netzwerk“ überhaupt ist. 
Schweizer sagt dazu: 
 
„…daß (sic!) soziale Netzwerke diejenigen Instanzen bilden, über welche 
gesellschaftliche Werte und Normen sowie gruppen-, schicht- und 
milieuspezifische Verhaltensweisen und -erwartungen an den (individuellen) 
Akteur vermittelt werden, wobei die strukturelle Einbettung dieses Akteurs (und 
nicht die Normen und Institutionen an sich) in die Netzwerke die 
Sozialisationsarbeit, Kontrolle und Sanktionen des individuellen Verhaltens 
leistet (Schweizer, 2003: 157).“  
 
Um ein Netzwerk zu analysieren eignet sich die Netzwerkanalyse besonders, da sich mit 
ihr kleine abgegrenzte Bereiche, wie eben ein Politiknetzwerk, zu einem spezifischen 
Fall untersuchen lassen.  
 
Für Schweizer lässt sich ein genereller Modellzweck einer politikwissenschaftlichen 
Netzwerkanalyse darstellen, wenn der „Policy-Prozess“ in seiner Darstellung als 
weitgehend stabiles und sektoral unterteiltes System, das durch seine 
Institutionalisierung und Routine, Interessen zwischen staatlichen und 
gesellschaftlichen Akteuren vermittelt. Für ein politikwissenschaftliches Modell der 
Netzwerkanalyse geht er von zwei vorherrschenden Ansätzen in der Politikwissenschaft 
aus. Zunächst von einem allgemeinen Ansatz. Dieser benötigt für ihn fünf 
Geltungsbedingungen:  
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• Eine stark sektoralisierte Gesellschaft 
• Es müssen sich immer mehr Akteure am „Policy-Prozess“ partizipieren 
(„overcrowded policymaking“).  
• Es gibt eine zunehmende Aufhebung der Grenzen zwischen dem staatlichem 
und der gesellschaftlichen Ebene.  
• Auf den Politikprozess geht eine immer stärkere Wirkung durch die korporativ 
tätigen Akteure ein, und 
• Das politische System ist durch eine immer größer werdende Reichweite seiner 
Aktivitäten belastet.  
 
Damit sich ein reales Modell eines Netzwerkes überhaupt konstituieren kann, sind für 
ihn folgende Merkmale eine Voraussetzung: 
 
• Ein Problem ist vorhanden, welches soziopolitisch gelöst werden muss, 
• Ein Geflecht von Akteuren, die an der Lösung des Problems interessiert sind. 
Die Akteure respektieren die Problemlösungsansätze der anderen und sind in 
ihrer Tätigkeit weitgehend autonom.  
• Die Akteure müssen bereit sein, einen Kompromiss zu suchen und diesen auch 
zu finden.  
• Der Ressourceneinsatz zur Lösungsfindung der Akteure muss sowohl im 
eigenen, als auch im allgemeinen Interesse stattfinden (vgl. ebd., 2003: 161f).  
 
Sowohl aus dem allgemeinen, wie auch aus dem realen Modell lassen sich Merkmale 
erkennen, die auch beim Kärntner Ortstafelkonflikt kennzeichnend sind. Lassen sich 
jedoch nicht 1:1 umlegen. Deswegen gehe ich in einem nächsten Schritt darauf ein, was 
ein Netzwerk überhaupt ist.  
 
Für ein Netzwerk gibt es eine Vielzahl an Definitionsmöglichkeiten. Prinzipiell ist ein 
Netzwerk die Summe aus einer Vielzahl an miteinander verbundenen Knoten. Die 
Knoten stellen dabei Personen/Positionen dar, und die Verbindungslinien die 
Beziehungen zwischen ihnen. Das heißt, ein Netzwerk ist die Summe aus einer 
definierten Menge an Akteuren und deren Beziehungen miteinander. Zusätzlich sind die 
Akteure in eine Struktur eingebettet, welche einen Einfluss auf das Handeln der Akteure 
untereinander hat und sich auch wechselseitig bedingen. Das heißt, die Struktur hat 
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einen Einfluss auf das Handeln, aber auch das Handeln einen Einfluss auf die Struktur. 
Dadurch lässt sich für Schweizer, sehr vereinfacht gesagt, erklären, wie soziale 
Ordnung entsteht und auch das Bestehen garantiert (vgl. ebd., 2003: 163f).  
 
Wer die Akteure in einem Netzwerk sind, und wie groß das Netzwerk ist, wird vom 
jeweiligen Forscher bestimmt. Für die Forschung und dem Blick dabei auf das 
Netzwerk lassen sich zwei Arten von Netzwerken unterscheiden: Komplette bzw. 
globale Netzwerke und egozentrierte Netzwerke. Bei einem egozentrierten Netzwerk 
wird das Netzwerk aus der Sicht eines Akteurs untersucht. Für meine Forschung 
interessanter ist jedoch das Komplettnetzwerk. Bei einem Komplettnetzwerk liegt das 
Augenmerk der Forschung auf die Beziehung von vielen Netzwerkeinheiten 
untereinander. Die sozialen Einheiten eines Gesamtnetzwerkes sollen einen eindeutigen 
Netzwerkszusammenhang haben. Es soll nach außen hin relativ stabile Grenzen des 
Netzwerkes geben. Diese Grenzen sind jedoch nicht sehr leicht zu erkennen, und eine 
Abgrenzung scheint schwierig. Deswegen können vom Forscher Grenzen gezogen 
werden, die jedoch begründet sein sollen. Sind diese Grenzen gesetzt, so müssen die 
Akteure miteinander in Beziehung gebracht werden, und diese Beziehungen 
miteinander untersucht. Bei sehr großen Netzwerken ist das Problem, dass es eine 
Vielzahl an Beziehungen gibt, die im Rahmen einer Forschung nicht untersucht werden 
können. Hier darf aber definiert werden, welche Beziehungen von Relevanz sind und 
welche nicht (vgl. ebd., 166f).  
 
Im nächsten Schritt versuche ich das eben dargestellte auf meine Forschung umzulegen: 
 
Mein Forschungsgegenstand ist der „Kärntner Ortstafelkonflikt“. Um diesen Konflikt 
hat sich ein Netzwerk gebildet, das aus einer von mir definierten Menge von Akteuren 
besteht. Diese Akteure agieren sowohl in einer politischen, wie auch in einer 
gesellschaftlichen Dimension. Außerdem besteht das Netzwerk auf drei Ebenen: 
Landesebene, Bundesebene und Europäische/Internationale Ebene.  
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Die von mir definierten Akteure sind: 
 
Landesebene: Kärntner Landesregierung, Rat der Kärntner Slowenen, Zentralverband 
der slowenischen Organisationen, Kärntner Heimatdienst und Kärntner 
Abwehrkämpferbund.  
Bundesebene: Bundesregierung, Bundespräsident und der Verfassungsgerichtshof.  
Europäische/Internationale Ebene: Slowenien, Signatarstaaten des ÖStV, EU, 
Europarat, OSZE.  
 
Im Abschnitt C. meiner Diplomarbeit werde ich auf diese Akteure näher eingehen und 
diese miteinander in Beziehung bringen. 
 
Im nächsten Schritt für die Netzwerkanalyse muss man ermitteln, wie die Struktur 
aussieht, in der die Akteure eingebettet sind. Bei der Betrachtung eines Netzwerkes soll 
man schon aus der reinen Betrachtung der Struktur Aussagen tätigen können. Dem in 
einer sozialen Struktur zugewiesenen Platz eines Akteurs, bestimmt auch die 
Möglichkeiten, die dieser Akteur hat. Schweizer hat dazu drei Prämissen formuliert: 
 
• Die strukturelle Einbettung eines Akteurs in ein Interaktionsmuster sowie dessen 
personelle Ressourcen bestimmen dessen Handlungsoptionen bzw.  
-möglichkeiten.  
• Um Handlungsbarrieren zu überwinden ist es wichtig möglichst viel 
Sozialkapital zu haben. Durch das Vorhandensein von Sozialkapital verstärken 
sich die Handlungsvariationen und der Zugang zu Netzwerkressourcen.  
• Sozialkapital wird durch: Zentralität, Prestige, macht und strukturelle 
Autonomie operationalisiert.  
 
Er schließt daraus, dass die unterschiedliche Einbettung der Akteure in Netzwerk die 
Akteursmöglichkeiten definiert (vgl. ebd., 2003: 173f).  
 
Für meine Diplomarbeit werde ich mir deswegen ansehen, in welcher Weise die 
Akteure in das Netzwerk eingebettet sind. Dazu möchte ich in zwei Stufen vorgehen: 
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Zunächst werde ich mir die gesetzlichen Grundlagen ansehen, die dem Ortstafelkonflikt 
zugrunde liegen und daraus ableiten, in welcher Weise welcher Akteur eine 
Einflussmöglichkeit auf dieses Thema rein formal hat.  
Im nächsten Schritt werde ich durch Interviews zu Erheben versuchen, wie und warum 
welcher Akteur im Ortstafelkonflikt einen Einfluss hat und wie dieser wirkt.  
 
Natürlich lässt sich mit einer solchen Analyse nicht jeder Aspekt des Konfliktes 
beschreiben. Wie Tálos und Kittel schreiben, lassen sich durch die Netzwerkanalyse nur 
Gesamtstrukturen erfassen. Die einzelnen Freiheiten, die ein jeder Akteur hat, und diese 
auch unterschiedlich nutzt, lassen sich dadurch nicht erfassen. Es erlaubt auch keine 
Aussagen darüber, wie der Prozess einer Entscheidung zustande kommt. Die 
Netzwerkanalyse stellt aber eine Forschungsperspektive zur Verfügung, die es gestattet 
darzustellen, welche Akteure in welcher Beziehung miteinander stehen und wie sie bei 
der Entscheidungsfindung beteiligt sind (vgl. Tálos/Kittel, 2001: 25).  
 
Für meine Arbeit bedeutet das, dass ich versuchen werde das Netzwerk der Akteure, die 
ich oben genannt habe, zu: 
 
• beschreiben, wie diese zusammenspielen und wie diese zusammenwirken.  
• erklären, auf welchen rechtlichen Grundlagen sich diese Akteure bewegen und 
wieweit ihr Handlungsspielraum geht und 
• darzustellen, wo im Ortstafelkonflikt Handlungsmöglichkeiten gegeben sind.  
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B. Geschichte der Kärntner Slowenen und Grundlagen des 
Minderheitenschutzes in Österreich 
 
3 Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 
Unter diesem Punkt werde ich einen kurzen Abriss der Geschichte Kärntens mit 
besonderem Augenmerk auf die Kärntner Slowenen bieten. Kärnten sieht sich heute 
selbst als Schnittpunkt der drei großen Völker Europas: den Germanen, den Slawen und 
den Romanen. Um den Ortstafelkonflikt in Kärnten zu verstehen, ist es wichtig, die 
Geschichte Kärntens zu kennen. Deshalb werde ich unter diesem Punkt versuchen, die 
Geschichte der Kärntner Slowenen darzustellen und dabei auf die wichtigsten 
historischen Eckpunkte eingehen. Da sich Landesgrenzen immer wieder verschoben 
haben, werde ich nur generell auf das Zusammenleben der deutsch- und 
slowenischsprachigen Bevölkerung in Kärnten eingehen, ohne die zum jeweiligen 
Zeitpunkt geltenden Landesgrenzen zu berücksichtigen. 
 
3.1 Probleme bei historischen Ansprüchen 
 
Beim Konflikt in Kärnten/Koroška geht es auch um die Frage, wer sich zuerst in diesem 
Gebiet angesiedelt hat. Solche historischen Debatten gibt es auch bei anderen 
ethnischen Konflikten. Bei vielen Konflikten dieser Art in Europa wird versucht 
historische Ansprüche geltend zu machen.  
 
Ein aktuelles Beispiel dazu ist der Kosovo. Auch hier führen die Serben an, dass der 
Kosovo die Wiege ihrer Kultur ist und sie von den Albanern im Laufe der Jahrhunderte 
aus diesem Gebiet vertrieben und zurückgedrängt wurden. Aber wer kann schon sagen, 
wer nun wirklich früher dort war? In Kärnten waren vor den Slawen und den Germanen 
waren schon Illyrer und Römer ansässig, die sich mit den einwandernden Slawen und 
Germanen vermischt haben dürften. Auch hier kann gefragt werden, wer vor diesen 
Völkern in diesem Gebiet gewohnt hat? Was haben die damals eingewanderten Slawen 
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und Germanen mit den heutigen Slowenen und (Deutsch-) Österreichern gemeinsam? 
Insgesamt also eine Frage, die nicht wirklich beantwortet werden kann.  
 
Bei „ethnischen“ Konflikten kommt es unweigerlich zu Mythifizierungen und zu 
Glorifizierungen der Geschichte des eigenen Volkes. Zentral sind hier vor allem 
Mythen um Kämpfe, die das Volk führen musste. Im Kosovo ist ein zentraler Mythos 
die Schlacht am Amselfeld im Jahre 1389, in der sich die Serben für Europa 
„aufgeopfert“ haben.  Aufgrund dieser Schlacht wird ein historischer Anspruch auf den 
Kosovo gestellt17.  
 
Aber auch auf slowenischer Seite gibt es Mythen, die sich auf Kärnten/Koroška 
beziehen, wie zum Beispiel den Mythos, dass auch das Zollfeld/Gosposvetsko polje in 
Kärnten/Koroška und der darauf befindliche Herzogstuhl „heiliger slowenischer Boden“ 
ist (vgl. Veiter, 1936: 31).  
 
Vor allem seit der Idee der Nation und eines ethnisch einheitlichen Staates werden 
solche Konflikte ausgetragen. Auch in Kärnten wird von vielen nicht akzeptiert, dass 
Südkärnten nun mal seit Jahrhunderten sowohl deutsch- als auch slowenischsprachig ist. 
Viele Jahrhunderte lebten beide Gruppen friedlich zusammen. Erst seit dem erstarken 
der nationalen Idee kam es zu Konflikten.  
 
„Das Zollfeld sei der Ort der feierlichen Inthronisation der Herrscher des 
slowenischen Volkes gewesen und bedeute für die Slowenen das, das das Kosovo 
(Amselfeld) für die Serben sei, nämlich heiliger Boden (Fräss-Ehrenfeld, 2000: 
116).“ 
  
Kahl schreibt zur slowenischen Variante des Zollfeldmythos, dass das Zollfeld/ 
Gosposvetsko polje für die Slowenen das Zentrum ihrer eigenen Nationsbildung ist. Sie 
sehen diesen Prozess durch die Zuwanderung der deutschen Siedler gestört und 
unterbrochen (vgl. Kahl, 1997: 56). 
 
Auch hier wird, ähnlich zum Amselfeldmythos, eine Region als historische Wiegestätte 
der eigenen Kultur und Nation angesehen, auf die dadurch ein Anspruch besteht.  
                                                 
17 Zur Vertiefung zum Konflikt um den Kosovo empfehle ich das Buch: Kramer, Helmut und Vedran 
Dzihic (2006): Die Kosovo-Bilanz. Scheitert die internationale Gemeinschaft) Wien: Lit Verlag GmbH.  
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Für „Deutschkärntner“ wiederum gibt es wiederum einen noch recht jungen Mythos: 
Den Kärntner Abwehrkampf im Jahre 1920, in dem sich Kärnten gegen den SHS Staat 
wehrte, der große Teile Kärntens für sich beanspruchte (aufgrund historischer 
Ansprüche), und der die Einheit Kärntens gesichert haben soll18.  
 
Interessant an der Mythifizierung beider Konflikte ist es, dass sowohl die Schlacht am 
Amselfeld, als auch der Kärntner Abwehrkampf nicht siegreich waren. In der heutigen 
Wahrnehmung der Geschichte werden sie jedoch als Heldentaten für das eigene Volk 
dargestellt. Der Kärntner Partisanenkampf im zweiten Weltkrieg gegen die NS-
Herrschaft Kärntens wird wieder als Beweis dafür gesehen, dass die Kärntner Slowene 
nicht an der Einheit Kärntens interessiert sind, sondern sich lieber abspalten wollte und 
immer noch will.  
 
Im Folgenden geschichtlichen Abriss von Kärnten/Koroška werde ich versuchen, die 
Geschichte Kärntens möglichst neutral darzustellen, und möglichst keine Wertungen, 
über die für beiden Seiten wichtigen historischen Ereignissen, zu machen. 
 
3.2 Die Zeit von der Besiedelung Kärntens bis zur Auflösung der 
Habsburgermonarchie 
 
Schon vor den Slawen war das heutige Kärnten besiedelt. Ursprünglich war das Gebiet 
von Illyrern und Kelten bewohnt. Diese schlossen sich um etwa 300 vor Christus 
zusammen und errichteten den Staat „Noricum“ (siehe Abb.1 und 2) Dieser kam um 
etwa 15 vor Christus unter römischen Einfluss und wurde zu einer römischen Provinz 
umgebaut. Die Römer errichteten vor allem größere Städte und befestigte Straßen. 
Hauptstadt war „Virunum“ und lag in der Nähe des heutigen Maria Saal/Gospa sveta in 
der Nähe von Klagenfurt/Celovec (vgl. Veiter, 1936: 24).  
                                                 
18 Genauere Ausführung zum Kärntner Abwehrkampf finden sich unter Punkt 3.7 dieser Arbeit 
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Abbildung 2: Scheuch, S. 17.  
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 Ungefähr in der zweiten Hälfte des 6. Jahrhunderts machten sich erste slawische 
Siedler, Vorfahren der heutigen Slowenen19, in Kärnten, und weiteren Teilen der Süd- 
und Ostalpen sowie im Donauraum sesshaft. Siedler waren sowohl westslawische 
Mähren, als auch südslawische Slowenen20 (vgl. Scheuch, 1994: 20).  
 
Kärnten lag zu dieser Zeit zwischen den Einflussbereichen der Langobarden, 
Merowinger und von Byzanz (siehe Abb.2). Das Gebiet, in dem die Slawen eindrangen 
war zu dieser Zeit weitgehend sich selbst überlassen und nur sehr dünn besiedelt. Nur 
kleine Reste der romanisierten illyrisch-keltischen Vorbevölkerung waren vorhanden. 
Diese wurde jedoch weitgehend vertrieben oder assimiliert. Nach und nach nahmen sie 
alle wichtigen römischen Städte ein. Die Besiedelung erfolgte nicht immer friedlich und 
es kam zu Auseinandersetzungen mit Awaren und Baiern, die ebenfalls in dieses Gebiet 
vordrangen. Zur Absicherung ihres neuen Siedlungsgebietes gründeten die Slawen 
Anfang des 7. Jahrhunderts ein selbstständiges Herzogtum der Karataner auf dem 
Gebiet des heutigen Kärntens und weit darüber hinaus (vgl. Inzko, 1988: 13f.). Bis zum 
Jahr 1991 war das der erste eigenständige slowenische Staat21. 
 
Von Osten her wurden die Slowenen von den Awaren bedrängt. Da die Slowenen 
befürchteten von den Awaren erobert und unterworfen zu werden, rief der 
Karantanerherzog Borut 745 die Baiern zu Hilfe. Diese leisteten diese auch, die 
Slowenen mussten jedoch danach die fränkische Oberhoheit anerkennen, unter der auch 
die Baiern standen, und weiters das Christentum anerkennen und zulassen (vgl. ebd. 
14f).  
 
Durch das Christentum kamen auch mehr und mehr Germanen in das Land. Ein 
eigenständisches karatanisches Herzogtum konnte sich dadurch nicht mehr weiter 
entwickeln. Es kam zu Aufständen der karatanischen Fürsten, die jedoch erfolglos 
blieben. Diese wurden in Folge dessen abgesetzt, und fränkisch-bayrische Grafen 
                                                 
19 Der Begriff Slowenen wurde erst später gebräuchlich. Die germanische Bevölkerung bezeichnete sie 
mit dem Sammelbegriff für Slawen: Wenden oder Windische (vgl. Scheuch, 1994: S.30). Zur besseren 
Verständlichkeit und Einheitlichkeit werde ich ab hier trotzdem von Slowenen sprechen.  
20 Slowenen wurden in alten fränkischen Berichten auch als „Wenden“ bezeichnet (vgl. Scheuch, 1994: S. 
20). Siehe dazu auch die „Windische Theorie“ von Martin Wutte.  
21 1991 rief Slowenien die Unabhängigkeit von Jugoslawien aus. Slowenien war zwar seit Gründung des 
SHS-Staates gleichberechtigte Nation in Jugoslawien, jedoch nicht souverän.   
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eingesetzt. Karatanien im Jahre 828 voll in das deutsche Reichsgebiet  integriert (vgl. 
Valentin, 2000(1): 276 und Baumgartner, 1995: 29).  
 
In der darauf folgenden Zeit kam es durch die deutsche Herrschaft zu einer starken 
Zuwanderung aus Bayern.  Diese Zuwanderung geschah über viele Jahrhunderte und 
verlief weitgehend ruhig und akzeptiert.  
 
„Ein friedlicher Assimilierungsprozeß (sic!) bewirkte, daß (sic!) bis zum Ende 
des Mittelalters sich im Norden Kärntens das Deutsche, im Süden das 
Slowenische durchsetzte (Valentin, 2000(1): 276).“ 
 
Das Nebeneinander des Deutschen und des Slowenischen in Kärnten hat eine lange 
Tradition. Das änderte sich auch nicht, nachdem Kärnten 976 von Baiern getrennt und 
wieder ein eigenständiges Herzogtum wurde (siehe Abb.3 und 4). Die Einwanderung 
von Germanen wurde aber dadurch nicht gestoppt. Die deutschsprachige Bevölkerung 
Kärntens war vor allem für die Gründung von Städten, Burgen und Klöstern 
verantwortlich und von ihnen auch hauptsächlich bewohnt. Die Slowenen waren am 
Land angesiedelt (vgl. Veiter, 1936: S.26ff).  
 
                           Abbildung 3: Scheuch, S. 31.  
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                     Abbildung 4: Scheuch, S. 29.  
 
 
Bis 1335 war Kärnten ein eigenständiges Herzogtum, das über die Jahrhunderte von 
mehreren  Adelsgeschlechtern22 regiert wurde und oft auch mit Bayern verbunden war. 
Im Jahre 1335 fielen die ersten Teile Kärntens den  Habsburgern zu (siehe Abb.5 und 
6), in deren Reich es auch bis 1918 blieb (vgl. Inzko, 1988: 19.). 
 
                                                 
22 U.a. Eppensteiner und Spanheimer.  
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Abbildung 6: Scheuch, S. 51.  
 
 
Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 - 55 -   
Zu diesen Teilen gehörte vor allem der auch slowenischsprachige Ostteil des heutigen 
Kärntens bis Villach. Um 1500 kam dann auch die restlichen Teile Kärnten unter dem 
Einflussbereich der Habsburger, wozu damals auch noch die Gebiete Osttirols gehörten, 
die erst durch eine neue Grenzziehung von Kaiser Maximilian I.23 an Tirol fielen. (vgl. 
Scheuch, 1994: 31).  
 
Somit waren bis auf einige wenige Gebiete, die erst im Laufe des 18. und 19. 
Jahrhunderts von Salzburg und Bamberg zu Kärnten kamen, die Grenzen des heutigen 
Kärntens verwirklicht. In dieser Zeit war die Sprache auch noch kein Konfliktthema. Im 
heutigen zweisprachigen Gebiet existierten zu dieser Zeit beide Sprachen friedlich 
nebeneinander. Dieser Zustand dauerte auch weitgehend bis zum Aufkommen des 
Nationalismus in der Habsburgermonarchie an. Konfliktthema war es auch keines, weil 
vor dem Aufkommen des Nationalismus Sprache nicht als Abgrenzungsmerkmal 
gegenüber anderssprachigen Gruppen diente. Wichtigstes Unterscheidungsmerkmal in 
dieser feudalen Herrschaftsstruktur war nur: Herr und Untertan. Der Adel und die 
Oberschicht sprachen meist Deutsch24, die Untertanen Slowenisch. Die Untertanen 
wurden vor allem als wirtschaftlicher Faktor gesehen Aus diesem Grund war es auch 
nebensächlich, welche Sprache sie sprachen.  
 
Aus dieser Zeit dürfte auch das Vorurteil gründen, dass das Slowenische nur eine 
Bauernsprache war/ist. Tatsächlich entwickelte sich eine eigenständige slowenische 
Schriftsprache25 und Literatur erst sehr spät. Als Beginn der slowenischen 
Schriftsprache wird mit dem Druck des ersten Buches auf Slowenisch, im Jahre 1550, 
angegeben (vgl. Baumgartner, 1995: 25).  
 
In den sehr schwach slowenisch besiedelten Gebieten im Norden Kärntens setzte ein 
natürlicher und friedlicher Assimilierungsprozess ein, durch die sich eine Sprachgrenze 
in Kärnten herausbildete, die im Großen und Ganzen bis zum 19. Jahrhundert bestand 
(vgl. Valentin, 2000(1): 276 und Inzko, 1988: 24): 
                                                 
23 1459-1519. Leitete im Habsburgerreich wichtige Reformen ein. 
24 Es gibt jedoch auch Überlieferungen, dass die Oberschicht und der Adel auch das Slowenische 
beherrschten. Vgl. dazu Inzko, 1988: 22.  
25 Die erste schriftliche Überlieferung stammt zwar um das Jahr 1000 (Freisinger Denkmäler), das nächste 
jedoch erst aus dem Ende des 14. Jahrhunderts (Klagenfurter Handschrift). Vgl. ebd. 22.  
Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 - 56 -   
 
„Sie begann im Westen südlich von Hermagor, folgte dem Kamm der Gailtaler-
Alpen bis zum Dobratsch, querte südlich von Villach die Drau, verlief über die 
Ossiacher Tauern, erreichte über Moosburg, Maria Saal und Ottmanach die 
Saualm bei Diex und endete bei der Mündung der Lavant in die Drau26 (ebd. 
1988: 24).“ 
 
Wobei jedoch diese Sprachgrenze auch nicht als homogen verstanden werden darf. 
Besonders die Städte im Süden Kärntens waren große deutsche Sprachinseln.  
 
Bedingt durch das Feudalsystem, welches auch in Kärnten vorherrschte, entwickelten 
die Slowenen trotz ihres zusammenhängenden, wenn auch löchrigen,  Siedlungsraumes 
kein ethnisches Zusammengehörigkeitbewusstsein. Weitere wichtige Faktoren waren 
die Zersplitterung des Landes in mehrere Herrschaftsteile (siehe Abb. 6) sowie fehlende 
Mobilität (vgl. Veiter, 1936: 28 und Inzko, 1988: 24).  
 
Tiefgreifende gesellschaftliche Änderungen kamen durch Bauernaufstände im 15. 
Jahrhundert, sowie durch die einsetzende Reformation im 16. Jahrhundert zustande. 
Bedingt durch Türkenangriffe 1473 und 1476 gründeten die Bauern eigene 
Abwehrgruppen  gegen die Türken, die auch gegen die Kärntner Landesstände gerichtet 
wurden, weil diese die Bauern bei den Türkenangriffen nicht geschützt haben. Sie 
konnten sich jedoch nicht gegen Adel und Kaiser durchsetzen. Trotzdem kam es zu 
einer Änderung der besitzrechtlichen Stellung der Bauern. Die größte Leistung der 
Reformation bei den Kärntner Slowenen war die Etablierung einer slowenischen 
Schriftsprache, durch die sich auch ein selbständigeres, kulturelles Leben der Slowenen 
entwickeln konnte. Im Jahre 1584 erschien die so genannte „Dalmatien-Bibel“, an der 
auch Vertreter Kärntens beteiligt waren, und die auch vom Land Kärnten angekauft 
wurde (vgl. Inzko 1988: 28f.).  
 
Um 1592 erschien auch das erste slowenische Wörterbuch, dass von dem aus Stuttgart 
stammenden Deutschen Hieronymus Megiser verfasst wurde (vgl. Veiter, 1936: 27).  
 
Durch die einsetzende Gegenreformation erhielt die slowenische Kulturentwicklung 
wieder einen Dämpfer. Jedoch wurden von katholischer Seite fortan slowenische 
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Prediger ausgebildet, sowie das slowenische Wörterbuch von Megiser weitergeführt 
und ausgebaut (vgl. Inzko, 1988: 31).  
 
In der Literatur wird angegeben, dass sich die Slowenen in all dieser Zeit nie als 
eigenständiges Volk oder ethnische Gruppe gefühlt haben, und sich das erst in der Zeit 
vom 18. auf das 19. Jahrhundert geändert hat. Für die Slowenen war es auch nicht sehr 
leicht sich als eigenständige Gruppe zu fühlen, da sie auf mehrere Länder aufgeteilt 
lebten27 und nirgends die Mehrheit der Bevölkerung stellten. Aber im 18. Jahrhundert 
kam eine neue Idee in Europa auf: die Idee der Nation28.  
 
Im Jahre 1848 wurde von Krain/Kranjska aus der Zusammenschluss aller Slowenen zu 
einem „Großslowenien“ gefordert. Dieser Idee wurde in Kärnten jedoch von deutsch- 
als auch von slowenischsprachiger Seite eine klare Absage erteilt  und in weiterer Folge 
auch nicht verwirklicht. Weiters kam es in dieser Zeit auch zu einer Vielzahl von 
Vereins- und Zeitungsgründungen, die wesentlich zu einer kulturellen Entwicklung der 
Kärntner Slowenen beitrugen (vgl. Veiter, 1936: 28, Inzko, 1988: 35 und Valentin, 
2000(1): 276).  
 
Ein weiteres wichtiges Jahr für die Kärntner Slowenen, war 1867. Damals wurde von 
Kaiser Franz Josef I. die Dezemberverfassung und das damit verbundene 
Staatsgrundgesetzes, durch dessen Art. 19 die Gleichheit der Volksstämme in 
Österreich anerkannt und geschützt wurden29, erlassen.  
 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bildete sich eine Vielzahl an Parteien, welche 
die unterschiedlichsten Interessen verfolgten. Darunter waren auch slowenische 
Parteien, denen jedoch das deutschliberale Bürgertum gegenüberstand, welches 
versuchte, slowenisch-nationalen Emanzipationsversuche entgegenzuwirken und auch 
stärkste Kraft im Land wurden. Die Einführung des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechtes im Reichsrat wirkte sich negativ auf die Slowenen aus, da die Wahlkreise 
                                                 
27 Diese wohnten damals in Kärnten, Steiermark, Krain, Küstenland, Provinz Venetien und Ungarn (vgl. 
Inzko, 1988: 39).  
28 Auf den Begriff Nation gehe ich im Punkt 1.4.6 dieser Arbeit näher ein.  
29 Das Staatsgrundgesetz befindet sich bis heute in Verfassungsrang. Die Gültigkeit des Artikels 19 ist 
aber umstritten aufgrund von kollidierenden Gesetzesmaterien. Siehe Punkt 4.3 dieser Arbeit.  
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in Kärnten so gezogen wurden, dass die Slowenen nur in einem einzigen eine Mehrheit 
hatten. Die anderen Wahlkreise wurden zusammen mit stark deutschsprachigem Gebiet 
gebildet (vgl. Inzko, 1988: 42f. und Valentin, 2000(1): 277).  
 
In der zweiten Hälfe kann durch die Entwicklungen im Kaiserreich von einem 
Erwachen des nationalen Gedankens der Slowenen gesprochen werden. Lange Zeit 
fühlten sie sich nicht als gleichwertige Nation im Habsburgerreich30. Vor allem Vereine, 
welche Bildungsarbeit leisteten, wie die „St.-Hermagoras-Bruderschaft“, die vor allem 
publizistisch tätig war, und es sich zur Aufgabe stellte, slowenischsprachige Bücher zu 
verbreiten Auch die katholische Kirche war für die Interessen der slowenischen 
Volksgruppe in Kärnten von großer Bedeutung. Durch das Abhalten des Gottesdienstes 
in slowenischer Sprache und durch das Unterrichten der Kinder in den Schulen, sorgten 
sie für die Pflege und dem Erhalt der slowenischen Sprache. Während des 
Neoabsolutismus von 1848-1867 waren die Slowenen und die katholischen Priester in 
Kärnten ein wichtiger Pfeiler für den Kaiser, um die Verbreitung von liberalem 
Gedankengut in Kärnten einzudämmen, da diese vorwiegend konservativ und 
Kaisertreu waren. Dadurch konnten sie sich auch gewisse Vorteile verschaffen. Einer 
war z.B. die Unterrichtssprache, weil laut Erlass von 1851 sich die Unterrichtssprache 
nach der Predigtsprache richten musste (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 30f.). 
 
Durch den Ausgleich von 1867, der das Habsburgerreich in eine österreichische und 
eine ungarische Hälfte aufteilte, änderte sich auch  für die Slowenen vieles und führte 
zu Konflikten zwischen den Volksgruppen. Durch das Reichsvolksschulgesetz wurde 
im Jahre 1869 die Trennung von Kirche und Staat beschlossen. Das bedeutete, dass die 
slowenische Minderheit in Kärnten/Koroška nicht mehr von katholischen Pfarrern 
unterrichtet werden konnten (vgl. Baumgartner, 1995: 30f.).  
 
In der Schulorganisation lösten so genannte „utraquistische Schulen“ immer mehr 
slowenischsprachige Schulen ab. Hier wurden beide Sprachen unterrichtet, bis die 
deutsche Sprache so gut beherrscht wurde, dass sie als einzige Unterrichtssprache 
verwendet werden konnte31 (vgl. Inzko, 1988: 43).  
 
                                                 
 
31 Siehe Punkt 4.2: Schulbildung in Kärnten, in dieser Arbeit.   
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In der Zeit bis zum ersten Weltkrieg kam es immer wieder zu nationalen Konflikten und 
Protestbewegungen in Kärnten/Koroška. Schon zu dieser Zeit waren die Hauptgründe 
für die Konflikte die Frage des zweisprachigen Unterrichtes, sowie die Verwendung der 
slowenischen Sprache bei Ämtern (vgl. Valentin, 2000(1): 281 und Obid u.a., 2002: 
16f.).  
 
Interessant ist jedoch, dass es bei den Ämtern der slowenischsprachigen 
Bezirkshauptmannschaften durchaus üblich war, Eingaben auf Slowenisch zu machen 
und zu beantworten. Im inneren Ämterdienst sah das ganze jedoch anders aus. Hier war 
ausschließlich Deutsch gebräuchlich (vgl. Veiter, 1936: 32f.).  
 
Auch die Zeit des Ersten Weltkrieges war alles andere als konfliktlos. Ein bloßes 
Bekennen als Slowene konnte für die Anklage des Hochverrates reichen. Laut Veiter 
stimmt die Behauptung jedoch nicht, dass die Kärntner Slowenen von Anfang an eine 
Loslösung vom Habsburgerreich und eine Vereinigung mit den Serben wünschten. 
Auch als die Slowenen des Küstenlandes und der Krain/Kranjska schon entschieden 
hatten sich abzuspalten um ein neues Königreich mit den Serben zu bilden, hatte diese 
Idee unter den Kärntner Slowenen nicht viele Anhänger (vgl. ebd.: 39).  
 
Ein weiterer Konfliktstoff war die so genannte „Maideklarationsbewegung“ im Jahre 
1917. Diese Bewegung forderte einen Zusammenschluss aller Slowenen, Kroaten und 
Serben unter der Herrschaft der Habsburger im Kaiserreich. Also neben einer 
österreichischen und ungarischen, auch einen slawischen Reichsteil mit entsprechender 
Autonomie, zu dem auch das slowenischsprachige Kärnten gehören sollte. Dies hätte 
jedoch eine Teilung Kärntens bedeutet und löste in Kärnten großen Widerstand aus. 
Auch slowenische Vertreter Kärntens sprachen sich gegen eine Teilung Kärntens aus 
(vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 21f.).  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass in der Zeit, bis zum Aufkommen des 
Nationalismus im Habsburgerreich, ein friedliches Zusammenleben der Volksgruppen 
in Kärnten möglich war. Erst mit dem Nationalismus entstanden nach und nach immer 
mehr Konflikte. Sprache wurde zum nationalen Identifikationsmerkmal. Schon zu 
dieser Zeit wurde Kärnten von deutsch-liberalen Kreisen als deutsches Siedlungsgebiet 
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gesehen, in dem auch Deutsch gesprochen werden muss. Eine andere Volksgruppe mit 
einer anderen Sprache war für sie hier nicht möglich.  
 
3.3 Auflösung des Vielvölkerstaates Österreich-Ungarn 
 
Der erste Weltkrieg und die darauf folgenden Jahre, brachten tief greifende Änderungen 
in der geographischen und politischen Landschaft Europas. Die großen Reiche 
zerfielen, oder wurden, wie Österreich-Ungarn, nach nationalen Gesichtspunkten 
aufgeteilt. Österreich-Ungarn wurde nach dem Krieg mit dem Friedensvertrag von St. 
Germain in die Nachfolgestaaten: Österreich, Ungarn und Tschechoslowakei geteilt. 
Alle anderen Gebiete wurden schon bestehenden, oder gerade entstandenen 
Nationalstaaten, eingegliedert. Schon vor Ende des Krieges proklamierte der 
amerikanische Präsident am 8. Jänner 1918 das Selbstbestimmungsrecht aller Völker 
Österreich-Ungarns. Nicht immer erfolgte die Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes 
der Völker des Habsburgerreiches nach reinen nationalen oder ethnischen 
Gesichtspunkten, sondern es wurden auch die Interessen der Groß-, und Siegermächte 
des Ersten Weltkrieges berücksichtigt. So kam z.B. das deutschsprachige Südtirol zu 
Italien. Die slowenischsprachigen Gebiete Österreich-Ungarns schlossen sich, mit 
Ausnahme der Südkärntner Gebiete, zu Slowenien zusammen und vereinigten sich 
weiters mit dem neuen Königreich der Slowenen, Kroaten und Serben (SHS-Staat) 
zusammen. Der SHS-Staat stellte jedoch umgehend Gebietsforderungen an Kärnten. 
Insgesamt war der Zusammenbruch des Habsburgerreiches eine sehr turbulente Zeit. 
Keiner wusste genau, wie die neuen Staaten zu bilden waren, welche Gebiete an 
welchen Staat angeschlossen werden sollen, oder wie diese Staaten organisiert sein 
sollten. Am 21.10.1918 traten die vor dem Krieg gewählten Reichtagsabgeordneten zu 
einer „Provisorischen Nationalversammlung des selbstständigen 
deutschösterreichischen Staates“ zusammen, um das Selbstbestimmungsrecht des 
österreichischen Volkes geltend zu machen (vgl. Inzko, 1988: 53f.).  
 
„Am 11. November 1918 trat Kärnten als gesonderte, eigenberechtigte Provinz 
dem Staat Deutschösterreich bei und anerkannte die am 21. Oktober 1918 
konstituierte Provisorische Nationalversammlung von Deutschösterreich (Fräss-
Ehrenfeld, 2000: 49.).“ 
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Am 12. November 1918 wurde schließlich, einen Tag nachdem Kaiser Karl I. auf die 
Teilnahme an den Staatsgeschäften verzichtet hatte, die „Republik Deutschösterreich“ 
ausgerufen. Die beanspruchten Gebiete dieser Republik umfassten im Prinzip die 
deutschsprachigen Gebiete der Monarchie (siehe Abb.7).  
 
 Abbildung7: Scheuch, S. 155. 
 
 
Obwohl Österreich die deutschsprachigen Gebiete der Habsburgermonarchie umfassen 
sollte, war die Einheit dieser Gebiete alles andere als Gewiss. In vielen Ländern 
Österreichs gab es Bestrebungen zur Eigenständigkeit oder zur völligen 
Unabhängigkeit. Die bekannteste Bestrebung war wohl jene der Vorarlberger, die sich 
in einer Volksabstimmung für einen Anschluss an die Schweiz aussprachen. Viele 
Selbstständigkeitstendenzen gründeten vor allem auf einem Hass auf Wien/Dunaj, 
welches viele Ressourcen der schwachen Republik verbrauchte. Diese Abneigung 
gegenüber Wien/Dunaj hatte auch vielfach antisemitische Hintergründe, weil es hieß, 
dass die Juden in Wien/Dunaj das Sagen hätten. Auch in Kärnten gab es solche 
Tendenzen. Die so genannte „Veldner-Gruppe“ warb für die Idee einer eigenständigen 
Kärntner Republik. Diese wurde als einzige Möglichkeit gesehen, um die Einheit des 
Landes zu gewährleisten. Nicht nur bei den deutschsprachigen Bewohnern wurde um 
Zustimmung geworben, sondern auch bei den slowenischsprachigen. Auch waren in 
Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 - 62 -   
dieser Gruppe slowenischsprachige Mitglieder vertreten. Auch wenn die Gruppe nicht 
sehr groß war, machte sie in dieser Zeit immer wieder von sich reden und die Idee einer 
Republik Kärnten stand immer im Raum. Nach der Volksabstimmung 1920 sah die 
Gruppe ihre Forderungen der Einheit des Landes jedoch als erfüllt an und ging der Idee 
nicht weiter nach (vgl. Valentin, 1992).  
 
Seine endgültigen Grenzen erhielt Österreich am 10. September 1919 in St. Germain 
und umfasste das mehrheitliche und ausschließliche deutschsprachige Gebiet des 
Habsburgerreiches (siehe Abb. 12). Im Jahre 1921 kam auch noch das deutschsprachige 
Westungarn, das heutige Burgenland, dazu. Von Kärnten wurden drei Teile ohne 
Abstimmung abgetrennt: Das Kanaltal/Kanalska dolina wurde an Italien angeschlossen, 
obwohl der überwiegende Teil Slowenisch sprach (siehe Abb. 8). Die Gemeinde 
Seeland/Občina Jezersko wurde schon davor an Slowenien von Kärnten/Koroška gegen 
die an das Kanaltal/Kanalska dolina angrenzende Gemeinde Weißenfels/Bajsenfeljž 
ausgetauscht32 (siehe Abb.14) und das Mießtal/Mežiska dolina, das zum größten Teil 
slowenischsprachig war und geographisch durch die Karawanken keine Einheit mit 
Kärnten/Koroška bildeten, kam zu Slowenien (vgl. Inzko, 1988: 54f.).  
 
   Abbildung 8: Scheuch, S. 157.  
 
                                                 
32 Mit dem Friedensvertrag von St. Germain kam danach die Gemeinde Weißenfels gemeinsam mit dem 
Kanaltal zu Italien.  
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Obwohl Österreich seine Grenzen am 10.September 1919 mit dem Friedensvertrag von 
St. Germain erhielt, waren noch nicht alle strittigen Gebiete mit den Nachbarländern 
geklärt. So beanspruchte der SHS-Staat große Gebiete Kärntens für sich33.  
 
3.4 Kärntner Abwehrkampf 
 
Einer der wichtigsten Ereignisse, um den Kärntner Ortstafelkonflikt zu verstehen, ist der 
so genannte Kärntner Abwehrkampf. In Kärnten/Koroška wird dieser bis heute als 
heldenhafter Kampf für die Einheit des Landes Kärnten/Koroška gefeiert. 
 
Am 1. Dezember 1918 wurde der SHS-Staat34 gegründet. Die Serben beanspruchten für 
sich von Anfang an eine Vormachtstellung im neu gegründeten Staat. Für Slowenien 
bedeutete dieser Staat auch noch nicht das Ende ihrer Wünsche, da nach wie vor fast ein 
Drittel der Slowenen außerhalb ihres neu gegründeten Staates lebten. Ein Problem von 
Österreich und dem SHS-Staates war es, dass für beide ihre späteren Grenzen im Jahre 
1918 noch nicht gänzlich feststanden Die Gebietsansprüche der Slowenen beschränkten 
sich hauptsächlich auf Kärnten35 und kleinere Gebiete Ungarns. Auch die Serben und 
Kroaten stellten an benachbarte Länder Gebietsansprüche (vgl. Inzko, 1988: 47).  
 
Österreich bemühte sich um möglichst freundschaftliche und friedliche Beziehungen 
zum SHS-Staat. Die neu entstandene Republik verfolgte hier vor allem wirtschaftliche 
Interessen. Schon am 7. November 1918 einigten sich Vertreter Österreichs und des 
                                                 
33 Erwähnenswert ist hier, dass der SHS-Staat auch strittige Grenzen mit Italien und Rumänien hatte, dem 
die SHS Regierung mehr Bedeutung beilegte, als die Kärntner Gebiete, die nur für Slowenien wichtig 
waren. Erst mit andauernden Kampfhandlungen und Länge der Verhandlungen war auch die Regierung 
an einer Lösung für den SHS-Staat interessiert. vgl: Fräss-Ehrenfeld, 2000: 74f.  
34 Zu beachten ist hier, damit es zu keiner Verwechslung kommt, dass bereits am 29. Oktober 1918 der 
„Staat der Slowenen, Kroaten und Serben“ gegründet wurde, der die Südslawen des Habsburgerreiches 
umfasste. Diese Gebiete vereinigten sich am 1. Dezember mit dem SHS-Staat (Königreich der Serben, 
Kroaten und Slowenen).  
35 Die ursprüngliche Forderung der Slowenen vom 17. Oktober 1917 umfasste das gesamte 
Kärnten/Koroška, da man es als ursprüngliches Siedlungsgebiet der Slowenen ansah, und ebenso wenig 
teilen wollte wie die deutschsprachigen Kärntner.  
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SHS-Staates, aufgrund der Friedensverhandlungen von Paris und deren Ausgang, die 
Grenzen neu zu ziehen (vgl. Leitner, 2005: 73f).  
 
Um ihren Forderungen Nachdruck zu vermitteln, besetzten kurz nach der Einigung 
slowenische Truppen Kärnten. Weiters drangen auch italienische Truppen in das 
Kanaltal/Kanalska dolina 36 ein und besetzten es militärisch. Die militärische Besatzung 
sollte die Verhandler in Paris vorweg vor vollendete Tatsachen stellen. Österreich hatte 
zu diesem Zeitpunkt noch keine eigenen militärischen Truppen. Kärnten musste 
außerdem noch mit den rückkehrenden Soldaten von der Südwestfront fertig werden die 
unterwegs in ihre Heimatstädte waren. Die Bildung von Bürgerwehren war zwar bereits 
angedacht, wurde jedoch noch nicht umgesetzt (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 63f.).  
 
Für die Staatsregierung in Wien/Dunaj war es eine schwierige Zeit, da man den 
Waffenstillstand einhalten wollte, um nicht schlechte Karten bei den 
Friedensverhandlungen zu haben. Außerdem  gab es noch keine Strukturen, die ein 
erfolgreiches verteidigen ermöglicht hätte. Ein weiteres Problem Österreich war, dass es 
wirtschaftlich sehr schwach dastand und deswegen von Importen aus dem SHS-Staat 
abhängig war, um seine Bevölkerung überhaupt ernähren zu können37. Deswegen 
musste Kärnten auf Beschlüsse, wie die Einberufung der Wehrpflichtigen, drängen 
Wiens zurücknehmen. Am 23. November 1918 vereinbarten Vertreter Kärntens und 
Sloweniens eine Demarkationslinie, die jedoch Ende November schon wieder von 
slowenischer Seite her verletzt wurde. So war bis Dezember 1918 schon ein großes 
Gebiet Südkärntens von slowenischen Truppen besetzt und sie standen vor den Toren 
Villachs und Klagenfurts (vgl. Valentin, 1993: 10f.).  
 
„Am 5. Dezember 1918 wird in einer vertraulichen Sitzung der Kärntner 
Landesversammlung auf Antrag deutschfreiheitlicher Abgeordneter durch alle 
im Landtag vertretenen Parteien der Beschluß gefaßt (sic!), „angesichts des dem 
Selbstbestimmungsrechte der Völker hohnsprechenden Vorgehens 
jugoslawischer Truppen in Kärnten“ dem Eindringen derselben „mit allen 
Kräften entgegenzutreten“ (Fräss-Ehrenfeld, 2000: 70).“  
 
                                                 
36 Das Kanaltal war neben Südtirol, Görz, Triest, Istrien und Teilen von Dalmatien den Italienern 1915 für 
einen Kriegseintritt an Seiten der Entente in Aussicht gestellt worden (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 64.).  
37 Nähere Ausführungen dazu bei Fräss-Ehrenfeld, 2000: 74. Die Lebensmittelknappheit dürfte wohl 
einer der Hauptgründe gewesen sein, warum Österreich nicht entschiedener gegen den SHS-Staat auftrat.  
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Ab diesem Zeitpunkt kam es zu Kampfhandlungen zwischen slowenischen und 
kärntnerischen Truppen und die so genannte erste Phase des Kärntner Abwehrkampfes 
begann. In dieser ersten Phase hatten beide Seiten Siege und Niederlagen einzustecken. 
Den Kärntnern gelang es aber, die Slowenen immer stärker zurückzudrängen. Am 14. 
Jänner 1919 trat ein von Kärntner Seite angebotener Waffenstillstand in Kraft und zwei  
Tage später begannen in Graz/Gradec Verhandlungen über eine neue 
Demarkationslinie. Nachdem diese Verhandlungen nicht voran gingen, machte der 
anwesende amerikanische US-Leutnant Miles38 den Vorschlag, die strittigen Gebiete zu 
bereisen, um eine Demarkationslinie festzulegen. Diese als „Miles-Kommission“ 
bekannte, aus 4 Personen bestehende Gruppe, bereiste vom 28. Jänner bis zum 6. 
Februar 1919 die strittigen Gebiete. Sie stand in ständigem Kontakt mit der ansässigen 
Bevölkerung, um auch deren Meinung und Ansichten zu diesem Thema zu kommen. 
Die gesamte Mission kann als Feldstudie bezeichnet werden, da die Bevölkerung 
repräsentativ durch alle Alters- und Berufsgruppen, nach sämtlichen Aspekten des 
sozialen und wirtschaftlichen Zusammenlebens, befragt wurden. Die Kommission kam 
3 zu 139 zu dem Entschluss, dass die Karawankengrenze40 als Demarkationslinie 
festgelegt werden soll. Eine weitere Erkenntnis war, dass eine Teilung des Südkärntner 
Raumes der wirtschaftlichen und geographischen natürlichen Einheit des Gebietes 
widerspreche, und dass das auch ein Großteil der hier lebenden Slowenen so sehen  
würde (vgl. Valentin, 2000(2):21, Valentin, 1993: 12f. und Fräss-Ehrenfeld, 2000: 91f.).  
 
In der Literatur wird durch diesen Bericht der wesentliche Grundstein für die Lösung 
der Kärntner Frage gesehen, da sich der Meinung der Berichte auch der amerikanische 
Präsident Wilson41 anschloss.  
 
                                                 
38 Dieser war im Auftrag der in Wien eingerichteten amerikanischen Studienkommission als Beobachter 
anwesend.  
39 Lediglich ein Mitglied war für die Draugrenze, also auch weit von den Wünschen des SHS-Staates 
entfernt.  
40 Auch das Mießtal/Mežiska dolina sollte nach Auffassung eines Berichtes bei Kärnten bleiben.  
41 Erwähnenswert ist hier noch, dass mehrere Berichte, unabhängig voneinander, angefertigt wurden, 
diese jedoch nicht offiziell veröffentlicht wurden und keine offizielle Verhandlungsgrundlage waren, da 
die USA Angst hatte, dass ihnen unilaterales Vorgehen von den anderen Mächten vorgeworfen wird (vgl. 
Fräss-Ehrenfeld, 2000: 101f.). 
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Nachdem erste Friedensverhandlungen die am 18. Jänner 1919 in Paris begonnen 
wurden ungünstig für die Slowenen liefen, kam es zu erneuten Auseinandersetzungen in 
Kärnten. Am 29. April 1919 begann eine neuerliche Offensive des SHS-Staates. Nach 
anfänglichen Siegen der SHS-Truppen leisteten diesmal die Kärntner sehr schnelle 
Gegenwehr. Bis zum 7. Mai 1919 konnten sämtliche Truppen wieder aus Kärnten 
zurückgedrängt werden.  Nachdem diplomatische Verhandlungen des SHS-Staates in 
Paris keinen Erfolg hatten, startete der SHS-Staat am 28. Mai 1919 eine neuerliche 
Offensive in Kärnten. Diesmal jedoch mit einer so starken militärischen Übermacht, 
dass die Kärntner Truppen keine Chance hatten. Alle Zurufe der „Entente Mächte“, die 
Kampfhandlungen in Kärnten einzustellen, halfen nichts. So wurde der gesamte 
Südkärntner Raum von den SHS-Truppen, einschließlich Klagenfurt, wo jedoch bereits 
italienische Truppen für Ruhe sorgten, besetzt. Auch wenn der SHS-Staat seine 
Gebietsforderungen stark zurückgenommen hatte, war zu diesem Zeitpunkt eine 
Volksabstimmung in Paris, mit endgültigem Beschluss vom 21. Juni 1919, schon 
entschiedene Sache. Sämtliche strittigen Gebiete, mit Ausnahme des Mießtales/Mežiska 
dolina, dem Kanaltal/Kanalska dolina und der Gemeinde Weißenfels, sollten sich einer 
Volksabstimmung unterziehen (vgl. Valentin, 2000(2): 21f. und Valentin, 1993: 14.).  
 
Viele Historiker sehen in den Kärntner Abwehrkämpfen den Grundstein für die 
Volksabstimmung in den umstrittenen Gebieten Kärntens, obwohl die 
Kampfhandlungen paradoxerweise für die Kärntner Abwehrkämpfer ja schlussendlich 
eigentlich verloren waren. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass es wichtig war, 
Widerstand zu leisten, um bei den Friedensverhandlungen in Paris Argumente zu haben, 
dass die Bevölkerung Südkärntens nicht so ohne weiters damit einverstanden wäre, 
wenn das Gebiet zum SHS-Staat kommt. Ähnliche Gedanken soll auch der SHS-Staat 
verfolgt, und deswegen Kärnten besetzt haben. Durch die Besetzung des umstrittenen 
Gebietes, hätten die Friedensverhandler in Paris vor vollendete Tatsachen gestellt 
werden sollen. Inwieweit diese Aktionen wichtig waren ist sehr schwer einzuschätzen. 
Nicht alle Grenzziehungen nach dem 1. Weltkrieg erfolgten nach den gleichen 
Überlegungen, oder wurden gleich behandelt. Manche Gebiete wurden ohne 
Volksabstimmungen oder entgegen des so genannten Selbstbestimmungsrechts der 
Völker anderen Staaten angeschlossen. Als Argument für den Erfolg des Kärntner 
Abwehrkampfes wird von manchen Historikern auf die Untersteiermark/Spodnja 
Štajerska hingewiesen. Auch diese wurde von SHS-Truppen besetzt und eine für die 
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Steiermark ungünstige Grenzziehung festgelegt, obwohl so auch große 
deutschsprachige Gebiete42 an Slowenien kamen. Anders als in Kärnten gab es hier 
keinen andauernden Widerstand in der Bevölkerung, abgesehen von ein paar Gebieten, 
wie in der vom SHS-Staat beanspruchten Stadt Radkersburg/Radgona. Von 
untersteirischen Politikern wurden lediglich Petitionen für die Durchführung einer 
Volksabstimmung verfasst, fanden in Paris jedoch kein Gehör43. So kam die 
Untersteiermark/Spodnja Štajerska, mit Ausnahme der Stadt Radkersburg/Radgona, 
zum SHS-Staat. Dieser Umstand wird bis heute betont, um zu belegen, dass der 
Abwehrkampf wichtig und richtig war44.  
 
3.5 Volksabstimmung vom 10.Oktober 1920 
 
Der Zeitraum von Juli 1919 bis Oktober 1920 war für die betroffene Bevölkerung sehr 
lang. Während dieser Zeit wurden sämtliche Vorbereitungen für eine Volksabstimmung 
getroffen. Das umstrittene Gebiet wurde, mit Beschluss vom 4. Juni 1919 in Paris, in 2 
Zonen eingeteilt (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 146f):  
 
Zone A war das direkt an Slowenien angrenzende Gebiet mit einem, laut letzten 
Volkszählungen, höheren slowenischsprachigen, als deutschsprachigen Anteil (vgl. 
Reiterer, 1996: 149f.).  
Dieses Gebiet schloss aber auch die Stadt Völkermarkt mit ein, die zum damaligen 
Zeitpunkt, laut letzter VZ, mehrheitlich deutschsprachig war. Dieses Gebiet umfasst 
1705km² und hatte rund 72.000 Einwohner. Davon waren ungefähr 49.000 slowenisch-, 
und 23.000 deutschsprachige Bewohner (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 164).  
 
Zone B schloss nördlich an die Zone A an. Hier war vorgesehen, dass nur eine 
Volksabstimmung durchgeführt werden sollte, wenn die Abstimmung in Zone A positiv 
für den SHS-Staat ausgefallen wäre. Dieses Gebiet war zum damaligen Zeitpunkt auch  
stark zweisprachig, hatte jedoch, laut letzten Volkszählungen, einen höheren deutsch-, 
                                                 
42 So hatte z.B. die Stadt Marburg/Maribor einen hohen deutschsprechenden Anteil.  
43 Anders als in Südkärnten sah Miles in der Untersteiermark keinen Grund, eine Mission wie in Kärnten 
durchzuführen, um das Zugehörigkeitsgefühl der Untersteirer zu ermitteln.  
44 Mehr dazu in Fräss-Ehrenfeld, 2000: 103f. 
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als slowenischsprachigen Anteil. Insgesamt umfasste dieses Gebiet 365km² mit rund 
53.500 Einwohnern. Davon wieder rund 49.000 Deutschsprachige, jedoch nur rund 
4.500 Slowenischsprachige (vgl. ebd: 164).  
 
„Die Grenze der Zone A verlief vom Mallestiger Mittagskogel in nördlicher 
Richtung zur Drau, folgte dem Lauf der Drau von St. Niklas an der Drau bis 
Rosegg, erreichte das Westende des Wörther Sees, den sie seiner ganzen Länge 
nach teilte, und verlief nun nördlich bzw. westlich von Viktring, Ebental, 
Radsberg, Poggersdorf, Waisenberg, Diex, Pustritz, Griffen, Ruden, Schwabegg 
und Lavamünd. Die an die Zone A im Norden anschließende Zone B war durch 
eine nördlich von Köstenberg, Techelsberg, Tigring, St. Peter am Bichl und 
Ottmanach begrenzt (Inzko, 1988: 66) (siehe Abb. 9).“  
 
Abbildung 9: Scheuch, S. 159.  
 
 
Der SHS-Staat hatte sein Ziel, eine Volksabstimmung zu verhindern, also nicht 
erreichen können. Positiv für ihn war es jedoch, dass die Zone A während der Zeit bis 
zur Volksabstimmung am 10. Oktober 1920 von ihm besetzt und verwaltet werden 
durfte. Grenzen, Volksabstimmung und Einteilung der Zonen wurden im 
Friedensvertrag von St. Germain im Abschnitt 7, Art. 49 und 5045 genau beschrieben. 
 
Nur das Mießtal/Mežiska dolina und die Gemeinde Seeland/Občina Jezersko kamen 
ohne Abstimmung an den SHS-Staat, sowie das Kanaltal/Kanalska dolina an Italien 
(siehe Abb. 8).  
                                                 
45 Unterschrieben wurde der Vertrag am 10.9.1919 in St. Germain. Förmlich in Kraft trat der Vertrag am 
16. Juli 1920.  
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Die Zeit bis zur Volksabstimmung war geprägt durch Propaganda von beiden Seiten, 
sowie gegenseitigen Schuldzuweisungen bei Unregelmäßigkeiten. Es wurden schon 
lange vor der Abstimmung Befürchtungen laut, dass bei der Abstimmung nicht alles mit 
regelmäßigen Dingen zugehen könnte, auch Ausschreitungen wurden befürchtet. Trotz 
all dieser Befürchtungen verlief der Tag der Abstimmung jedoch relativ ruhig. 
Insgesamt wurde in 51 Gemeinden abgestimmt.  
 
Abstimmungsergebnis im Detail: 
 
Stimmberechtigte Personen    39.291 
Abgegebene gültige Stimmen   37.304 = 94,94% 
Davon Stimmen für Österreich   22.025 = 59,04% 
Davon Stimmen für den SHS-Staat   15.279 = 40,96% 
 
Das Ergebnis wurde am 13. Oktober 1920 in Klagenfurt öffentlich bekannt gegeben. 
Die Zone A blieb damit bei Österreich und eine Abstimmung in Zone B wurde obsolet 
(vgl. Wutte, 1985: 397f).  
 
Kurz nach der Abstimmung wurde das Abstimmungsgebiet noch mal von SHS-Truppen 
besetzt. Jedoch mussten sie auf Druck von Paris das Gebiet räumen und die 
Zivilverwaltung an Österreich übergeben. Nach kurzzeitiger Verwaltung durch die 
Plebiszitkommission übernahm Österreich die Verwaltung wieder am 18.November 
1920 (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2000: 195).  
 
Da bei der VZ von 1910 in diesem Gebiet ungefähr 70% Slowenisch und 30% Deutsch 
als Umgangssprache angegeben haben, war klar, dass auch viele Slowenen für 
Österreich stimmten. Historiker schätzen, dass ungefähr 10.000 Slowenen für 
Österreich stimmten. Insgesamt 18 der 51 Gemeinden stimmten mehrheitlich für 
Slowenien, was jedoch für das Gesamtergebnis irrelevant war. Interessant ist aber, dass 
Gemeinden, die näher an Klagenfurt/Celovec lagen, mit großen Mehrheiten für 
Österreich stimmten. Das lag wohl an der wirtschaftlichen Orientierung und 
Abhängigkeit dieser Gemeinden an Klagenfurt/Celovec. 
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Bis heute ist die Frage interessant, warum viele Slowenen für Österreich stimmten. 
Damals wurde es als Zeichen gesehen, dass den Kärntner Slowenen die Einheit des 
Landes wichtiger war, weil sie Kärnten auch historisch, kulturell, sozial und vor allem 
wirtschaftlich als wichtiger betrachteten als den neuen SHS-Staat, in dem die Slowenen 
durch das neue Slowenien vereint waren, aber nur einer von mehreren Staatsteilen des 
SHS-Staates war. Die Idee des Nationalismus und des Nationalstaates dürften ihnen 
nicht so wichtig gewesen sein wie die wirtschaftlichen Chancen. Außerdem verlief das 
Zusammenleben auch davor im gemischtsprachigen Gebiet ohne größere Probleme, 
auch wenn es immer wieder Streitpunkte wie die Unterrichtssprache an den Schulen 
gab. Dass sie ihre kulturellen Eigenheiten samt Sprache behalten dürfen, wurde ihnen in 
einer feierlichen Erklärung des Kärntner Landtages vom 28.September 1920 auch 
versprochen46 (vgl. Inzko, 1988: 68).  
 
Es ist schade, dass von deutschnationaler Seite her schon bald das Bekenntnis zur 
Republik Österreich, auch als Bekenntnis zum Deutschtum gedeutet wurde. Zu dieser 
Zeit war auch die Zukunft Österreichs noch nicht vollkommen klar. Ein Anschluss an 
Deutschland war zwar untersagt, wurde von österreichischen Politikern jedoch noch 
immer als erklärtes Ziel genannt. Weiters wurde er von deutschsprachiger 
österreichischer Seite auch die Zeit zwischen den Abwehrkämpfen, der Besetzung der 
Zone A durch SHS Truppen und der Volksabstimmung nicht vergessen. Viele 
Abwehrkämpfer wurden getötet, oder sie wurden während Besatzungszeit schikaniert 
oder auch vertrieben. Eine Aufarbeitung der Geschehnisse fand nicht statt, sodass diese 
Erlebnisse bis heute in den Erinnerungen der Kärntner unreflektiert verankert sind. Hier 
dürfte auch einer der Gründe liegen, warum zweisprachige Ortstafeln bis heute ein 
Problem sind. Noch immer ist diese Ereignisse in den Erinnerungen von Menschen, die 
diese Zeit zum größten Teil nicht mal selbst miterlebt haben, und alles nur aus 
Erzählungen überliefert bekommen haben, verankert. Auch wird durch die vielen 
Kärntner Traditionsvereine die Erinnerung an diese Zeit wach gehalten. Zu einer 
reflektierten Aufarbeitung ist es jedoch bis heute nicht gekommen.  
Historiker gehen auch der Frage nach, ob das Abstimmungsergebnis zu Gunsten des 
SHS-Staates ausgehen hätte können. Viele sehen die Besatzung durch SHS-Truppen als 
Fehler an. Durch die Truppenpräsenz, dem Verhalten der Truppen sowie auch 
verschiedener Vorgehensweisen in der Zivilverwaltung, wie dem Austauschen 
                                                 
46 In Inzko findet sich der gesamte Wortlaut dieser Erklärung. 
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deutschsprachiger oder österreichfreundlicher Bürgermeister schreckte viele Kärntner 
Slowenen ab. Auch war die nationale Idee eher in der gebildeten Schicht verankert. Das 
Abstimmungsgebiet war jedoch stark ländlich geprägt. Während der Besatzungszeit 
konnten Südkärntner Bauern und landwirtschaftliche Betriebe mit ihrem angestammten 
Wirtschaftsgebiet, also zum Beispiel der Stadt Klagenfurt/Celovec oder Villach/Beljak, 
keinen Handel treiben, weil das Gebiet komplett abgeriegelt war. Der Handel war ihnen 
somit wichtiger als in einem Nationalstaat zu leben.  
 
Das Abstimmungsergebnis wirft also viele Fragen auf. Gesamt kann die 
Volksabstimmung vermutlich als Ausgangspunkt für den heutigen Ortstafelkonflikt 
gesehen werden. Zum damaligen Zeitpunkt war die Frage nach zweisprachigen 
Ortstafeln noch nicht gegeben, dass gegenseitige Misstrauen der Volksgruppen 
ineinander jedoch verstärkt. 
 
Auch das Misstrauen gegenüber Wien/Dunaj wurde damals gekräftigt. Für die Kärntner 
verhielt sich Wien/Dunaj zu zurückhaltend. Die Bundeshauptstadt setzte vielmehr auf 
diplomatische Verhandlungen. Auf keinen Fall wollte man sich in einen militärischen 
Konflikt verwickeln lassen. Auch hatte Wien/Dunaj damals nicht nur das Problem mit 
Südkärnten, sonder auch Südtirol, die Untersteiermark/Spodnja Štajerska, das 
Sudetenland und Deutsch-Westungarn. Für ein Land, dass gerade einen Krieg verloren 
hat, wirtschaftlich und militärisch am Boden lag und bei den Friedensverhandlungen auf 
das Wohlwollen der Siegermächte angewiesen war, wären militärische Konflikte fatal 
gewesen. 
 
3.6 Die Slowenen während der Zwischenkriegszeit 
 
Die Ausgangslage für die Kärntner Slowenen war also in der 1. Republik nicht die 
Beste. Noch vor der Wahl gab es Versprechen, dass alles unternommen wird, damit die 
Slowenen in Kärnten ihr Sprache und Kultur beibehalten können Jedoch wurden schon 
kurz nach der Abstimmung andere Stimmen laut. Man sah nicht die Slowenen, die für 
Österreich gestimmt haben, sondern all jene, die für den SHS-Staat stimmten. In diesen 
Personen sah man auch weiterhin eine Gefahr für die Einheit Kärntens. Deutschnational 
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gesinnte Politiker sahen es als Pflicht an, diese Personen zu Deutschen zu machen. So 
sagte der damalige Landesverweser Lemisch47: 
 
„Nur ein Menschenalter haben wir zeit, diese Verführten48 zum Kärntnertum 
zurückzuführen: in der Lebensdauer einer Generation muß (sic!) das 
Erziehungswerk vollendet sein (Suppan, 1983: 147).“ 
 
 
Der Art. 1949 des Staatsgrundgesetzes von 1867 hatte noch immer Gültigkeit. Weiters 
waren auch im Friedensvertrag von St. Germain50 Minderheitenschutzbestimmungen 
enthalten, die jedoch kaum eingehalten wurden. Außerdem waren diese Bestimmungen 
nicht sehr weitreichend und inhaltlich nur sehr schwammig formuliert. Schon vor dem 
Krieg waren zweisprachige Ortstafeln in Kärnten üblich. Nach dem Krieg wurden diese 
jedoch entfernt. Auch die öffentlichen Ämter Südkärntens wurden in ihrer 
Zweisprachigkeit eingeschränkt. Der Friedensvertrag enthielt nämlich keine 
Vorschriften über die Verwendung des Slowenischen als Amtssprache. Es ist nur die 
Bestimmung enthalten, dass Personen, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, 
Hilfestellung zu gewähren ist. Zweisprachiger Unterricht war zwar im Art.68 des 
Vertrages vorgesehen. Jedoch mit der schwammigen Formulierung einer: 
 
 „…verhältnismäßig beträchtlichen Zahl anderssprachiger als deutscher 
österreichischer Staatsangehöriger wohnt, angemessene Erleichterungen 
gewähren um sicherzustellen, dass in den Volksschulen den Kindern dieser 
österreichischen Staatsangehörigen der Unterricht in ihrer eigenen Sprache 
erteilt werde.“  
 
Was jedoch eine beträchtliche Zahl ist, wurde nicht definiert. So wurde auch der 
zweisprachige Unterricht weitgehend eingeschränkt51 (vgl. Inzko, 1988: 70f).  
 
Negativ für die Kärntner Slowenen war auch, dass die geistige Elite ihrer Volksgruppe, 
wie Pfarrer52, Lehrer oder Ärzte,  Kärnten in einer großen Zahl verlassen haben. Wie ich 
                                                 
47 Lemisch (1865-1953) stand von 1918 bis 1921 der damaligen provisorischen Landesversammlung vor. 
Später wurde er Landeshauptmann von Kärnten.  
48 Hier sind jene gemeint, die sich zum SHS-Staat bekannt haben.  
49 Siehe Punkt 4.2 dieser Arbeit.  
50 Siehe Punkt 4.3 dieser Arbeit.  
51 Siehe Exkurs: Schulbildung in Kärnten. 
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bereits  erwähnt habe, waren speziell sie es, die sich für einen Anschluss an den SHS-
Staat stark machten. Aus diesem Grund fühlten sie sich nach der verloren gegangenen 
Abstimmung nicht mehr sicher in Kärnten. Viele slowenische Priester und Lehrer 
wurden auch durch deutschsprachige ausgetauscht. Wirtschaftlich und Politisch waren 
die Kärntner Slowenen vor dem Krieg sehr stark in Verbänden mit Sitz in 
Laibach/Ljubljana integriert. Durch die neu entstandene Grenze waren sie jetzt jedoch 
von ihnen abgeschnitten. Die Bildung neuer Genossenschaften, Verbänden und 
politischer Parteien wurde jetzt aber von deutschsprachigen Kärntnern stark behindert, 
konnten letztlich  aber nicht gänzlich verhindert werden. So entstanden Organisationen 
wie der „Slowenische Bauernbund“ oder die „Slowenische Volkspartei“ (vgl. Valentin, 
2000(1): 285f).  
 
Durch den Ausgang der Volksabstimmung waren die Kärntner Slowenen auch nicht 
mehr einheitlich organisiert. Viele verleugneten ab diesem Zeitpunkt das Slowenisch 
sein und erklärten sich selbst bei der VZ als deutschsprachig. Ein Grund dafür war auch, 
dass man als Slowene mit Nachteilen im öffentlichen Leben zu rechnen hatte. Durch 
den Friedensvertrag von St. Germain mussten sich die Slowenen auch erstmals als 
Slowenen definieren um als Volksgruppe anerkannt zu werden, da ja im Friedensvertrag 
zweisprachige Rechte nur für Gebiete einräumt wurden, wo eine „verhältnismäßige 
beträchtliche Anzahl“ dieser Personen lebt. Das Bekennen zum Slowene sein wurde 
jetzt aber auch oft als ein Bekenntnis für den SHS-Staat interpretiert. Folglich ging die 
Zahl der bekennenden Slowenen in Kärnten stark zurück53.  
 
Zwischen 1925 und 1930 wurde in Kärnten die Idee einer Kulturautonomie diskutiert. 
Hindergedanke war es, dass Volksgruppen kulturelle Fragen, insbesondere die der 
Schulbildung, selbst entscheiden, und der Staat in diesen Belangen auf seine Rechte 
verzichtet. Die Initiative dafür ging von sozialdemokratischer Seite aus, wurde aber von 
deutschnationalen Parteien behindert. Diese Idee sah zwar auf den ersten Blick sehr 
positiv aus, war im Detail jedoch ein Plan, der die slowenische Volksgruppe 
vollkommen gespalten hätte. Die Volksgruppenrechte sollten nämlich nur für jene 
gelten, die sich in einen nationalen Kataster am Gemeindeamt eingetragen hätten. Es 
                                                                                                                                               
52 Besonders Pfarrern wurde vorgeworfen besonders stark für den Anschluss an den SHS-Staat geworben 
zu haben. Siehe dazu: Malle, 2005.  
53 Siehe Punkt 4.1.3 c.) dieser Arbeit.  
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beruhte also auf dem Bekenntnisprinzip. So wäre es dem Staat auch schriftlich 
vorgelegen, wer sich als Slowene sieht (vgl. Inzko, 1988: 91f. u. Veiter, 1936:98f).  
 
Bis zum 19. Jahrhundert war „Windisch“ und „Windische“ die deutsche Bezeichnung 
für die Sprache bzw. für die Slowenen selbst. Erst dann begannen sich die 
Eigenbenennungen der Slowenen (Slovensci) auch im Deutschen durchzusetzen. Der 
Begriff „Windisch“ selbst ist heute noch sehr oft bei Orts- und Flurnamen in Kärnten 
ersichtlich (Pohl: 2000).  
 
Die Begriffe „Slowenisch“ und „Slowenen“ setzten sich im slowenischen 
Siedlungsgebiet durch und verdrängte die Begriffe „Windisch“ und „Windische“ 
weitgehend. Nur in Kärnten blieben sie erhalten. Waren sie lange Zeit wertneutral, 
bekamen sie mit dem deutschen Nationalismus auch eine negative Bedeutung.  
 
In diese Zeit fällt auch das Buch des Kärntner Historikers Martin Wutte: Deutsch-
Windisch-Slowenisch (1927). Er beschrieb darin die „Windischentheorie“. Für ihn 
waren die Windischen der Kreis jener slowenischsprachigen Personen, die bei der 
Volksabstimmung 1920 für Österreich gestimmt haben. Grund dafür ist, dass sie sich 
mit den Deutschen in einer Schicksals-, Lebens- und Kulturgemeinschaft befinden und 
deshalb aus nationaler Sicht die Zugehörigkeit zum slowenischen Staat ablehnten. 
Deshalb sind sie auch eher zu den Deutsch-Kärntnern, als zu den  Kärntner Slowenen zu 
zählen. Sie werden nämlich aufgrund dessen, früher oder später, im Deutschtum 
aufgehen (vgl. Inzko, 1988: 80f). 
 
Für Wutte waren die „Windischen“ eine Art „Zwischenmenschen“, oder auch als 
„schwebendes Volkstum“ bezeichnet. Noch nicht ganz Deutsche, aber sicher keine 
Slowenen mehr, auch wenn sie noch immer Slowenisch sprachen. Zu Beachten ist hier 
auch, das für die „Windischen“ ihre Sprache kein Slowenisch ist, da es von der 
slowenischen Schriftsprache weit abweicht, sondern eine eigenständige Sprache. Diese 
Theorie wurde zwar von der Wissenschaft immer in Abrede gestellt, und nie ernsthaft 
verfolgt, bot aber zur damaligen Zeit vielen Slowenen in Kärnten eine Idee, hinter der 
sie ihre slowenische Herkunft verbergen oder verteidigen konnten. Vom Status her 
waren bekennende Slowenen damals ja, durch die für sie verloren gegangene 
Volksabstimmung, nicht wirklich angesehen, aber als „Windische“, die auch für 
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Kärnten gestimmt haben, standen sie vom Prestige her wieder viel höher. Eine zeitlang 
bekannte sich eine Vielzahl an Kärntnern zu den „Windischen“. Auch bei den 
Volksbefragungen wird Windisch als eigene Kategorie in den Ergebnissen angeführt. 
Ihre Zahl ist heute aber verschwindend gering. Bei der VZ 2001 deklarierten sich nur 
mehr 556 Personen als „Windische“, wobei eine Person interessanterweise keine 
österreichische Staatsbürgerschaft hatte. Politisch machte es in Österreich nie einen 
wirklichen Unterschied, obwohl die Existenz der „Windischen“ eine zeitlang immer 
wieder diskutiert wurde. „Windische“ werden heute den Slowenen zugerechnet. Auch 
haben sie keine eigenen Volksgruppenrechte und sind als Volksgruppe nicht anerkannt. 
Die Windischentheorie wird jedoch auch heute noch oft gebraucht, wenn es darum geht, 
einen Keil durch die slowenische Volksgruppe zu treiben.  
 
Die Lage der Kärntner Slowenen änderte sich ebenso während des Austrofaschismus 
nicht merklich. Anfangs hatte noch ein Teil der slowenischen Bevölkerung die 
Hoffnung, dass sich ihre Lage bessern wird, da ja der Staat nach christlichen 
Grundwerten aufgebaut werden sollte. Bundeskanzler Schuschnigg machte z.B. 1936 
eine Grenzlandfahrt, um sich ein Bild von der slowenischen Volksgruppe zu machen 
(vgl. Veiter, 1936: 152f.).  
 
Es wurden jedoch keine neuen und besseren gesetzlichen Bestimmungen umgesetzt. 
Bahovec schreibt dazu, dass die Bilanz des Austrofaschismus im Großen und Ganzen 
als negativ gesehen werden kann. Es kam zu keinen Resultaten in der Schulfrage und 
auch das Vorgehen bei der VZ 1934 war in keiner Weise minderheitenfreundlich. 
Weiters kam es auch im Vereinswesen zu Behinderungen (vgl. Bahovec, 2000: 254).  
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass sich die Lage der Slowenen in Kärnten 
nach der Volksabstimmung merklich verschlechtert hat. Die Volksgruppe wurde in 
„Slowenen“ und „Windische“ gespalten. Auch die Volksgruppenrechte wurden 
entweder noch stärker eingeschränkt, oder erst gar nicht, wie im Friedensvertrag von St. 
Germain gefordert, umgesetzt. Das führte in der Folge zu einem starken Rückgang der 
bekennenden Slowenen in Kärnten.  
 
Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 - 76 -   
3.7 Die Kärntner Slowenen während der NS-Zeit  
 
Bis zum Einmarsch der deutschen Truppen 1938 unterstützten die Kärntner Slowenen 
zu einem großen Teil den Austrofaschismus54, auch wenn es bis dahin für die 
Volksgruppe zu keiner merklichen Verbesserung ihrer Lage in Kärnten gekommen war. 
Der Machtwechsel in Österreich im März 1938 bedeutete auch für die slowenische 
Volksgruppe eine völlig neue Situation. Verfassungsrechtlich gesehen verloren der 
Friedensvertrag von St. Germain und die darin zugesicherten Minderheitenrechte ihre 
Wirksamkeit. Bis dahin bestanden diese jedoch, mehr oder weniger, auch nur auf dem 
Papier. Im Gegensatz zu den sofort ausgegrenzten Juden, behielten die Kärntner 
Slowenen ihre staatsbürgerlichen Rechte und durften auch an der Volksabstimmung 
vom 10.April 1938 über die „Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich“ 
teilnehmen. Die Vertrauensleute der slowenischen Organisationen  beschlossen auch am 
24. März 1938, dass die Kärntner Slowenen bei der Abstimmung für die 
„Wiedervereinigung“ stimmen sollten (vgl. Bahovec, 2000: 255f).  
 
Im Aufruf, für die „Wiedervereinigung“ zu stimmen, steckte vermutlich ein gewisser 
Pragmatismus, da sich die slowenische Volksgruppe sicherlich bewusst war, mit 
Konsequenzen rechnen zu müssen, wenn sie sich mit den neuen Machthabern nicht 
arrangiert hätte.  
 
Die ersten Jahre nach der Volksabstimmung waren von einer starken Zurückhaltung der 
NS-Führung in Kärnten gegenüber der slowenischen Minderheit geprägt. Bis April 
1941 durften die kulturellen Vereine, samt ihrem Dachverband, sowie die 
Genossenschaften und die Zeitung der Kärntner Slowenen, nach gewissen 
Umstrukturierungen, weiter bestehen. Auch auf Eingriffe in das kirchliche Leben wurde 
weitgehend verzichtet. Im staatlichen Bereich verschwand das Slowenische jedoch 
sofort. Auch Kinder sollten nur noch einsprachig, also in Deutsch, erzogen werden. 
Einzelne Personen wurden auch von Anfang an diskriminiert, verfolgt oder sogar in 
Konzentrationslager eingewiesen. All diese Maßnahmen hatten jedoch noch keinen 
systematischen Massencharakter. Diese Zurückhaltung wird im Hinblick darauf 
                                                 
54 Womit nicht gemeint ist, dass sie überzeugte Anhänger des Austrofaschismus waren, aber sich 
gegenüber der 1. Republik eine Besserung ihrer Lage erhofften.  
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gesehen, dass das Deutsche Reich zu Jugoslawien politische und wirtschaftliche 
Beziehungen aufgebaut hat, und Jugoslawien weiters zur Teilnahme am 
„Dreimächtepakt“55 gewonnen werden sollte. Das geschah auch am 25.März 1941. 
Jedoch wurde schon zwei Tage später in Jugoslawien ein Staatsstreich durchgeführt, der 
diesen Beitritt als nutzlos scheinen ließ. Deswegen kam es am 6.April 1941 zum Angriff 
des Deutschen Reiches auf Jugoslawien (vgl. Male u.a., 2004: 17f.).  
 
Der Krieg des Deutschen Reiches mit Jugoslawien war das denkbar schlechteste, was 
für die slowenische Volksgruppe in Kärnten geschehen konnte. Ein Bekenntnis zum 
Slowenentum konnte von nun an als Bekenntnis zum Feind gesehen werden und war 
daher sehr gefährlich. Auch mussten die Kärntner NS-Eliten von nun an keine 
Rücksicht mehr auf die Kärntner Slowenen nehmen, da auf Jugoslawien nicht mehr 
außenpolitisch Rücksicht genommen werden musste, und sich mit dem Land im Krieg 
befanden. Deswegen sollte sich die Situation für die Kärntner Slowenen rasch 
verschlechtern.  
 
Kurz nach dem Angriff auf Jugoslawien wurde das slowenische Vereinsleben in 
Kärnten verboten, Genossenschaften aufgelöst oder zu „deutschen Genossenschaften“ 
umorganisiert, und Zeitungen eingestellt. Gottesdienste im zweisprachigen Gebiet 
durften nur mehr auf Deutsch abgehalten werden. Durch die Aussiedelung von „nicht-
eindeutschungsfähigen“, national bewussten und eingestellten Slowenen56 sollte eine 
ethnische Homogenisierung in Kärnten erreicht werden. Von 1941 an wurden, unter 
Einbeziehung von NS-Kreisleitern und Kreisbauernführern, Listen erstellt, welche 
Personen auszusiedeln seien. An ihrer Stelle sollten deutschsprachige Familien aus dem 
Kanaltal/Kanalska dolina angesiedelt werden. Am 14. und 15. April 1942 wurden 
schließlich 1076 Personen aus 221 Familien in ein Lager nach Ebental/Žrelec bei 
Klagenfurt/Celovec gebracht. Nach einigen Interventionen wurden von diesen noch 159 
freigelassen und schlussendlich 917 Personen aus 178 Familien in das „Altreich“ 
                                                 
55 Der Dreimächtepakt war ein Abkommen zwischen dem Deutschen Reich, dem Kaiserreich Japan und 
dem Königreich Italien sowie weiterer Vertragspartner, die nach und nach dem Abkommen beitraten.  
56 Hier muss angemerkt werden, dass nur national eingestellte Slowenen ausgesiedelt werden sollten. 
Wenn nur die Umgangssprache als Kriterium herangezogen worden wäre, wären sehr viele Südkärntner 
von Aussiedelung bedroht gewesen, da Slowenisch die übliche Umgangssprache war (vgl. Sima, 
Valentin, 2000: 263f.) 
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ausgesiedelt. Die zurückgelassenen Liegenschaften wurden in der Folge an Bauern aus 
dem Kanaltal/Kanalska dolina, sowie an örtliche Parteifunktionäre verkauft und 
verpachtet, oder ihnen wurde das Nutzungsrecht überantwortet. Diese 
Aussiedelungsaktion sollte vermutlich nur ein Anfangspunkt sein für weitere 
Deportationen. Durch den weiteren Kriegsverlauf kam es  aber nicht mehr dazu. Ein 
weiterer Zweck der Aussiedelungsaktion sollte eine Einschüchterung bei den 
zurückgebliebenen Slowenen sein, um eine höhere Assimilationsbereitschaft 
herzustellen (vgl. Karner, 2005 (1): 21f und Sima, 2000: 265f).  
 
Im Nachkriegsösterreich wurde nur in einem einzigen Fall die Zwangsaussiedelung der 
Kärntner Slowenen strafrechtlich geahndet und es kam zu einer Verurteilung (vgl. 
Veiter, 1980 (1): 31).  
 
Insgesamt war die NS-Zeit für die Kärntner Slowenen von Unterdrückung, 
Aussiedelung und verstärktem Assimilationsdruck geprägt. Waren ihre 
Volksgruppenrechte schon vor dem „Anschluss“ nicht sehr weit ausgeprägt, wurden 
diese nach 1938 und besonders nach 1941 noch weiter eingeschränkt oder völlig 
eingestellt. Vor allem die Aussiedelung von Kärntner Slowenen versetzte die 
zurückgebliebenen Slowenen in einen Schock, aus dem sich ein Widerstand 
entwickelte. Auf diesen Widerstand werde ich nun im nächsten Punkt näher eingehen.   
 
3.8 Widerstand der Partisanen in Kärnten/Koroška und Zeit bis 1955 
 
Der Partisanenkampf in Kärnten ab 1942 ist neben der Volksabstimmung von 1920 das 
zweite  einschneidende historische Ereignis im 20. Jahrhundert, welches das 
Zusammenleben der beiden Volksgruppen in Kärnten bis heute belastet. Je nach 
Standpunkt wird der Partisanenkampf als ein Kampf gegen das Nazi-Regime, oder aber 
als Terror gegen die Kärntner Bevölkerung gesehen.  
 
Den Ausgangspunkt nahm der Partisanenkampf in Kärnten 1942 nach der Aussiedelung  
von 178 Familien im April 1942. Schon ein Jahr davor, nach der Besetzung 
Jugoslawiens durch das deutsche Reich, rief das Zentralkomitee der  KP in Slowenien 
alle Slowenen aus dem Küstenland und Kärnten zum bewaffneten Widerstand auf. 
Geschichte der Slowenen im heutigen Kärnten/Koroška 
 - 79 -   
Organisiert wurde der Widerstand in Slowenien in der „Slowenischen Befreiungsfront 
(OF)“. In ihr waren mehrere Parteien Sloweniens organisiert und die KP nahm eine 
führende Rolle ein. Ziele der OF waren es, die Besatzer zu vertreiben und sämtliche 
Slowenen in einem Land zu vereinigen. Organisatorisch hatten die Partisanen in 
Kärnten einen starken Zulauf. Ab 1943/44 gab es auch Versuche zu anderen 
österreichischen/deutschsprachigen Widerstandsgruppen Kontakt aufzunehmen, wobei 
die Frage der Grenzziehung nach dem Krieg ein großes Konflikt- und 
Hindernispotential war. Insgesamt zählt die neuere Forschung 717 Zusammenstöße und 
Aktionen der Partisanen in Kärnten, und geschätzte 650 Kärntner Slowenen57 gehörten 
ihnen an. Neben der militärischen Komponente der Partisanen gab es auch noch ein 
breites politisches und soziales Netzwerk für den Widerstand. Vom Verteilen von 
Flugblätter, Informationen beschaffen, ihnen Unterkunft gewähren oder mit Nahrung 
versorgen ging die Zusammenarbeit der Zivilbevölkerung mit den Partisanen. (vgl. 
Sima, 2000: 275f). 
 
Wenn der militärische Nutzen der Aktionen der Partisanen auch nur gering war, hatten 
sie dadurch doch viel erreicht. Die lokalen NS-Behörden konnten deswegen nicht 
ungehindert arbeiten und die Kampfmoral der Wehrmacht wurde beeinträchtigt. So war 
es dadurch ein kleiner, aber doch bedeutender Beitrag zum österreichischen Widerstand 
gegen das NS-Regime, auch wenn es später von vielen Seiten anders gedeutet wurde. 
Anfänglich hat das offizielle Österreich nach dem Krieg die Partisanen als 
österreichischen Beitrag zum Widerstand hervorgezeigt. Mit der Zeit verschwand diese 
Auffassung aber immer mehr und war letztlich mit dem Abschluss des ÖStV fast 
gänzlich weg. Vielmehr wurden den Partisanen Verschleppung und Tötung von 
Kärntnern nach Kriegsende vorgeworfen, und dass sie nicht für ein ungeteiltes Kärnten 
gekämpft haben, sondern für den Anschluss an Slowenien. In der Literatur gibt es kaum 
eine neutrale Betrachtungsweise dieser Zeit. Es werden vor allem die Ereignisse nach 
Kriegsende betrachtet. So beginnt das Kapitel über die Partisanen in Kärnten in einem 
Buch einer „Historiker-Arbeitergemeinschaft“ aus dem Jahre 1991 mit den Worten:  
                                                 
57 Insgesamt soll es 3575 Partisanen mit Kärntner Bezug gegeben haben. Das heißt, so viele waren auf 
Kärntner Gebiet aktiv. Darunter auch viele Frauen.  
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„Während es in Jugoslawien um die Ausrottung der Volksdeutschen und die 
Vernichtung der antikommunistischen Kräfte ging, war der Partisanenkampf und in 
Verbindung damit die Verschleppung und Ermordung heimattreuer deutscher 
Menschen in Kärnten und Steiermark – den südlichen Grenzländern heute 
Österreichs, damals des Großdeutschen Reiches - einzig auf das Ziel gerichtet, 
ganz Südkärnten und Grenzgebiete der Steiermark im Rahmen eines Groß-
Slowenien an das kommunistische Jugoslawien anzuschließen (Österreichische 
Historiker – Arbeitergemeinschaft für Kärnten und Steiermark, 1991: 221).“ 
 
Kein Wort über die Okkupation Jugoslawiens durch die Wehrmacht oder der 
Aussiedelung der Kärntner slowenischen Bauern und dem Terror der NS-Herrschaft.  
Auch in einem 2002 erschienen Buch eines persönlich Betroffenen, dessen Eltern 
verschleppt wurden und nicht mehr zurückkehrten (Mory, 2002) wird ein sehr 
einseitiges Bild über die Verschleppten wiedergegeben.   
 
Einzig in einem neueren Buch (Elste u.a.: 2007) wird versucht das „Kärntner Trauma“ 
über die Verschleppungen möglichst neutral und umfassend zu betrachten. Dazu 
wurden auch die Biographien der Verschleppten beleuchtet. Hier kamen die Autoren 
zum Schluss, dass ein beträchtlicher Teil innerhalb des NS-Systems aktiv war. Andere 
hatten wiederum das Pech wegen Denunzianten verschleppt worden zu sein. Insgesamt 
wurden 263 Personen aus Kärnten und 157 aus der Steiermark verschleppt. Viele von 
ihnen kamen nicht zurück (Elste u.a., 2007: 335f).  
 
Natürlich dürfen die Verschleppungen und Ermordungen durch nichts gerechtfertigt 
werden, jedoch muss immer die gesamte Geschichte beleuchtet werden. Passend dazu 
ist folgendes Zitat:  
 
„Zweifelsohne war die Abrechnung der Partisanen inhuman, wer aber nur der 
eigenen Opfer gedenkt, der verschweigt die Kausalität und Dimension des 




Nach der Niederlage des Deutschen Reiches wurde Kärnten kurzfristig sowohl von 
jugoslawischen als auch von britischen Truppen besetzt. Die jugoslawischen Truppen 
zogen sich aber schon am 19.5.1945 wieder zurück, nachdem die Alliierten erklärt 
hatten, dass die Frage der österreichisch-jugoslawischen Grenze noch offen sei (vgl. 
Novak, 2006: 145f.).  
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Schon bei der ersten Sitzung der provisorischen Landesregierung am 8. Mai 1945 wurde 
mit Hinsicht auf die Grenzfrage beschlossen, das vom NS-Regime der slowenischen 
Minderheit zugefügte Unrecht wieder gutzumachen. So wurde auch den 
„Ausgesiedelten“ versprochen, dass sie sowohl ihr Land zurückbekommen, als  auch 
eine Entschädigung bekommen sollen. Am 13. Juni beschloss der Landesausschuss eine 
Erklärung zur slowenischen Minderheit. Darin enthalten waren z.B.: 
 
- eine Wiedergutmachung des begangenen Unrechts durch die NS. 
- Wiederherstellung der kulturellen und wirtschaftlichen Vereine. 
- Wiedereinführung der zweisprachigen „utraquistischen Schulen“.  
- das Recht auf die eigene Sprache bei Ämtern und Behörden (vgl. Malle u.a, 
2004: 25f).  
 
Auch wurden die Leistungen der Kärntner Slowenen zur Bekämpfung des NS-Regimes 
hervorgestrichen: 
 
„Er58 anerkennt die großen Verdienste, die sich der slovenische (sic!) Volksteil 
Kärntens bei der Bekämpfung der nationalsozialistischen Herrschaft erworben hat 
und sprich seine Bewunderung für den heldenhaften Freiheitskampf des 
jugoslavischen (sic!) Volkes aus (3. Sitzung des Konsultativen Landesausschusses 
am 13.6.1945. zit. nach: Malle u.a., 2004: 27).“ 
 
Die Zeit nach dem Ende der NS-Herrschaft war geprägt von Aussöhnungsgesten und 
Bekenntnissen der deutschsprachigen Mehrheit gegenüber der slowenischen 
Minderheit. So wurde auch die Frage der Landrückgabe an die „Ausgesiedelten“ sowie 
den Entschädigungen schnell angegangen, aber nie gänzlich zufriedenstellend 
abgeschlossen59. Das alles geschah vor allem aufgrund der befürchteten Abspaltung 
Südkärntens. Auf Hilfe seitens der Alliierten bei den Gebietsforderungen konnte 
Jugoslawien nur von der Sowjetunion  erwarten. Doch diese Hilfe war mit dem Bruch 
von Stalin und Tito 1948 auch weg. Danach mussten sich die Jugoslawen damit 
abfinden, dass Südkärnten nicht an Jugoslawien gehen würde. Folgend änderte sich in 
Österreich auch wieder die Politik in der Minderheitenfrage und viele Versprechen 
                                                 
58 Anm.: der Landesausschuss.  
59 Siehe dazu den Bericht der Historikerkommission: Malle:  2004.  
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wurden abgeschwächt oder überhaupt verworfen. Spätestens mit dem ÖStV von 1955 
ist wieder mehr gegen, als für die Minderheit gearbeitet worden und das obwohl mit 
dem ÖStV grundsätzliche Rechte für die Minderheit festgeschrieben wurden. Auf all 
das werde ich in den nächsten Kapiteln aber noch etwas näher eingehen. 
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4 Gesetzlicher Volksgruppenschutz  in Österreich  
 
Zum Schutz der Rechte der österreichischen VG gibt es eine Reihe von rechtlichen 
Schutzbestimmungen, auf die ich in diesem Kapitel näher eingehen werde. Die 
wesentlichen Schutzbestimmungen für die gesetzlich anerkannten Volksgruppen in 
Österreich sind vor allem durch völkerrechtliche Verträge garantiert, wie es auch der 
Friedensvertrag von St. Germain (1920) oder der Staatsvertrag von Wien (1955) sind. 
Den Anfang nahm der heutige gültige Volksgruppenschutz jedoch schon 1867 mit dem 
Staatsgrundgesetz, das noch immer in Verfassungsrang steht und die in Österreich 
gültigen Grundrechte darstellt.  
 
Ein wichtiges Unterscheidungskriterium bei den Rechten für VG sind Gruppen-, und 
Individualrecht:  
 
Gruppenrecht: umfasst die kulturellen Besonderheiten und Aktivitäten einer Gruppe, 
die nur in einer Gruppe wirksam werden. So wie der Gebrauch der eigenen Sprache in 
öffentlichen Einrichtungen und Schulen. Pflege der eigenen Kultur und Religion sowie 
das betreiben von Kultureinrichtungen-, und vereinen. Weitere wichtige Gruppenrechte 
sind weiters die Vertretung der Volksgruppe auf politischer Ebene in sämtlichen 
Verwaltungsebenen.  
Individualrecht: Darunter fallen die allgemeinen Bürgerrechte aller Staatsbürger sowie 
die speziell geregelten Rechte für Nichtstaatsbürger (d.h. Asylrecht u.ä.) (vgl. 
Segmente, 2007: 10).  
 
 In den folgenden Punkten werde ich auf die anerkannten Volksgruppen in Österreich, 
im speziellen auf die statistische Größe und Siedlungsgebiet der Slowenen, sowie den 
relevanten gesetzlichen Bestimmungen eingehen.  
 
4.1 Die österreichischen Volksgruppen 
 
In Österreich sind insgesamt sechs autochthone Minderheiten als VG nach dem 
Volksgruppengesetz (VGG) anerkannt. Unter diesem Punkt werde ich versuchen 
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darzustellen, wie in Österreich eine autochthone Minderheit zu einer VG werden kann, 
wie eine VG zu einer VG wird, die statistische Größe der VG und lege hierbei natürlich 
einen besonderen Hauptaugenmerk auf die slowenische VG in Kärnten.  
 
4.1.1 Wie eine Volksgruppe zu einer anerkannten Volksgruppe wird 
 
In Österreich gibt es 6 anerkannte Volksgruppen: Slowenen, Burgenland-Kroaten, 
Ungarn, Roma und Sinti, Tschechen und Slowaken. Einer berechtigte Frage ist hier, 
warum sind ausgerechnet diese VG in Österreich anerkannt und andere Gruppen 
wiederum nicht? Wer im österreichischen VGG nach den anerkannten VG in Österreich 
sucht, wird nicht fündig werden. Diese werden nur umschrieben: 
 
„§1. Abs.2: Volksgruppen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die in Teilen des 
Bundesgebietes wohnhaften und beheimateten Gruppen österreichischer 
Staatsbürger mit nichtdeutscher Muttersprache und eigenem Volkstum (Lanner, 
2006: 342).“ 
 
Dieser Paragraph bezieht sich inhaltlich auch auf den Art.8 Abs.2 des B-VG: 
 
„Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu ihrer 
gewachsenen sprachlichen und kulturellen Vielfalt, die in den autochthonen 
Volksgruppen zum kommt. Sprache und Kultur, Bestand und Erhaltung dieser 
Volksgruppen sind zu achten, zu sichern und zu fördern (vgl. ebd., 2006: 37).“ 
 
Eine namentliche Nennung bieten diese beiden, in der Verfassung stehenden, 
Paragraphen nicht. Einzig der Staatsvertrag von 1955 nennt die slowenische und 
kroatische Volksgruppe im Burgenland, Kärnten und der Steiermark namentlich. Dieser 
enthält also auch nicht alle heute in Österreich anerkannten Gruppen60. Eine 
namentliche Nennung ist auch nicht vorgesehen und der §1. Abs.2 des VGG bietet die 
gesamte Legaldefinition für die österreichischen VG. Das bedeutet auch, dass neben den 
                                                 
60 Wichtig hier ist es anzumerken, dass es auch keine direkte Anerkennung der Volksgruppen gibt, 
sondern nur eine indirekte, durch die namentliche Nennung in der Verordnung über die Einrichtung der 
Voksgruppenbeiräte: 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000614 
Stand: 3.11.2008. Durch die weitere Nennung im VGG von Rechten und Ansprüchen entspricht dies 
politisch einer Anerkennung.  
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genannten VG unter bestimmten Voraussetzungen weitere VG in Österreich dazu 
kommen könnten. Wichtig hierbei ist jedoch, dass diese „autochthon“, also 
„beheimatet“ sein müssen, wie es in diesem Paragraphen zum Ausdruck kommt.  
Eine Beheimatung wird heute nach ungefähr 100 Jahren angenommen61. In der Literatur 
ist teilweise auch von 3 Generationen, oder 90 Jahren zu lesen. Das heißt natürlich auch 
für heutige Zuwanderungsminderheiten, dass sie nach einer Dauer von 100 Jahren in 
Österreich, einem Erhalt der Sprache und des eigenen Volkstums und einer 
zahlenmäßigen Stärke in einem gewissen Gebiet eine anerkannte Volksgruppe werden 
könnten. Das würde vor allem für jene Zuwanderungsminderheiten gelten, die seit den 
1970er Jahren, vorwiegend als Gastarbeiter aus dem Balkanraum und der Türkei nach 
Österreich gekommen sind.  
 
Gleiches gilt auch für die in Österreich ansässigen Minderheiten. Ein Kärntner Slowene, 
der z.B. nach Vorarlberg umzieht, kann dort nicht auf die ihm zustehenden 
Volksgruppenrechte pochen, da er diese, durch eine fehlende „Beheimatung“ dort nicht 
besitzt. Diese stehen ihm nur im gemischtsprachigen Gebiet von Kärnten/Koroška zu, in 
denen die VG „beheimatet“ ist.  Nach diesem Prinzip sind auch neu zugewanderte 
Personen der anerkannten VG kein Teil der jeweiligen VG, da sie erst seit kurzer Zeit in 
Österreich, und demnach auch noch nicht „beheimatet“, sind. Jedoch macht das 
österreichische Volksgruppenrecht keine Unterscheidung zwischen „zugewanderten“ 
und „beheimateten“ Slowenen, weil ja niemand seinen „Stammbaum“ nachweisen 
muss. Wichtig ist nur die österreichische Staatsbürgerschaft. Allerdings wird heute auch 
ein österreichischer Geburtsort als wichtiges Kriterium für die 
Volksgruppenzugehörigkeit gesehen, aber nicht verlangt.  
 
Weiters führt Veiter an, dass Sprecher von deutschen Dialekten nicht als Volksgruppe 
anerkannt werden können, da das VGG eindeutig nichtdeutsche Muttersprache verlangt. 
Auch wenn der alemannische Dialekt in Vorarlberg sich sehr vom Deutschen in 
Ostösterreich unterscheidet. Auf den Gedanken, dass die Vorarlberger eine eigene 
Volksgruppe sind, würde heute wohl auch kaum jemand mehr kommen (vgl. Veiter, 
1979: 31f).  
 
                                                 
61 Das wurde mir auch von der für Volksgruppen zuständigen Kontaktperson im Bundeskanzleramt per 
Email Anfrage so bestätigt.  
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Interessant ist, dass die zahlenmäßige Stärke der Zuwanderungsminderheiten die der 
anerkannten autochthonen Minderheiten weit übersteigt. So wurden z.B. bei der VZ 
2001 rund 17.200 Personen gezählt die Burgenländisch-Kroatisch sprechen, jedoch rund 
131.000 Kroatisch sprechende Personen. Volksgruppen- und Migrationspolitik werden 
in Österreich noch stark getrennt voneinander behandelt, auch wenn beide Politikfelder 
strukturell miteinander verbunden sind (vgl. Baumgartner, 2005: 695f).  
 
Namentlich genannt werden die österreichischen Volksgruppen in der: Verordnung der 
Bundesregierung vom 18. Jänner 1977 über die Volksgruppenbeiräte (vgl. 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Gesetzesnu
mmer=10000614 Stand: 3.11.2008).  
 
Diese Verordnung hat als Grundlage den §2. Abs.1 des VGG. Die Nennung der VG in 
einer Verordnung lässt es dem Nationalrat auch offen, neue VG namentlich zu nennen, 
ohne dass das VGG geändert werden muss und ohne, dass eine VG bestimmte Kriterien 
erfüllen muss, um als VG nach dem VGG anerkannt zu werden. Das heißt, die jeweilige 
österreichische Regierung kann sehr willkürlich entscheiden, ob eine VG anerkannt 
wird oder nicht.  
 
Zusammenfassend kann also gesagt werden, um als VG anerkannt zu werden, muss es 
sich um: 
 
 -eine Gruppe handeln, die 
 -in Österreich, in einem gewissen Territorium „beheimatet“ ist, 
 -eine eigene Sprache sowie ein eigenes Volkstum haben und 
 -die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt.  
 
Zurzeit versuchen vor allem die in Österreich ansässigen Polen, aus einem historischen 
Kontext heraus nachdem ein Teil Polens lange Zeit teil des österreichischen 
Kaiserreiches war, als VG laut VGG anerkannt zu werden und stellten auch schon einen 
Antrag im Bundeskanzleramt, der jedoch von diesem zurückgewiesen wurde (vgl. 
Baumgartner, 2005: 696).  
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4.1.2 Größe der anerkannten Volksgruppen in Österreich 
 
Im vorangegangenen Punkt habe ich beschrieben, wie eine VG in Österreich anerkannt 
wird. Laut der Verordnung der Bundesregierung vom 18. Jänner 1977 über die 
Volksgruppenbeiräte, in der die österreichischen VG namentlich genannt werden, gibt 
es zur Zeit sechs anerkannte VG in Österreich: die der Burgenland-Kroaten, Slowenen, 
Ungarn, Tschechen, Slowaken und Roma. Überwiegendes Wohngebiet der Volksgruppe 
sind die Bundesländer: Kärnten (Slowenen), Steiermark (Slowenen)62, Burgenland 
(Burgenland-Kroaten, Ungarn und Roma) sowie Wien (Tschechen und Slowaken) 63. 
Durch ihre Nennung in dieser Verordnung, haben sie gemäß ihrer Größe das Recht, 
Mitglieder in den Volksgruppenbeirat zu entsenden.  
 
Sinn des Volksgruppenbeirates ist es, die Bundesregierung und die Bundesminister  in 
Volksgruppenangelegenheiten zu beraten und haben hierbei die Volksgruppe in 
kultureller, wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht in ihrem Gesamtinteresse zu vertreten 
(vgl. Lanner, 2006: 342. §3. Abs. 1 VGG).  
 
Die Größe der jeweiligen Volksgruppen ist im Prinzip nicht sehr einfach zu 
beantworten, da, wie schon ausgeführt, das Bekenntnis zu einer Volksgruppe einer 
jeden Person frei steht. Durch Zuwanderung ist die Größe der 
Volksgruppenangehörigen in den letzten Jahrzehnten stark angestiegen, auch wenn 
diese Zuwanderer im eigentlichen Sinne keine Angehörigen der VG sind. Die direkte 
Volksgruppenzugehörigkeit wird jedoch in der VZ nicht abgefragt, sondern nur die 
Umgangssprache in Verbindung mit der österreichischen Staatsbürgerschaft (vgl. 
Statistik Austria, 2007:  53).  
 
Demnach spaltete sich die Umgangssprache der österreichischen Bevölkerung mit 
österreichischer Staatsbürgerschaft in den für die autochthonen Minderheiten 
                                                 
62 Die steirischen Slowenen sind, obwohl im Staatsvertrag von 1955 erwähnt, nicht offiziell anerkannt.  
63 Anm: Obwohl Niederösterreich in seiner Landesverfassung im Artikel 6 
(http://www.ris2.bka.gv.at/Dokumente/LrNo/LRNI_2007086/LRNI_2007086.pdf) die bundesweit 
eingeräumten Rechte der sprachlichen Minderheiten erwähnt, wird es heute nicht als Land mit 
autochthoner Minderheit angesehen.  
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betreffenden Bundesländern und Österreich gesamt seit der VZ 1971 folgendermaßen 
auf: 
 
Bevölkerung mit österreichischer Staatsbürgerschaft nach 
Umgangssprache seit 1971:  




Insgesamt 7.279.630 270.539 517.586 1.174.944 1.558.316 
Ausschließlich Deutsch 7.195.090 240.462 495.795 1.170.106 1.538.578 
Andere Sprache 1) 84.540 30.077 21.791 4.838 19.738 
Kroatisch 28.084 24.332 143 539 2.316 
Slowenisch  19.604 43 17.011 1.684 500 
Tschechisch 7.967 45 35 150 6.528 
Ungarisch 14.815 5.447 141 802 6.099 
Sonstige (einschl. unbek.) 2) 14.070 210 4.461 1.663 4.295 
 1981 
Insgesamt 7.263.890 267.750 528.023 1.171.566 1.417.929 
Ausschließlich Deutsch 7.150.623 244.493 509.392 1.164.429 1.380.579 
Andere Sprache 1) 113.267 23.257 18.631 7.137 37.350 
Kroatisch 22.113 18.648 168 214 2.557 
Slowenisch 16.290 29 14.204 893 624 
Tschechisch 5.101 22 29 63 4.106 
Ungarisch 12.043 4.025 121 440 5.683 
Slowakisch 698 16 9 46 465 
Serbokroatisch 12.785 123 255 1.079 5.579 
Türkisch 3.667 18 23 57 1.210 
Sonstige (einschl. unbek.) 40.570 376 3.822 4.345 17.126 
 1991 
Insgesamt 7.278.096 263.092 530.726 1.154.452 1.343.196 
Ausschließlich Deutsch 7.107.411 237.516 512.122 1.144.432 1.269.417 
Andere Sprache 1) 170.685 25.576 18.604 10.020 73.779 
Kroatisch 29.596 19.109 295 698 6.604 
Slowenisch 19.289 65 13.962 1.695 1.825 
Tschechisch 9.822 81 106 289 6.429 
Ungarisch 19.638 4.973 247 836 8.930 
Slowakisch 1.015 19 16 36 619 
Serbokroatisch 16.657 167 336 742 11.285 
Türkisch 6.193 47 66 189 3.811 
Sonstige (einschl. unbek.) 68.475 1.115 3.576 5.535 34.276 
 2001 
Insgesamt 7.322.000 265.005 527.333 1.129.791 1.301.859 
Ausschließlich Deutsch 6.991.388 240.228 508.543 1.112.569 1.139.196 
Andere Sprache 1) 330.612 24.777 18.790 17.222 162.663 
Burgenland-Kroatisch 19.374 16.245 25 67 2.456 
Romanes 4.348 263 67 611 1.268 
Slowenisch  17.953 70 12.554 2.192 1.412 
Tschechisch 11.035 189 192 356 5.778 
Ungarisch 25.884 4.704 313 1.652 10.686 
Slowakisch 3.343 108 71 147 1.775 
Kroatisch 25.820 996 906 1.839 12.562 
Serbisch, Bosnisch, 
Mazedonisch 46.377 150 259 1.162 31.810 
Türkisch 60.028 459 193 649 32.603 
Sonstige (einschl. unbek.) 116.450 1.593 4.210 8.547 62.313 
1) Einschließlich Kombination mit Deutsch. - 2) Einschließlich Slowakisch, Serbokroatisch und Türkisch.  
Quelle: Statistik Austria, 2007: 239f.  
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Wichtig ist hier anzumerken, dass 2001 neu, gegenüber 1991, die Kategorie 
Burgenland-Kroatisch eingeführt wurde. Bei den früheren Volkszählungen wurde nur 
Kroatisch abgefragt. Der Grund dafür liegt vermutlich darin, dass die Burgenland-
Kroaten von den, vor allem durch den Krieg oder als Gastarbeiter aus dem ehemaligen 
Jugoslawien zugewanderten, Kroaten zu unterscheiden. Auch Romanes wurde das erste 
Mal 2001 abgefragt  (vgl. Statistik Austria, 2007: 57). 
 
Die Volksgruppe der Roma wurde ja auch erst 1993 anerkannt (vgl. Österreichisches 
Volksgruppenzentrum, 2000: 7).  
 
Größte autochthone Minderheit in Österreich sind demnach die Burgenland-Kroaten. 
Über 19.000 Personen gaben an, Sprecher dieser Sprache zu sein. Ein beträchtlicher 
Teil davon lebt heut aber nicht im Burgenland selbst, sondern in Wien/Dunaj. 
Slowenisch gaben knapp 18.000 Personen an. Da hier jedoch nicht zwischen den 
autochthonen und zugewanderten Slowenen unterschieden wird, ist es schwer zu sagen, 
wie viele davon zugewanderte Slowenen sind. Auch sind davon nur ungefähr 12.500 
Personen in Kärnten wohnhaft64.  
 
Dazu ist noch zu sagen, dass das österreichische Volksgruppenrecht praktisch keine 
Unterscheidung zwischen den „beheimateten“ und „zugewanderten“ 
Volksgruppenangehörigen macht, da ja kein Angehöriger einer Volksgruppe 
gezwungen ist, die „Beheimatung“ nachzuweisen65 (vgl. Segmente, 2007: 10).  
 
Ungarisch sprechen fast 26.000 der österreichischen Staatsbürger. Davon jedoch nur ein 
kleiner Teil, knapp 4.700, im Burgenland. Auch Tschechisch wird von knapp über 
11.000 Personen Österreichweit angegeben, aber nur von ungefähr 5.800 in 
Wien/Dunaj. Slowakisch wird von den Österreichweiten 3.300 Sprechern von ungefähr 
1.700 in Wien/Dunaj gesprochen. Diese drei Minderheiten dürften vor allem durch 
Zuwanderung aufgrund von Flucht und durch den Fall des Eisernen Vorhanges 
angestiegen sein. Wie viele davon als autochthon im eigentlichen Sinne angesehen 
werden können, lässt sich schwer sagen.  
                                                 
64 Siehe Tabelle im nächsten Punkt 3.1.3.  
65 Jedoch wurde wie schon erwähnt bei der Volkszählung 2001 die Unterscheidung zwischen Kroatisch 
und Burgenland-Kroatisch eingeführt.  
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Von den über 4.300 Sprechern des Romanes66, deklarierten sicher wiederum nur 263 im 
Burgenland. Der Rest verteilt sich über das gesamte Bundesgebiet, vor allem jedoch 
Niederösterreich und Wien/Dunaj und das obwohl das Burgenland als Zentrum der 
Roma in Österreich angesehen wird. Der Grund dafür liegt darin, dass sich viele Roma 
nicht zählen lassen wollen und sich so nicht zu ihrer Volksgruppe bekennen. Historisch 
diente die Registrierung meistens der Verfolgung. So wurden die Roma auch während 
der NS-Zeit verfolgt, interniert und umgebracht (vgl. Österreichisches 
Volksgruppenzentrum, 1998: 39 und Österreichisches Volksgruppenzentrum, 2000: 5).  
 
Bis heute nicht anerkannt ist die polnische Volksgruppe, die vor allem, auch historisch 
bedingt, in Wien/Dunaj ansässig ist. Da die Sprache nicht gesondert bei der 
Volksbefragung abgefragt wird ist es nicht bekannt, wie viele Polen es zurzeit in 
Österreich gibt. Eigenschätzungen der VG gehen von bis zu 30.000 aus, wobei jedoch 
wieder fraglich ist, wie viele davon autochthon sind (vgl. Österreichisches 
Volksgruppenzentrum, 2000: 5, 9 und 12).  
 
4.1.3 Größe und heutiges Siedlungsgebiet der slowenischen Volksgruppe und 
Probleme bei der Volkszählung  
 
Obwohl es in Österreich, wie auch im Art. 7 des ÖStV erwähnt, nicht nur in Kärnten/ 
Koroška, sondern auch in der Steiermark/Štajerska Slowenen gibt, werde ich in diesem 
Abschnitt nur auf die Kärntner Slowenen eingehen, da sich der Ortstafelkonflikt auch 
nur auf das Bundesland Kärnten/Koroška bezieht.  
 
Nicht außer Acht gelassen werden darf jedoch, dass bei der letzten VZ in der 
Steiermark/Štajerska auch 2192 Personen Slowenisch angegeben haben, und die Zahl 
der slowenischsprachigen Personen in der Steiermark/Štajerska gegenüber den 
vorangegangen Volkszählungen stark gestiegen ist. Selbstschätzungen der Vertreter der 
steirischen Slowenen gehen sogar davon aus, dass in der Steiermark/Štajerska 5.000-
6.000 Slowenen leben (vgl. Novak, 2006: 302). 
 
                                                 
66 So wird die Sprache der Roma, aber auch der Sinti genannt.  
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Trotz diesem Umstand, und den im Verfassungsrang stehenden Teilen des Art. 7, der 
die steirischen Slowenen explizit erwähnt, hat die Steiermark/Štajerska bis heute keine 
nennenswerten Maßnahmen getroffen, um die Situation der slowenischen Minderheit zu 
verbessern.  
 
a.) Wo lebt die slowenische Volksgruppe in Kärnten/Koroška? 
 
Wie groß das Siedlungsgebiet der Kärntner Slowenen ist, lässt sich nur sehr schwer 
sagen und kann auch nur schwer abgegrenzt werden. Auch werden und wurden im 
Laufe der Zeit unterschiedliche Angaben zum Siedelungsraum der Kärntner Slowenen 
gemacht. 
 
 In der Literatur und in den Medien wird meistens als heutiges Gebiet, in dem die 
slowenische VG heute lebt und siedelt, das  Jauntal/Podjuna, Rosental/Rož und 
Gailtal/Zilja genannt. Das sind alles Gebiete die südlich der Drau/Drava liegen. Ist 
deshalb aber auch nicht ganz richtig, da es zum Beispiel im Gebiet um 
Völkermarkt/Velikovec, welches nördlich der Drau/Drava liegt, ebenfalls 
Zweisprachigkeit gibt, das Gailtal/Zilja wiederum ist und war nicht komplett 
zweisprachig, sondern nur im unteren Teil slowenisch besiedelt. Insgesamt machen 
diese Täler weniger als ein Viertel vom heutigen Kärnten/Koroška aus (vgl. Novak, 
2006: 124f).  
 
Lange Zeit war die genaue Abgrenzung des Siedlungsgebietes der Kärntner Slowenen 
überhaupt nicht von Bedeutung, sondern erlangte diese erst durch das Aufkommen des 
Nationalismus in der Monarchie. Interessanterweise legte zum Beispiel die Deutsche 
Volkspartei 1899, die nicht unbedingt als „Slowenenfreundlich“ bezeichnet werden 
kann, in ihrem parteipolitischen „Pfingstprogramm“ Deutsch als „landesüblich“ 
festlegte und die slowenische Sprache in den Bezirksgerichtssprengeln 
Bleiburg/Pliberk, Eberndorf/Dobrla vas, Eisenkappel/Železna Kapla, 
Völkermarkt/Velikovec, Ferlach/Borovlje, Rossegg/Rožek, Arnoldstein/Podklošter, 
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Villach/Beljak, Hermagor/Šmohor und in der Umgebung von Klagenfurt/Celovec im 
äußeren Dienst zugelassen hat67 (vgl. Veiter, 1970: 467).  
 
Am 3. Oktober 1945 wurde von der provisorischen Landeregierung in Kärnten/ 
Koroška eine Verordnung für die Neugestaltung des zweisprachigen Unterrichtes in den 
Volksschulen im südlichen Gebiet Kärntens erlassen. In dieser Verordnung werden 
insgesamt 64 Gemeinden genannt, welche der verwaltungspolitischen Gliederung vom 
1.1.1938 zugrunde liegen und in denen die Volksschulen zweisprachig waren. Das war 
jenes Gebiet, welches den historischen und gegenwärtigen Siedlungsraum der Slowenen 
in Kärnten/Koroška darstellte68, und es war auch in etwa jenes Gebiet, das Jugoslawien 
von Kärnten/Koroška beanspruchte. Insgesamt forderte Jugoslawien 1947 in einem 
„Memorandum Territoriale“ an die Verhandlungspartner des ÖStV 2470 km² von 
Kärnten, knapp mehr als ein Viertel der Kärntner Fläche, in dem 180.000 Personen 
lebten, von denen laut jugoslawischer Meinung zwei Drittel Slowenen waren. Als 
Jugoslawien sämtliche Forderungen aufgeben musste kam als Kompromiss der Art. 7 
des ÖStV heraus. Laut Meinung von mehreren Autoren, wurde im Art. 7 keine nähere 
Gebiets- oder Prozentbestimmung vorgenommen, da die Verhandlungspartner des ÖStV 
der Meinung waren, dass das Siedlungsgebiet der Slowenen sowieso bekannt war, so 
wie es auch in der „Verordnung für die Neugestaltung  des zweisprachigen Unterrichtes 
in den Volksschulen“ von 1945 vorgenommen wurde. Im Sinne der Verfasser des 
Staatsvertrages soll es jedoch gewesen sein, den Slowenen dort diese Rechte zu 
gewähren, wo sie leben, unabhängig davon, wie groß ihre statistische Größe ist, oder 
wie weit die Assimilierung schon fortgeschritten ist. Dazu gibt es natürlich auch 
gegenteilige Meinungen die besagen, dass die Verfasser des ÖStV Karten mit dem 
zweisprachigen Gebiet zum ÖStV beigelegt worden wären, wenn sie dieses Gebiet 
genau definieren hätten wollen (vgl. Novak, 2006: 124f).  
 
In einem neuen  „Minderheiten-Schulwesen“ Ausführungsgesetz aus dem Jahre 1959, 
mit dem  man das Gesetz von 1945 aufgehoben hat (vgl. http://www.ris2.bka.gv.at/ 
                                                 
67 Damals wurde in diesem Programm auch noch Tarvis/Trbiž genannt, das ja nach dem Ende der 
Monarchie Italien ohne Abstimmung zugesprochen wurde.  
68 In einer Denkschrift an die Bundesregierung im Jahre 1955 strichen die Organisationen der Slowenen 
hervor, dass sie dieses Gebiet als das gemischtsprachige Gebiet Kärntens verstehen (vgl. Novak, 2006, 
126).  
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GeltendeFassung.wxe?QueryID=LrK&Gesetzesnummer=10000020 Stand: 30.11.2008),  
wurde neuerlich für das Schulwesen das zweisprachige Gebiet Kärntens festgelegt und 
die Bezirke und Gemeinden, für die es gilt, sind darin  namentlich genannt. Dieses 
Gebiet ist zwar deutlich kleiner als im Gesetz von 1945, umfasste jedoch noch immer 
einen beträchtlichen Teil vom 1945 definierten zweisprachigen Gebiet Kärntens (vgl. 
Novak: 127).  
 
Das in diesem Gesetz enthaltene Siedlungsgebiet der Kärntner Slowenen wurde auch 
durch das Kärntner Kindergartenfondgesetz 2001 bestätigt: 
 
§1 Abs.2: Als Siedlungsgebiet der slowenischen Volksgruppe in Kärnten gelten 
jene Gemeinden, in denen nach den §1 und 3 des Minderheitenschulwesen-
Ausführungsgesetzes der Unterricht zumindest in einer Volksschule 
zweisprachig zu erteilen ist (http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung 
.wxe?QueryID=LrK&Gesetzesnummer=20000036 Stand: 30.11.2001).“ 
 
Dadurch kann gesagt werden, dass es in Kärnten gesetzlich zum größten Teil Einigkeit 
gibt, was als gemischtsprachiger Teil des Bundeslandes angesehen wird. Auch wenn es 
in anderen Punkten für die Rechte der slowenischen Volksgruppe, wie der Frage nach 
den zweisprachigen Ortstafeln, strittig ist, was als gemischtsprachiges Gebiet gilt und 
zusätzlich noch eine Prozenthürde eingeführt wurde.  
 
b.) Welche Probleme gibt es bei der Volksgruppenzählung?  
 
Wie schon erwähnt, ist laut §1 Abs.2 des VGG niemand gezwungen sich zu einer 
Volksgruppe zu bekennen, sondern dies steht einer jeden Person frei. Auch wird in 
Österreich bei den Volksbefragungen nicht nach der „nationalen Zugehörigkeit“ 
gefragt, sondern es wird ganz alleine die Umgangssprache abgefragt. Hier alleine stellt 
sich schon die Frage, ob aufgrund der Angabe der Umgangssprache die „ethnische“ 
Größe einer Volksgruppe erhoben werden kann, oder ob es dazu nicht noch weiterer 
Merkmale bedarf. Würden objektive Merkmale wie z.B. Familiennamen herangezogen 
werden, würde eine viel größere Zahl an slowenischsprachiger Bevölkerung in Kärnten 
erhoben werden wie durch das subjektive Bekenntnisprinzip. Die Zahlen aus der 
statistischen Erhebung, und der Eigenschätzung der jeweiligen Volksgruppe gehen 
deswegen auch sehr stark auseinander, und trotz aller Bedenken gegen die reine 
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statistische Erhebung der Umgangssprache wurden, oder werden, diese Zahlen für die 
Bestimmung der Ortschaften, die für zweisprachige Ortstafeln in Frage kommen, 
herangezogen, obwohl davon ausgegangen werden kann, dass es sich dabei immer nur 
um die Mindestzahl an Volksgruppenangehörigen handelt, denen es auch wichtig ist, 
sich bei statistischen Erhebungen zu deklarieren. Es kann also gesagt werden, dass die 
Frage nach der Umgangssprache als ungefähre Schätzung für die Größe der 
Volksgruppen gelten kann, jedoch sicher nicht als absoluter Maßstab gelten kann.  
 
Seit 1951 wird in Österreich nach der Umgangssprache gefragt. Diese Frage wurde bei 
den Volkszählungen zwischen 1880 und 1910 auch schon verwendet. Dagegen wurden 
1923 die „Denksprache“, und 193469 die „Sprache, deren Kulturkreis der Befragte sich 
zugehörig fühlt“, abgefragt (vgl. Reiterer, 1996: 149f). 
 
Bei all diesen Konzepten ist die Frage berechtigt, wie von diesen Antworten auf die 
Größe der jeweiligen Volksgruppe geschlossen werden kann. „Sprache, deren 
Kulturkreis der Befragte sich zugehörig fühlt“ zielt sehr auf ein ethnisches Konzept ab. 
Wobei bei dieser Fragestellung viele Personen unter Zugzwang kommen konnten, da 
ein Bekenntnis zum Slowenischen gleichzeitig ein Bekenntnis zu Slowenien bedeutete, 
was wiederum den Schluss zuließ, dass jemand, der das ankreuzte kein Österreicher 
sein wollte sondern lieber Slowene wäre. Was 14 Jahre nach der Volksabstimmung 
sicherlich viele Personen dazu veranlasste das nicht anzukreuzen. Die Frage nach der 
„Denksprache“ lässt wieder den Schluss zu, dass jemand der Slowenisch denkt, auch 
Slowene ist, und das war ja etwas, zu dem sich 1923, drei Jahre nach der 
Volksabstimmung auch nicht jeder bekennen wollte, und auch die Frage nach der 
„Umgangssprache“ ist eine etwas unglückliche Formulierung, da die gesprochene 
Sprache nicht unbedingt etwas mit der „Volksgruppenzugehörigkeit“ zu tun hat. Diese 
Fragestellung lässt den Schluss zu, dass jemand der Slowenisch spricht auch Slowene 
ist und folglich der slowenischen Volksgruppe in Österreich angehört. Eine 
Schlussfolgerung, die sicherlich auch viele Personen dazu veranlasst hier nicht 
Slowenisch zu wählen.  
 
Theodor Veiter sprach schon 1936 davon, dass das Volksgruppenrecht in Österreich vor 
allem Sprachenrecht ist. Er kritisierte auch bereits damals, dass das Bekenntnisprinzip 
                                                 
69 Diese Volkszählung wurde während des Austrofaschismus durchgeführt. 
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entgegen der Interessen der Volksgruppe verwendet werden kann. Aus verschiedensten 
Gründen kann eine Person sich veranlasst fühlen sich bei einer VZ als 
slowenischsprachig zu deklarieren, und schon bei der nächsten  wieder als 
deutschsprachig. Aber auch objektive Merkmale wie Familienname u.a. lassen nicht 
alleine einen Schluss auf die Volksgruppenzugehörigkeit zu70 (vgl. Veiter, 1936: 15f). 
 
Hinter all diesen Konzepten liegen methodische und konzeptuelle Probleme, die sich 
jedoch bei einem standardisierten Fragebogen wie der VZ nur schwer beseitigen lassen. 
Komplett wird eine Volksgruppe auch nicht erfasst werden können, da niemand zu 
einem Bekenntnis zur Volksgruppe gezwungen werden kann. Beim Bekenntnisprinzip 
wirken auch das Problem des Konzepts der „Nation“ und der damit verbundene 
„Nationalismus“ hinein. Art. 8 Abs.1 des B-VG sagt, das Deutsch die Staatssprache der 
Republik ist, auch wenn den bundesweit anerkannten Minderheitensprachen Rechte 
garantiert werden. Österreich ist demnach eine deutschsprachige Nation und ein 
Bekenntnis zur slowenischen Sprache hat besonders in Kärnten, wo es eine 
Volksabstimmung und immer wiederkehrende Gebietsansprüche seitens Sloweniens 
gab, den Beigeschmack, nicht zu Österreich gehören zu wollen, auch wenn das 
Bekenntnis nichts damit zu tun hat, zu welchem Land jemand lieber gehören möchte.  
Das wird jedoch schlecht kommuniziert, oder aufgrund gewisser Ressentiments aus der 
Vergangenheit nur schwer akzeptiert. Beiden Sprachen werden in Österreich gleiche 
Rechte garantiert. Nur in der Umsetzung sowie in der Akzeptanz seitens der 
Bevölkerung mangelt es.  
 
c.) Wie groß ist die slowenische Volksgruppe in Kärnten/Koroška? 
 
Wie im vorangegangen Punkt beschrieben, ist es also sehr schwer eine Volksgruppe 
rein quantitativ, wie es bei der VZ alle 10 Jahre geschieht, zu messen. Es kann jedoch 
trotzdem als Indikator dafür dienen um zu sehen, wie viele Personen sich trotz aller 
Widrigkeiten zur slowenischen Volksgruppe bekennen. Rein methodisch kann aber 
                                                 
70 Insgesamt sind die Ausführungen von Veiter mit Vorsicht zu genießen, da er auch vorschlägt, dass 
subjektive Bekenntnisprinzip im Zweifelsfall durch ein Schiedsgericht, welches paritätisch besetzt ist, 
überprüfen zu lassen. Insgesamt zeigt sich in diesem Buch, dass Veiter zu dieser Zeit sehr durch den 
Austrofaschismus geprägt war (vgl. Veiter, 1936: 15f).  
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gesagt werden, dass es sich bei dieser Zahl nicht um die maximale Sprecherzahl 
handelt, sondern es nur jene Sprecher sind, die auch dazu bereit sind, sich dazu zu 
bekennen. Aber, wie es eben im VGG vorgesehen ist, kann keine Person dazu 
gezwungen werden, sich zu einer Volksgruppe in Österreich zu bekennen. Bei der 
letzten VZ war die Verteilung wie in folgender Tabelle ersichtlich: 
 
Bevölkerung nach Umgangssprache und Staatsangehörigkeit 2001 
        
  Alle in Kärnten wohnhaften Personen: 
  
Kärnten 
gesamt Deutsch Slowenisch Windisch Sonstige
Insgesamt 559.404 516.810 14.010 556 28.028 
Mit 
österr.Staatsbürgerschaft 527.333 508.543 12.554 555 5.681 
    Quelle: Statistik Austria, 2003: 63f.   
 
Im Gegensatz zur Kategorie Kroatisch, die bei der letzten VZ in Burgenland-Kroatisch 
und Kroatisch aufgeteilt wurde, um die autochthonen Sprecher von den zugewanderten 
Sprechern zu unterscheiden. gibt es für das Slowenische keine solche Unterteilung. 
Deswegen gab es gesamt 14.010 slowenischsprachige Sprecher, von denen jedoch nur 
12.554 auch die österreichische Staatsbürgerschaft haben. Von diesen 12.554 Personen 
kann ausgegangen werden, dass sie auch autochthon, also in Kärnten „beheimatet“ sind. 
Interessant ist auch, dass immer noch 556 Personen „Windisch“ als Sprache angaben, 
von denen 555 Personen die österreichische Staatsbürgerschaft haben. Im Gegensatz zu 
früheren Volkszählungen verliert diese Kategorie immer mehr an Bedeutung.  
 
Mit 12.554 Sprechern gaben 1.408 Personen, rund 10%, weniger als noch 1991 
Slowenisch als Umgangssprache an. Einer der Gründe dafür ist, dass die 
slowenischsprachige Bevölkerung in Kärnten einen höheren Altersschnitt aufweist, als 
die übrige Bevölkerung Österreichs, wie die nächste Tabelle zeigt: 
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Österreicher mit Umgangssprache Slowenisch 1991 und 2001 nach 
Altersgruppen in Prozent: 
Altersgruppen Österreich insgesamt 
Umgangssprache 
Slowenisch 
    
  1991 
Unter 15 18,5 14,3 
15- unter 60 61,3 57,4 
60 und älter 20,3 28,3 
    
  2001 
Unter 15 16,5 13,2 
15- unter 60 60,9 54,4 
60 und älter 22,7 32,4 
Quelle: Statistik Austria, 2003: 18.  
 
Nach dieser Tabelle ist zu befürchten, dass die Größe der slowenischen Volksgruppe 
auch bei der nächsten VZ wieder nach unten gehen wird, da diese Gruppe eine 
Überalterung aufweist und nicht angenommen werden kann, dass die Geburtenrate unter 
der slowenischsprachigen Volksgruppe um soviel höher als bei der Kärntner 
Bevölkerung insgesamt sein wird. Aufgehalten werden kann dieser Trend nach unten 
vermutlich nur, wenn sich bei der nächsten VZ Personen, die 2001 nur Deutsch als 
Umgangssprache angegeben haben, aber auch Slowenisch sprechen, sich auch als 
slowenischsprachig deklarieren.  
 
Die erste Erhebung der Umgangssprache in Österreich fand 1846 statt. Kärnten hatte in 
den damaligen Grenzen bei gesamt 318.577 Einwohnern 95.544, also fast ein Drittel, 
slowenischsprachige Bewohner. Insgesamt können diese Zahlen jedoch nicht als 100% 
gesichert angenommen werden, da die Erhebungsmethoden nach heutigen Standards 
nicht als einwandfrei bezeichnet werden können. Aber sie können sicherlich als Maß 
herangezogen werden (vgl. Inzko, 1988: 36).  
 
Ab 1869 fanden kontinuierlich Volkszählungen, wie sie auch heute üblich sind, statt. 
Während der Monarchie setzte sich Kärnten wie in folgender Tabelle ersichtlich, 
zusammen. Berücksichtigt sind bei diesen Zahlen die Grenzen von 1920. Das heißt, es 
sind nur jene Personen enthalten, die damals in den heute gültigen Grenzen Kärntens 
lebten: 
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  1880 1890 1900 1910 
          
Deutsche 234.825 247.174 261.561 295.462
Slowenen 85.051 84.667 75.136 66.436
Andere 211 222 295 334
Gesamt 320.087 332.063 336.992 362.259
Quelle: Inzko, 1988: 37.  
 
Wie man an diesen Zahlen erkennen kann, ging der Anteil der slowenischen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung innerhalb von 30 Jahren von über einem 
Viertel auf knapp über 18 Prozent zurück. Deutlich lässt sich daraus der aufkommende 
Nationalismus in der Monarchie erkennen, der eine Assimilierung der slowenischen 
Volksgruppe beschleunigte. Im Jahre 1920 fand aufgrund des ersten Weltkrieges und 
den darauf folgenden Probleme bei der Grenzziehung keine VZ statt.  
 
Die nächsten Volkszählungen gab es 1923 und 1934. Im Jahre 1923 bekannten sich nur 
mehr 37.224 Personen zur slowenischen Volksgruppe, also fast um 29.000 weniger als 
noch 13 Jahre davor. Im Jahre 1934 waren es sogar nur noch 26.700 Personen. Das 
würde bedeuten, dass die slowenische Bevölkerung Kärntens in 30 Jahren gut ein 
Drittel ihrer Größe verloren hätte (vgl. Veiter, 1936: 127f).  
 
Grund dafür dürfte jedoch viel mehr der Assimilationsdruck, der sich durch den 
Ausgang der Volksabstimmung noch verstärkt hat, sowie die befürchtete 
Schlechterstellung gegenüber der deutschsprachigen Bevölkerung gewesen sein.  
 
Im Jahre 1939 wurde durch die Nationalsozialisten eine VZ durchgeführt. Diese waren 
sehr genau daran interessiert, wie groß die slowenische Volksgruppe in Kärnten ist, 
deswegen versuchten sie unter Strafandrohung ein möglichst genaues Bild der 
Volksgruppenzugehörigkeit zu bekommen. Interessanterweise gaben 1939 mehr 
Personen als jemals in der ersten Republik Slowenisch als Muttersprache oder 
Volkszugehörigkeit an. Insgesamt 43.179 Personen kreuzten eine Sprachkombination 
mit Slowenisch oder Windisch an. Neuerungen, die diese VZ brachte waren die Frage 
nach der Muttersprache, die Möglichkeit einer Doppelsprachzugehörigkeit sowie die 
Einführung der Kategorie Windisch (vgl. Reiter, 2004: 28 und Suppan, 2004: 136f).  
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Bis 1951 hat es dann keine Volkszählungen im heutigen Sinne mehr gegeben. Im Jahre 
1951 wurde die erste VZ der zweiten Republik im noch besetzten Österreich 
durchgeführt. Wie schon ausgeführt hat Jugoslawien nach Ende des zweiten 
Weltkrieges wieder Gebietsansprüche an Österreich gestellt. Da es auch noch keinen 
Staatsvertrag mit den Alliierten gab, waren die Befürchtungen, dass es zu 
Gebietabtretungen kommen könnte, noch nicht ganz verschwunden.  
 
Entgegen der Empfehlung der ECOSOC, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der 
UNO, bei Volkszählungen nach der „Muttersprache“71 zu fragen, da diese eine genauere 
Angabe über die „ethnische“ Herkunft liefere, wurde bei dieser VZ auch wieder nach 
der „Umgangssprache“ gefragt und wird seitdem auch so beibehalten (vgl. Novak, 
2006: 129f).  
 
Methodisch wird diese Frage jedoch bei den Volkszählungen jeweils unterschiedlich 
gestellt. So wurde bei der VZ 1961 in den Erläuterung zur Umgangssprache, die 
Umgangssprache als jene Sprache definiert, die innerhalb der Familie gesprochen wird 
(Statistische Nachrichten, 1973: 404).  
 
Die Zahlen in der folgenden Tabelle stammen für die Jahre 1951-1981 aus einem 
Textband zur VZ 1981 (Österreichisches Statistisches Zentralamt, 1990) sowie für die 
Jahre 1991 und 2001 direkt von der zuständigen Kontaktperson der Statistik Austria 
(Direktion Bevölkerung). Wichtig zu beachten ist, dass, wie schon erwähnt, die 
Fragestellung sowie die Zählweise bei jeder VZ anders gehandhabt wurde. Bei der 
Spalte Deutsch finden sich nur jene Personen die ausschließlich Deutsch angegeben 
haben. Bei den Spalten Slowenisch und Windisch72 sind auch sämtliche 
Kombinationsmöglichkeiten zusammengerechnet. Eine rein slowenischsprachige 
Bevölkerung gibt es heute in Kärnten praktisch nicht mehr, was auch auf das 
„utraquistische Schulsystem“73 in Kärnten zurückzuführen ist. Weiters zu beachten ist, 
                                                 
71 Als „Muttersprache“ ist hier jene Sprache definiert, die als Kind zuerst erlernt wurde, oder die zu Hause 
während der Zeit der Kindheit gesprochen wurde (vgl. Novak, 2006: 130).  
72 Darunter fallen: Deutsch/Slowenisch, Slowenisch/Deutsch, Slowenisch/Windisch, 
Windisch/Slowenisch, Windisch/Deutsch und Deutsch/Windisch.  
73 Siehe dazu: Exkurs: Schulbildung in Kärnten.  
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dass 1961 die zweisprachige Bevölkerung für das zweisprachige Gebiet Kärntens 
ausgewertet wurde: 
 
Umgangssprache mit österr. Staatsbürgerschaft Kärnten 1951-2001:     
              
  1951 19612 1971 1981 1991 2001 
              
Gesamtbevölkerung 451.124 487.474 517.586 528.023 530.726 527.333 
Deutsch 410.901 84.320 495.795 509.392 512.122 508.543 
Slowenisch1 19.453 13.533 17.011 14.204 13.962 12.554 
Windisch1 19.766 11.378 3.958 2.348 888 555 
1 inkl. Kombinationen 
2 1961 wurde nur für das zweisprachige Gebiet laut Kärntner Schulverordnung vom 3.10.1945 die Sprecherzahl 
ausgewiesen, nicht für ganz Kärnten (vgl. Österreichisches Statistisches Zentralamt, 1990: 114).  
 
Wie aus dieser Tabelle ersichtlich ist, geht der Anteil der slowenischsprachigen 
Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung in Kärnten von VZ zu VZ zurück. Die erste 
VZ der zweiten Republik 1951 war sicher noch stark davon geprägt, das Österreich von 
den Alliierten besetzt war, und die Kärntner Slowenen sich sicherlich große Hoffnungen 
machten, dass ihr Partisanenkampf gegen das deutsche Reich auch goutiert werden 
würde und nichts Schlechtes dabei ist, sich als Slowene zu deklarieren. Von Seiten der 
Kärntner Landesregierung wurde damals ja auch alles unternommen um die 
slowenische VG zufrieden zu stellen.74 So gab es u.a. verpflichtenden 
Slowenischunterricht für alle Kinder im zweisprachigen Raum Kärntens. Mit dem 
Abschluss des ÖStV und der darauf folgenden Zurücknahme von Maßnahmen der 
Kärntner Landesregierung zur Förderung der VG gab sicherlich 1961 den Ausschlag, 
sich nicht unbedingt als Slowene zu deklarieren. Auch der Partisanenkampf wurde nicht 
mehr unbedingt als Kampf gegen das NS-Regime, sondern als Kampf gegen Kärnten 
gesehen. So ging der Anteil der Slowenen an der Gesamtbevölkerung nochmals stark 
zurück. Seit damals sinkt der Anteil der Slowenen an der Gesamtbevölkerung 
kontinuierlich. Übersehen darf auch nicht werden, dass mit den Volkszählungen der 
zweiten Republik auch die Kategorie „Windisch“ eingeführt wurde. Also eine eigene 
Kategorie für jene Slowenen, die willig sind sich zu „assimilieren“. Auch wenn diese 
Kategorie heute keine wirklich wichtige Rolle mehr spielt.  
 
                                                 
74 Siehe dazu Punkt 2.7 dieser Arbeit.  
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Die nächste Grafik zeigt grafisch wo die slowenische Bevölkerung Kärntens laut der 
letzten Volkszählung wohnt:  
 
Abbildung 10: Statistik Austria, 2003: S. 17. 
 
 
Eine Untersuchung aus dem Jahre 1999, die vom Österreichischen Statistischen 
Zentralamt durchgeführt wurde, kam zu dem Ergebnis, dass in Kärnten 54.000 
Menschen über 15 Jahre Slowenisch beherrschen. Davon je ein Drittel gut, mittelgut 
und schlecht. Bei den Volkszählungen von 1971-2001 blieb auch die Anzahl der Orte 
mit slowenischsprachiger Bevölkerung, mit rund 800, in etwa gleich (vgl. Novak, 2006: 
132f).  
 
Gemeinden mit einem sehr hohen slowenischsprachigen Anteil gibt es heute nicht mehr 
sehr viele. Ein Grund dafür ist auch die Gemeindereform in Kärnten, bei der viele 
Gemeinden zusammengelegt wurden. Die einzige Gemeinde mit einer slowenischen 
Mehrheitsbevölkerung ist heute Zell/Sele im Bezirk Klagenfurt-Land mit einem 
slowenischsprachigen Anteil von 89,6%. Gefolgt wird diese Gemeinde von 
Globasnitz/Globasnica im Bezirk Völkermarkt mit einem slowenischsprachigen Anteil 
von 42,2%. Die Gemeinde mit der größten Sprecheranzahl ist Klagenfurt/Celovec mit 
1.308 slowenischsprachigen Personen, die dort jedoch nur 1,6% der Bevölkerung 
ausmachen (vgl. Statistik Austria, 2007: 56).  
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Klagenfurt/Celovec zählte zwar nie zum autochthonen Gebiet von Kärnten/Koroška, 
durch die Gemeindereform kamen auch einige umliegende kleine slowenischsprachige 
Gebiete zur Stadt Klagenfurt/Celovec. Außerdem befindet sich in Klagenfurt/Celovec 
eine zweisprachige Handelsakademie ein zweisprachiges Gymnasium und viele 
Personen pendeln zur Arbeit aus den wirtschaftlichen schwächer gestellten Gemeinden 
Südkärntens nach Klagenfurt/Celovec oder haben ihren Wohnsitz dorthin verlagert.   
 
Insgesamt lässt sich also die zahlenmäßige Stärke der Minderheit sehr schwer 
darstellen. Je nach politischer Lage und ausgeübten sozialen Druck in einzelnen 
Ortschaften variiert der Anteil der slowenischsprachigen Bevölkerung sehr stark. So ist 
es in der Vergangenheit schon vorgekommen, das ein Ort fast komplett 
slowenischsprachig war, bei der nächsten VZ sich jedoch kaum jemand zur VG 
bekannte, ohne jedoch, dass es starke Wanderungsbewegungen innerhalb des Ortes 
gegeben hat (vgl. Novak, 2006: 127f).  
 
Wie an den Statistiken gut zu erkennen ist, ändert sich die Anzahl der bekennenden 
Volksgruppenzugehörigen von VZ zu VZ. Die jeweilige Zählung muss vor allem vor 
dem Hintergrund der jeweiligen politischen Lage gesehen werden. Statistiken werden 
immer gerne benutzt um die verschiedensten Sachverhalte für sich zu illustrieren. Fast 
eine jede Zahl kann positiv oder negativ ausgelegt werden. Aber was bedeutet es schon, 
dass die Volksgruppe heute „nur“ noch knapp 13.000 Sprecher hat? Heißt das die VG 
ist schon zu klein für Volksgruppenrechte, oder ist sie doch noch groß genug? Wer 
entscheidet das? Als nächstes kann man sich natürlich fragen, wie die Zahl zustande 
gekommen ist? Wie war die politische vor-, und zum Zeitpunkt der VZ? Wie war die 
Fragestellung? Eine statistische Zahl ist, so einfach sie aussieht und etwas illustrieren 
kann, nicht ganz so einfach zu sehen. Aus diesen Gründen und den genannten 
methodischen Problemen bei Volkszählungen würde ich die Ergebnisse der 
Volkszählungen nicht als absolute Zahl nehmen, sondern nur als Richtwert.  
 
Weiters kritisch anzumerken ist, dass für die Feststellung der Volksgruppengröße in 
Österreich das einzige Kriterium die Umgangssprache ist. Ansonsten gibt es keine 
Möglichkeit für eine Person sich der slowenischen Volksgruppe zugehörig zu 
deklarieren. Dabei geht auch der Vfgh davon aus, dass das Minderheitenverständnis des 
Staatsvertrages nicht sprachlicher, sondern nationaler Natur ist. Das heißt, nicht der 
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Umstand ist wichtig, dass eine Person Slowenisch perfekt kann und im Alltag ständig 
benutzt, sondern, dass sie sich dem slowenischen Volk und der slowenischen Nation 
zugehörig fühlt (vgl. Erkenntnis des Vfgh: Ortstafel Sittersdorf/Žitara vas: 
http://www.vfgh.gv.at/cms/vfghsite/attachments/6/1/6/CH0006/CMS1215762426850/or
tstafel_sittersdorf-arv310-08.pdf: S.5f).   
 
Wie hier insgesamt zu Erkennen ist, bleibt die Bestimmung der Größe einer VG ein 
schwieriges Unterfangen. Vor allem die Frage, ab wann jemand zur slowenischen 
Volksgruppe gehört, ist nicht so leicht zu beantworten. Geht man nun rein quantitativ 
vor, und lässt nur die Umgangssprache als Kriterium zur Volksgruppengröße gelten, 
oder lässt man zur Beurteilung auch qualitative Merkmale zu? Eine Frage die den 
Ortstafelkonflikt sicher noch lange begleiten wird.  
 
4.2 Schulbildung in Kärnten 
 
Einer der wichtigsten Punkte, der das Weiterbestehen einer Volksgruppe garantiert, ist 
das Schulwesen, und schon viel älter als der Streit um die zweisprachigen Ortstafeln in 
Kärnten, ist der Streit um das System der Schulbildung im gemischtsprachigen Gebiet 
Kärntens. Zur Schulbildung in Kärnten gibt es eine Vielzahl an Büchern und Artikel. 
Die geschichtliche Entwicklung ist sehr vielfältig und teilweise kompliziert. Deswegen 
werde ich hier nur auf ein paar wichtige Eckpunkte eingehen. Wer sich vertiefend mit 
der Schulbildung in Kärnten auseinandersetzen möchte, kann das mit den von mir 
zitierten Quellen als Erstliteratur für eine vertiefende Auseinandersetzung sicherlich 
machen.    
 
Der Beginn der allgemeinen Schulbildung in Kärnten wurde unter der Regentschaft von 
Maria Theresia verwirklicht. Im gemischtsprachigen Gebiet Kärntens dauerte es bis 
zum Ende des 19. Jahrhunderts, bis ein flächendeckender Elementarunterricht in 
slowenischer Sprache umgesetzt wurde. Bis zum Jahre 1848 wurde ausschließlich in 
deutscher Sprache unterrichtet. Bei Schuleintritt der Kinder wurde im 
gemischtsprachigen Teil Kärntens der Unterricht fast immer in Slowenisch 
vorgenommen, da es die dominierende Sprache der in die Schule eintretenden Kinder 
war. Ziel war es jedoch, die deutsche Sprache zu Erlernen. Erst durch Veränderungen in 
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der Monarchie, die das Revolutionsjahr 1848 mit sich brachten, wurde auch das 
Slowenische in den Schulen vermehrt berücksichtigt. Ein ausgearbeiteter Schulentwurf 
sah den Unterricht in der Muttersprache vor, überließ es jedoch den Gemeinden, eine 
zweite Sprache zu unterrichten. Mit Art. 19 des Staatsgrundgesetzes von 186775 wurde 
den Volksstämmen der Monarchie weitgehend Rechte für die Wahrung ihrer 
Nationalität und Sprache garantiert. Damit sollte auch gesichert werden, dass jede 
Nationalität in Ländern, in denen mehrere Nationalitäten ansässig waren, Unterricht in 
der Muttersprache erhalten. Streng genommen hat ja der Art. 19 auch heute noch 
Geltung. Der Verfassungsgerichtshof hat jedoch festgestellt, dass es heute keine 
Nationalitäten im damaligen Sinne mehr gibt, sondern nur Minderheiten oder 
Volksgruppen. Schon mit dem Art. 68 im Friedensvertrag von St. Germain wird 
festgestellt, dass den Minderheiten zwar Unterricht in ihrer Sprache garantiert werden 
muss, jedoch trotzdem Deutsch als Pflichtgegenstand eingeführt werden kann. Und 
auch Art.8 der österreichischen Verfassung sagt, dass Deutsch Staatssprache der 
Republik ist (vgl. Domej, 2000: 29f., Kurz, 1990: 31f. und Haas/Stuhlpfarrer, 1977: 
14f).  
 
Schon während dieser Phase war der Konflikt um die Unterrichtssprache sehr 
weitgreifend. Dieser Streit sollte mit der Einführung der so genannten „utraquistischen 
Schule“76 entschärft werden. In diesem Schultyp sollten die Schüler die 
Unterrichtsfächer abwechselnd in beiden Sprachen unterrichtet bekommen. Meist war 
es jedoch so, dass die Schüler zunächst in Slowenisch unterrichtet wurden, und sobald 
sie ausreichend Deutsch konnten, wurde der Unterricht in Deutsch fortgesetzt. Aber 
damit gab es schon den dritten Typ Schule in Kärnten. Je nachdem wo Kinder mit 
slowenischer Muttersprache lebten, konnte es sein, dass sie entweder eine 
deutschsprachige Schule besuchen mussten, eine „utraquistische“, in welcher der 
Unterricht jedoch in den beiden Sprachen meist nicht zeitgleich, sondern aufeinander 
folgend durchgeführt wurde, und weiters gab es ein paar rein slowenische Schulen (vgl. 
Haas/Stuhlpfarrer, 1977: 17).  
 
                                                 
75 Vgl. Punkt 4.2 dieser Arbeit.  
76 Kommt vom lateinischen Wort „utraque“. Das bedeutet soviel wie: „jede von beiden“.  
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Insgesamt war also das 19. Jahrhundert eine Zeit, in welcher der sprachliche Unterricht 
der Kinder in ein und derselben Schule sich rasch ändern konnte77. Auch war nicht ganz 
klar, wie „utraquistische“, also zweisprachige Schulen, auszusehen haben, und so wurde 
dieses System von Schule zu Schule unterschiedlich gehandhabt.  
 
Während der Ersten Republik blieb das System der „utraquistischen Schule“, mit den 
alten Lehrplänen, aufrecht. Es gelang jedoch nicht den Unterricht in ausreichender und 
qualitativer Form auf Slowenisch durchzuführen, und eine genügend große Zahl an 
slowenischsprachigen Lehrern und Schulen zu Verfügung zu stellen, und so war das 
„utraquistische Schulsystem“ Gegenstand ständiger Verärgerung der slowenischen 
Volksgruppe in Kärnten. und die Probleme konnten bis zum Ende der Ersten Republik 
nie beseitigt werden. In der Zeit des Nationalsozialismus wurde das Slowenische am 6. 
April 1941 sowohl als Unterrichts- als auch Lehrsprache generell abgeschafft. 
Eingeführt wurde es erst wieder am 3. Oktober 1945 durch die Provisorische 
Landesregierung. Mit der „Verordnung zur Neugestaltung der zweisprachigen 
Volksschulen im südlichen Gebiete Kärntens“ wurde ein genereller zweisprachiger 
Unterricht für alle Schüler in Südkärnten eingeführt. Deshalb wurde und wird sie von 
deutschbetonter Seite auch häufig als „Schulsprachen-Zwangsverordnung“78 angesehen. 
Diese sah nämlich den grundsätzlichen Unterricht in den ersten drei Schulstufen in der 
Muttersprache vor, doch sollte auch schon von Beginn weg jedes Kind die zweite  
Landessprache erlernen. Wichtig ist in dieser Verordnung der Punkt: B. Hier wird das 
gesamt zweisprachige Gebiet definiert, in dem zweisprachiger Unterricht erfolgen soll 
(vgl. Veiter, 1970: 696f).  
 
In der Literatur wird immer wieder diese territoriale Definition des zweisprachigen 
Gebietes Kärntens angegeben, da damit gezeigt werden kann, dass zweisprachige 
Gebiete Kärntens durchaus bekannt war (siehe Abb.9). Speziell im Hinblick auf den 
ÖStV wird immer wieder hingewiesen, dass eine genauere Definition des 
gemischtsprachigen Gebietes Kärntens ja nicht notwendig war, da es, wie diese 
Schulverordnung zeigt, sowieso bekannt war. Dieses Gebiet geht weit über jene 
Gemeinden hinaus, deren Ortschaften überhaupt für zweisprachige Ortstafeln in 
Betracht kommen. Obwohl durch diese Verordnung auch Kinder von rein 
                                                 
77 Einen genaue Abhandlung des Schulstreits in Kärnten bietet: Kurz, 1990.  
78 Nachzulesen bei Veiter, 1970: 701f).  
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deutschsprachigen Eltern gezwungen waren, Slowenisch zu lernen, kam es am Anfang 
zu keinen Protesten gegen diese Verordnung, sicher auch vor dem Hindergrund, dass 
Jugoslawien territoriale Forderungen an Österreich stellte und die Kärntner Slowenen 
damit beruhigt werden sollten.  
 
Diese Verordnung hatte für die Kinder der Kärntner Slowenen sehr positive Effekte, da 
sie anfänglich den Unterricht auf Slowenisch bekamen und erst später verstärkt Deutsch 
lernten. Dadurch wurde auch ihre Sprachkompetenz in ihrer Muttersprache gestärkt. 
Negativ sieht Veiter, dass durch den Zwang, für die Schüler mit deutscher 
Muttersprache, Slowenisch zu Lernen, dass Elternrecht verletzt wurde. Nachdem sich 
die Lage in Kärnten beruhigt hatte, und der ÖStV unterschrieben war, regte sich 
vermehrt Widerstand gegen diese Verordnung. Schließlich beugte sich der Kärntner 
Landeshauptmann Wedenig 1958 dem Druck und erließ eine Verordnung die es den 
Erziehungsberechtigten ermöglichte, ihre Kinder vom zweisprachigen Unterricht 
abzumelden.  Davon machte sogleich mehr als drei Viertel der Eltern gebrauch79. Veiter 
sieht hier auch ein Problem der Diskussion um den Slowenischunterricht. Es wurde 
nicht die Frage gestellt, ob es nicht ein Vorteil für die Kinder ist, von Anfang an 2 
Sprachen zu erlernen (vgl. ebd.: 706f).  
 
Im Jahre 1959 wurde ein eigenes „Minderheitenschulgesetz für Kärnten“ eingeführt, 
welches bis heute, in abgeänderter Form, gültig ist (http://www.ris2.bka.gv.at 
/GeltendeFassung.wxe?QueryID=LrK&Gesetzesnummer=10000020 Stand: 1.12.2008).  
 
Darin ist auch festgelegt, wo grundsätzlich zweisprachiger Unterricht möglich ist. Die 
Orte umfassen nicht mehr ein so großes Gebiet wie in der Verordnung von 1945, jedoch 
wird den Kindern jener Eltern, die ihr Kind zum zweisprachigen Unterricht anmelden, 
der zweisprachige Unterricht durch §1 garantiert. Negativ anzumerken ist aber, dass 
Eltern ihre Kinder zum zweisprachigen Unterricht anmelden müssen80. In Orten, wo das 
von der deutschsprachigen Bevölkerung nicht unbedingt erwünscht ist, kann das ein 
Problem sein, und die Eltern sich durch den sozialen Druck veranlasst fühlen, ihr Kind 
nicht zum Slowenischunterricht anzumelden.  
 
                                                 
79 Von 12.772 Schülern wurden 10.588 vom Slowenischunterricht abgemeldet.  
80 Siehe §1 (3) des Minderheitenschulgesetzes. 
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Durch dieses neue Gesetz sank die Zahl der zum Slowenischunterricht angemeldeten 
Kinder sehr stark. Erst seit den 1990er Jahren ist eine Trendumkehr zu bemerken und 
die Anzahl der angemeldeten Kinder steigt wieder (vgl. Suppan, 2006: 145).  
 
Laut Einheitsliste/Enotna Lista, der politischen Partei der Kärntner Slowenen, wurde im 
Schuljahr 2007/2008 mit 1.892 zum Slowenischunterricht angemeldeten Schülern an 74 
Volksschulen ein neuer Rekord erreicht. Zusätzlich wird an 14 Hauptschulen sowie am 
slowenischen Gymnasium und der slowenischen Handelsschule in Klagenfurt/Celovec 
Slowenisch unterrichtet. Dadurch ergibt sich für das Schuljahr 2007/2008, dass 
inklusive Privatschulen 3.896 am Slowenischunterricht teilgenommen haben (vgl. 
http://www.elnet.at/dossier/zweisprachiger_unterricht/57/ Stand: 1.12.2008).  
 
Ein Grund dafür, dass die Zahl der zum Slowenischunterricht angemeldeten Kinder 
wieder steigt dürfte weniger daran liegen, dass sich die Eltern ihrer slowenischen 
Wurzeln besinnen, als das vielmehr die Eltern merken, welche Chance es für ihre 
Kinder ist, in einer Grenzregion zwei Sprachen zu erlernen. Überhaupt heute, wo 
Österreich und Slowenien zur EU gehören und der wirtschaftliche Austausch dadurch 
viel stärker ist. Woran auch immer die Gründe für die Anmeldung zum zweisprachigen 
Unterricht liegen ist letztlich egal. Wichtig ist, dass die Zweisprachigkeit in Südkärnten 
wieder verstärkt gelehrt wird.  
 
4.3 Artikel 19 des Staatsgrundgesetzes von 1867 
 
Der Art. 19 des Staatsgrundgesetzes ist die älteste und einzige Verfassungsbestimmung, 
die auf den Schutz der in Österreich ansässigen „Nationalitäten81“ abzielt. Da dieses 
Grundgesetz schon über 140 Jahre alt ist, und sein Inhalt damals auf den 
„Vielvölkerstaat“ Österreich-Ungarn abzielte, ist seine heutige Bedeutung für die 
österreichischen Volksgruppen umstritten. Jedoch steht das Staatsgrundgesetz nach wie 
vor in der Verfassung, und deswegen noch immer grundlegende Bedeutung. Es gab 
zwar in den letzten Jahrzehnten mehrere Versuche, einen neuen Grundrechtskatalog für 
Österreich zu erarbeiten, der auf die heutigen Erfordernisse der Gesellschaft in der 
Republik abzielen, jedoch blieb es bisher bei diesen Versuchen und es ist noch nicht 
                                                 
81 Unter Volksstämme sind nach heutigem Verständnis „Nationalitäten“ zu verstehen. 
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absehbar, bis wann es zu einer Reform der Bundesverfassung  und einem neuen 
Grundrechtskatalog kommt.  
 
Zur Zeit seiner Implementierung war der Art. 19 der fortschrittlichste 
Nationalitätenschutz innerhalb Europas, abgesehen von der Schweiz, in der das 
nationale Selbstbestimmungsrecht nie richtig erwachte und stets das nationale 
Territorialprinzip gewahrt wurde. Interessant ist es noch zu wissen, dass das 
Staatsgrundgesetz nur in der österreichischen-, nicht jedoch in der ungarischen-, 
Reichshälfte Gültigkeit hatte (vgl. Segmente, 2007: 9).  
 
Im Wortlaut heißt es im Art. 19: 
 
„Abs.1: Alle Volksstämme82 des Staates sind gleichberechtigt, und jeder 
Volksstamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege seiner 
Nationalität und Sprache.  
Abs.2: Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt.  
Abs.3: In den Ländern, in welchen mehrere Volksstämme wohnen, sollen die 
öffentlichen Unterrichtsanstalten derart eingerichtet sein, daß (sic!) ohne 
Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landessprache jeder 
dieser Volksstämme die erforderlichen Mittel zur Ausbildung in seiner Sprache 
erhält (Lanner, 2006: 158). “ 
 
Dieser Art. räumt den „Volksstämmen“ weitreichende Rechte ein, die über Rechte, die 
den österreichischen Minderheiten in späteren gesetzlichen Regelungen garantiert 
wurden, weit hinausgehen, vor allem der Schutz als Kollektiv, der Sprache, der Identität 
und der Nationalität oder auch dem Gebrauch der Sprache im Schulwesen, beim Amt 
oder allgemein im öffentlichen Leben (vgl. Novak, 2006:165f).  
 
Natürlich werden die Rechte nur sehr unkonkret beschrieben, was eine direkte 
Anwendung des Art. 19 nur sehr bedingt anwendbar macht. Denn ab wann kann von 
einem Schutz der Sprache und der Identität und Nationalität gesprochen werden?  
 
Auch die Frage, ob dieser Art. 19 in der Republik noch Gültigkeit hat, war und ist unter 
Experten seit Auflösung der Monarchie umstritten und es gab und gibt dazu 
unterschiedliche Meinungen. Heute ist die Anwendbarkeit des Art. 19 weitgehend 
                                                 
82 Heute werden unter den Volksstämmen die Volksgruppen verstanden.  
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anerkannt. „Volksstämme (Nationalitäten)“ im damaligen Sinne gibt es in der Republik 
nicht mehr. Auch ist der Art. 19 kein subjektives Recht, sondern ein objektives für 
Gruppen. Weiters ist und war es umstritten, ob der Art. 19 direkt anwendbar ist, oder ob 
es einer Ausführungsgesetzgebung bedarf (vgl. Veiter, 1980(1):34f, Österreichisches 
Volksgruppenzentrum: http://www.nsks.at/docs/RUEK-OEVZ-Bericht_2007.pdf S.27, 
Pernthaler, 2006: 56f. und Hammer, 2006: 303f. und Novak, 2006: 164f).  
 
Was bedeutet das ganze jetzt aber für die zweisprachigen topographischen 
Aufschriften?  
 
„Straßen- und Ortsbezeichnungen prägen durch ihre Publikationswirkung 
maßgeblich den nationalpolitschen Charakter eines Territoriums als 
Siedlungsgebiet eines Volksstammes und sind äußere Zeichen der territorialen 
Verbreitung einer bestimmten Sprache als „landesübliche Sprache“ 
(Pernthaler, 2006: 81).“  
 
Der Punkt: „Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen…“ des Art. 19 kann 
auch auf topographische Aufschriften umgelegt werden. Da es jedoch eine sehr 
allgemein gehaltene Aussage ist, kann daraus nur sehr schwer ein direkter 
Rechtsanspruch für zweisprachige topographische Aufschriften abgeleitet werden. Vor 
allem stellt sich hier die Frage, wer festlegt, was eine landesübliche Sprache ist und ab 
welcher Verbreitung? Deshalb denke ich, dass dieses Gesetz zur der Zeit als es In Kraft 
getreten ist ein sehr gutes und vor allem Vorbildwirkendes war, wie es auch Tichy in 
einem Artikel beschreibt (Tichy: 1994), jedoch heute speziell in der Frage der 
zweisprachigen topographischen Aufschriften überholt ist. An den Beispielen in der 
Literatur ist jedoch gut zu sehen, dass es schon nach dem Inkrafttreten des Art. 19 in 
manchen Regionen der Monarchie Diskussionen und Konflikte rund um mehrsprachige 
Beschriftungen gegeben hat (vgl. Pernthaler, 2006: 81f) und es nicht erst ein 
Konfliktstoff seit dem Zerfall der Monarchie und der Entstehung der Republik ist.  
 
4.4 Der Friedensvertrag von Saint-Germain 1920 
 
Der erste Weltkrieg, die damit verbundene Auflösung der Habsburger-Monarchie und 
die Gründung der ersten Republik nach „ethnischen“ Gesichtspunkten stellte Österreich 
vor neuen Herausforderungen in der Volksgruppenfrage und der ihnen zustehenden 
Gesetzlicher Volksgruppenschutz in Österreich 
 - 110 -   
Rechte. Durch §149 Abs.1 des Bundesverfassungsgesetzes wurde das Staatsgrundgesetz 
von 1867, und dadurch auch der Art. 19, in die Verfassung der Republik vom 1.Oktober 
192083, aufgenommen (vgl. Lanner, 2006: 111).  
 
Durch die neuen Grenzen der neuen Republik Österreich, in der die deutschsprachige 
Bevölkerung die Mehrheit hatte, weil sie ja zum größten Teil die deutschsprachigen 
Gebiete der Monarchie umfasste, entstanden Minderheiten, die zur Zeit der Monarchie 
keine Minderheiten waren, da sie ja alle in einem Staat zusammen lebten. Um diesen 
Minderheiten Rechte zu garantieren, die über das Staatsgrundgesetz von 1867 hinaus 
gehen, musste sich Österreich im Friedensvertrag von Saint-Germain84 zu einem 
umfassenden Minderheitenschutz bekennen. Der Abschnitt V. des dritten Teiles des 
Vertrages befasst sich in den Artikeln 62-69 mit dem Schutz der Minderheiten, und 
wurde wie das Staatsgrundgesetz auch durch §149 Abs.1 in das 
Bundesverfassungsgesetz aufgenommen. Interessant ist es, das im Vertrag nur zwischen 
religiösen, rassischen und sprachlichen Minderheiten unterschieden wird, jedoch 
„nationale Minderheiten“ nicht erwähnt werden. Hier stellt sich die Frage, ob rein die 
Sprache schon ausreicht, um als Minderheit anerkannt zu werden.  
 
In der Literatur werden die Bestimmungen des Friedensvertrages mehr als 
Diskriminierungsschutz, den als Minderheitenschutz gesehen (vgl. Veiter, 1980(1): 
36f).  
 
Das kommt vor allem durch die Formulierung im Art. 63 Abs.1 zur Geltung:  
 
 „Österreich verpflichtet sich allen Einwohner Österreichs ohne Unterschied der 
Geburt, Staatsangehörigkeit, Sprache, Rasse oder Religion vollen und ganzen 
Schutz von Leben und Freiheit zu gewähren (Lanner, 2006: 161).“ 
 
Es geht in diesem Art. demnach nicht nur um die in Österreich „beheimateten“ 
„nationalen Minderheiten“, sondern generell um Minderheiten. Auch in der Literatur zu 
                                                 
83 Auch in der Überarbeitung zur noch heute gültigen Verfassung vom 7. Dezember 1929 wurde daran 
nichts geändert.  
84 Im österreichischen Verfassungskodex wird die Bezeichnung: „Staatsvertrag von Saint-Germain“ 
verwendet. In der Literatur wird jedoch überwiegend „Friedensvertrag“ verwendet, was der damalige 
Vertrag auch durchaus war.  
Gesetzlicher Volksgruppenschutz in Österreich 
 - 111 -   
dem Thema wird kritisiert, dass dem Minderheitenschutz in diesem Friedensvertrag 
zwar ein sehr großer Raum gegeben wird, die Bestimmungen jedoch nicht sehr weit 
gehen und die Regelungen vom Umfang her nicht so weit gehen, wie die 
Bestimmungen im Art. 19 des Staatsvertrages. Das heißt, dass der Art. 19, obwohl sehr 
und allgemein formuliert, wichtiger für den Minderheitenschutz ist, als die 
Bestimmungen des Friedensvertrages. Den Siegermächten des ersten Weltkrieges ging 
es also vielmehr darum, dass keine Person, die auf dem österreichischen Territorium 
wohnt, von den staatsbürgerlichen Rechten ausgeschlossen wird. Darüber hinaus 
wurden jedoch keine weiteren Rechte beschlossen, die den Erhalt oder die Entwicklung 
der „ethnischen Minderheiten“ garantieren, und das war vermutlich auch nicht 
unbedingt im Sinne der Siegermächte. Ein weiterer wichtiger Unterschied zum Art. 19 
liegt darin, dass österreichische Staatsbürger, die einer Minderheit angehören, nicht 
mehr als ganze Gruppe, sondern, laut Art. 69, auch als Einzelpersonen Beschwerden 
wegen Verletzungen der Minderheitenrechte einlegen konnten oder auch immer noch 
können.  
 
Veiter betont, dass der Art. 66 Abs.4, welcher den nicht deutschsprechenden 
österreichischen Staatsbürgern Erleichterungen beim Gebrauch ihrer Sprache vor 
Gericht garantiert, immer gegen die slowenische Volksgruppe in Kärnten angewandt 
wurde, da es durch „Germanisierungsmaßnahmen“, wie die Einführung der 
„utraquistischen Schule“, kaum  Kärntner Slowenen gab, die kein Deutsch verstanden, 
auch wenn diese Kenntnisse häufig sehr gering waren (vgl. Veiter, 1980/1: 43f).  
 
Auch die Formulierung im Art. 68 Abs.1, die den zweisprachigen Unterricht regeln soll, 
ist sehr schwammig ausgedrückt. Es ist von Städten und Bezirken die Rede, in denen 
eine:  
 
„…beträchtliche Zahl anderssprachiger als deutscher österreichischer 
Staatsangehöriger wohnt, angemessene Erleichterungen gewähren, um 
sicherzustellen, dass in den Volksschulen den Kindern dieser österreichischen 
Staatsangehörigen der Unterricht in ihrer eigenen Sprache erteilt wird (Lanner, 
2006: 161).“  
 
Wie hoch diese Zahl jedoch ist, und wie dieser Unterricht auszusehen hat, wird nicht 
angesprochen. Österreich richtete sich nach der damals international üblichen Praxis, 
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die damals zwischen 10% und 20%85 lag. Österreich lehnte sich bei der 
Rechtssprechung an der 20% Praxis an. Auch die Bezeichnung Städte und Bezirke war 
umstritten. Laut Veiter sind damit jedoch allgemein Gebiete gemeint, die eine 
Minderheitenbevölkerung aufweisen (vgl. Veiter, 1970: 500). 
 
Das heißt die Rechte für die Minderheiten werden nicht erst geltend, wenn ein ganzer 
Bezirk oder eine ganze Stadt einen gewissen Prozentsatz erreicht. Ansonsten kämen in 
Österreich heute vermutlich keine Minderheiten in den „Genuss“ von 
Minderheitenrechten.  
 
Für zweisprachige topographische Aufschriften lassen sich aus den 
Minderheitenbestimmungen des Friedensvertrages von Saint-Germain keine neuen 
gesetzlichen Grundlagen ableiten. Grund dafür dürfte sein, dass es den Siegermächten 
wirklich weniger um den Bestand und die Entwicklung der österreichischen 
Volksgruppen ging, als vielmehr um ein Diskriminierungsverbot für Minderheiten aller 
Art.  
 
4.5 Der Artikel 7 des Staatsvertrages von Wien 1955 
 
Die für den Ortstafelkonflikt wohl wichtigsten Bestimmungen stammen aus dem: 
„Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Österreich“. Kurz: Staatsvertrag von 1955. Durch diesen Staatsvertrag 
zwischen den Alliierten Mächten des zweiten Weltkrieges sowie Österreich, erlangte 
die Republik wieder volle Souveränität über ihr Territorium. Zwischen dem Ende des 
zweiten Weltkrieges und der Unterzeichnung des Staatsvertrages lagen zehn Jahre 
Verhandlungen, deren Ausgang am Anfang nicht im Geringsten absehbar war. Vor 
allem die Forderungen von Jugoslawien über den slowenischsprachigen Südens 
Kärntens war am Anfang ein großes Hindernis. Nach dem Bruch zwischen Stalin und 
Tito war aber diese Gefahr zum größten Teil gebannt, da Jugoslawien als einzigen 
Unterstützer von Alliierter Seite auf die Sowjetunion hoffen konnte.  
 
                                                 
85 10% waren sehr selten, wurde jedoch zum Beispiel in Finnland angewandt (vgl. Novak, 2006: 171).  
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Schon während des Krieges stellte Jugoslawien Forderungen nach Grenzänderungen in 
Kärnten/Koroška sowie der Steiermark/Štajerska und forderte auch eine militärische 
Beteiligung an der Besetzung der Gebiete an der Drau/Drava und an der Mur/Mura. 
Auch eine immer stärkere Zurücknahme der Gebietsforderungen von jugoslawischer 
Seite nützte ihnen nichts. Am 19.6.1949 wurde endgültig entschieden, dass Österreich 
wieder seine Grenzen vom 1.1.1938 zurückerhalten soll, jedoch die Rechte der 
slowenischen und kroatischen Minderheit gewährleisten muss (vgl. Novak, 2007:173f).  
 
Dadurch kam es zum Art. 7 des ÖStV, der die Rechte der kroatischen und slowenischen 
Minderheit in Österreich regelt. Dieser sagt: 
 
„1. Österreichische Staatsangehörige der slowenischen und kroatischen 
Minderheiten in Kärnten, Burgenland und Steiermark genießen dieselben Rechte 
auf Grund gleicher Bedingungen wie alle anderen österreichischen 
Staatsangehörigen einschließlich des Rechtes auf ihre eigenen Organisationen, 
Versammlungen und Presse in ihrer eigenen Sprache. 
2. Sie haben Anspruch auf Elementarunterricht in slowenischer oder kroatischer 
Sprache und auf eine verhältnismäßige Anzahl eigener Mittelschulen; in diesem 
Zusammenhang werden Schullehrpläne überprüft und eine Abteilung der 
Schulaufsichtsbehörde wird für slowenische und kroatische Schulen errichtet 
werden. 
3. In den Verwaltungs- und Gerichtsbezirken Kärntens, des Burgenlandes und 
der Steiermark mit slowenischer, kroatischer oder gemischter Bevölkerung wird 
die slowenische oder kroatische Sprache zusätzlich zum Deutschen als 
Amtssprache zugelassen. In solchen Bezirken werden die Bezeichnungen und 
Aufschriften topographischer Natur sowohl in slowenischer oder kroatischer 
Sprache wie in Deutsch verfaßt (sic!). 
4. Österreichische Staatsangehörige der slowenischen und kroatischen 
Minderheiten in Kärnten, Burgenland und Steiermark nehmen an den 
kulturellen, Verwaltungs- und Gerichtseinrichtungen in diesen Gebieten auf 
Grund gleicher Bedingungen wie andere österreichische Staatsangehörige teil. 
5. Die Tätigkeit von Organisationen, die darauf abzielen, der kroatischen oder 
slowenischen Bevölkerung ihre Eigenschaft und ihre Rechte als Minderheit zu 
nehmen, ist zu verbieten (Lanner, 2006: 446f).86“ 
 
Im ursprünglichen englischen Vorschlag soll auch noch der Wortlaut „beträchtlicher 
Anteil“ enthalten gewesen sein, der Aufgrund des Einspruches des russischen 
Vertreters, unter Billigung der anderen Alliierten, gestrichen worden ist (vgl. Novak, 
2006: 124).  
                                                 
86 Punkt 2,3 und 4 stehen im Verfassungsrang (vgl. Lanner 445).  
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Wie oben ersichtlich, sind die Punkte des Art. 7 nicht wirklich präzise formuliert. So ist 
auch die Interpretation nicht wirklich einfach. Hier ist die Frage zu stellen, durch 
welche Regeln die Bestimmungen auszulegen sind. Für die Auslegung von 
völkerrechtlichen Verträgen, wie es auch der ÖStV ist, gibt es Auslegungsgrundsätze. 
Vor allem der Grundsatz der „bona fidas“ (Treu und Glauben) ist gegeben. Das heißt, 
dass der Vertrag nicht nur formalistisch sondern auch sinngemäß ausgelegt werden soll. 
Weiters soll der Grundsatz gelten, dass Bestimmungen für den Schutz der Minderheiten 
so ausgelegt werden sollen, dass sie dem Schutz der Minderheit am besten gerecht wird 
(vgl. Unkart u.a., 1984: 33f).  
 
Der Grund, warum nur der slowenischen und der kroatischen Minderheit Rechte im 
Staatsvertrag garantiert wurden, und andere Minderheiten, die mit dem VGG von 1976 
Rechte erhielten, keine Erwähnung fanden war wohl dadurch bedingt, dass Jugoslawien 
zunächst Gebiete der Steiermark und Kärntens, sowie einen Sonderstatus für die 
burgenländischen Kroaten gefordert hatte. Nachdem aus dem nichts wurde, forderten 
sie einen Autonomiestatus für die Slowenen in Kärnten. Als auch aus dem nichts wurde, 
musste sich Jugoslawien mit besonderen materiellen und kulturellen Rechten für die in 
Österreich lebenden Nationalitäten Jugoslawiens zufrieden geben (Hammer, 2006: 
304f).  
 
Für alle anderen Minderheiten behielten ja noch die Minderheitenschutzbestimmungen 
des Friedensvertrages von St. Germain seine Gültigkeit. Die Alliierten des zweiten 
Weltkrieges hatten demnach kein so großes Interesse auch den anderen in Österreich 
ansässigen Minderheiten so weitreichende Zugeständnisse zu geben wie den Kroaten 
und Slowenen. Insgesamt kann der Art. 7 also als kleines Zugeständnis an Jugoslawien 
gesehen werden, und gegenüber einer Gebietsabtretung an Jugoslawien war es ein 
kleiner Preis für Österreich. Für diese Diplomarbeit am wichtigsten ist natürlich der 
Punkt 3 des Art. 7. Hier werden für die slowenische und kroatische Minderheit ganz 
explizit zweisprachige topographische Aufschriften in gemischtsprachigen 
Verwaltungs- und Gerichtsbezirken verlangt. Insgesamt ist dieser Punkt jedoch sehr 
vage und ungenau definiert und bedurfte einer genaueren Ausführungsgesetzgebung. 
Das geschah mit dem Volksgruppengesetz von 1976, auf welches ich im nächsten Punkt 
näher eingehen werde.  
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4.6 Das Volksgruppengesetz von 1976 
 
Das heute wichtigste Gesetz, das auch den heutigen Ortstafelkonflikt maßgeblich 
beeinflusst, ist das Volksgruppengesetz von 1976. Mit diesem Gesetz sollte der 
Minderheitenschutz für Österreich umfassend, und nicht nur punktuell, wie es bis zu 
diesem Gesetz durch einzelne Gesetzen zur Schule oder Amtssprache geschehen ist, 
geregelt werden. Aber durch die Überprüfung dieses Gesetzes durch den Vfgh und der 
teilweisen Aufhebung von Teilen des Gesetzes durch ihn am 13.12.2001, entbrannte der 
Konflikt rund um die Aufstellung von zweisprachigen Ortstafeln in Kärnten wieder neu.  
 
4.6.1 Entstehung des Volksgruppengesetzes und die geheime 
Muttersprachenerhebung 
 
Nach dem Scheitern des Ortstafelgesetzes von 197287 musste eine neue Regelung für 
den Volksgruppenschutz in Österreich gefunden werden. Deswegen entschloss sich der 
damalige Bundeskanzler Kreisky kurz nach dem „Ortstafelsturm“ 1972 eine 
Ortstafelkommission zu bilden, in der Vertreter sämtlicher politischer und ziviler 
Interessensgruppen beteiligt sein sollten (vgl. Veiter, 1980/2).  
 
Auch Vertreter der beiden slowenischen Zentralverbände sollten an dieser so genannten 
„Ortstafelkommission“ beteiligt sein, beschickten diese jedoch nicht. Grund dafür soll 
gewesen sein, dass mit Valentin Einspieler der Obmann des „Bund der Windischen“ 
und gleichzeitiger stellvertretender Obmann des Heimatdienstes in die Verhandlungen, 
als einer der ÖVP-Vertreter,  miteingebunden war. Mit Valentin Inzko, als Vertreter der 
katholischen Kirche, war allerdings ein prominenter Vertreter der slowenischen 
Volksgruppe in die Verhandlungen miteingebunden (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2005: 150f. 
und Matscher, 2006: 115f). 
 
Inzko kommt in einem Beitrag zur Ortstafelkommission zu dem Schluss, dass diese sehr 
umfangreiche und nutzbringende Arbeit geleistet hat. Sie bemühte sich sehr, möglichst 
minderheitenfreundliche Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Dennoch fanden die 
                                                 
87 Siehe Punkt 6.3 dieser Arbeit. 
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Ergebnisse der Kommission kaum Niederschlag in der Minderheitenpolitik der 
Bundesregierung, und auch kaum im Volksgruppengesetz von 1976 (vgl. Inzko, 1988: 
187f).  
 
Die Kommission kam zu dem Schluss, dass für die Umsetzung des Art. 7 im ÖStV eine 
besondere VZ durchzuführen ist, die Aufschluss über den Wohnraum der Volksgruppen 
in Österreich geben sollte. Uneinigkeit herrschte über die Frage, ob eine solche VZ 
völkerrechtlich zulässig ist, da manche Experten der Auffassung waren, dass die 
Verfasser des ÖStV ein bestimmtes Gebiet vor Augen hatten, auf die der Art. 7 
anwendbar sein sollte (Territorialprinzip. Siehe Abb.9). Dagegen sprachen jedoch 
wieder andere Experten, dass dem ÖStV keine Karte beigelegt ist, aus der dieses 
Wohngebiet hervorgeht, obwohl es für andere Bestandteile des ÖStV, wie z.B. 
Erdölfelder, Karten gibt88 (vgl. ebd.: 136ff).  
 
Schon in den Durchführungsgesetzen von 1959 (Minderheitenschulgesetz und 
Gerichtssprachengesetz für Kärnten) war eine Minderheitenfeststellung vorgesehen, 
wurde jedoch nicht durchgeführt. In weiterer Folge wurde darüber auch nicht weiter 
diskutiert oder eine solche Feststellung in Betracht gezogen. Nur von Seiten der FPÖ 
wurden Gesetzesinitiativen im Nationalrat gestartet (vgl. Fräss-Ehrenfeld, 2005: 144f).  
 
In Kärnten wurde eine solche Feststellung von allen Parteien verlangt. Die Verbände 
der Slowenen in Kärnten standen von Anfang an dieser Idee ablehnend gegenüber. Aber 
trotz aller Bedenken wurde am 14. November 1976 eine „Geheime Erhebung der 
Muttersprache“, in ganz Österreich, durchgeführt. Das Bundeskanzleramt strebte damit 
eine streng geheime und objektive Ermittlung der Muttersprache an, um sich ein 
objektives Bild über die Zusammensetzung der Bevölkerung zu machen. Das Ergebnis 
sollte eine Orientierungshilfe zur Lösung der Volksgruppenfragen sein. Obwohl die 
Beteiligung in Kärnten/Koroška, im Gegensatz zum Rest Österreichs, sehr gut war, 
lieferte diese Erhebung keine brauchbaren Ergebnisse, da die verschiedensten 
Minderheitenorganisationen zum Boykott aufriefen. So gingen viele entweder gar nicht 
zur Erhebung, oder gaben leere Zettel ab. So kam es, dass es in Wien/Dunaj mehr 
                                                 
88 Dagegen geht der Vfgh heute vom Territorialprinzip aus. Vergleiche dazu aktuelle Sprüche des Vfgh 
zum Ortstafelkonflikt.  
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slowenischsprachige Personen als in Kärnten/Koroška gab89. Obwohl die Ergebnisse 
nicht wirklich brauchbar waren, errechnete das Amt der Kärntner Landesregierung 
aufgrund der Wahlbeteiligung, der ungültigen Erhebungsblätter und den Anmeldungen 
zum zweisprachigen Unterricht auf 15.000-17.000 Personen, die sich der slowenischen 
Volksgruppe zugehörig fühlen. Das waren damals rund 3% der Kärntner 
Gesamtbevölkerung, oder rund 13% im autochthonen Siedlungsgebiet (vgl. Suppan, 
2006: 151f).  
 
4.6.2 Der Aufbau des Volksgruppengesetzes von 1976 
 
Am 7.Juli 1976 hat der österreichische Nationalrat das Volksgruppengesetz (BGBl. 
396) beschlossen. Damit hat Österreich erstmals für seine beheimateten Volksgruppen 
eine umfassende Rechtsgrundlage geschaffen, die nicht nur Amts-, Gerichts- und 
Schulsprachenregelung betrifft. In der Erläuterung zur Regierungsvorlage wurden die 
drei Zielsetzungen erklärt (vgl. Hauer, 2006: 76): 
 
1.) Es sollten gesetzliche Grundlagen geschaffen werden, die der Förderung zum 
Erhalt und der Sicherung des Bestandes der Volksgruppen beitragen sollten. 
2.) Es sollte ein Forum geschaffen werden, in dem die Volksgruppen ihre Interessen 
vertreten können. Deswegen wurde die Schaffung der Volksgruppenbeiräte 
beschlossen.  
3.) Durch dieses Gesetz sollten die Verpflichtungen gegenüber der Volksgruppen, 
die sich aus dem Friedensvertrag von St. Germain und dem ÖStV ergeben 
zusammengefasst und gesetzlich umgesetzt werden.  
 
Eingeteilt ist das Gesetz in 6 Teile: I. Allgemeine Bestimmungen, II. 
Volksgruppenbeiräte, III. Volksgruppenförderung, IV. Topographische Bezeichnungen, 
V. Amtssprache, VI. Schlussbestimmungen.  
 
Wichtig ist zunächst einmal der zweite Teil. Die österreichischen VG werden im VGG, 
wie ich schon ausgeführt habe, nicht direkt genannt. Erst durch die Einrichtung von 
Volksgruppenbeiräten, erfolgt eine faktische Anerkennung der jeweiligen VG. Nur die 
                                                 
89 In Wien gaben 4.747, in Kärnten/Koroška 3.941 Personen Slowenisch als Muttersprache an.  
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Roma wurden durch eine Entschließung des Nationalrates als VG anerkannt (vgl. 
Hilpold, 2001: 372). 
 
 Genaue Vorschriften, wie eine Volksgruppe zu einer solchen wird gibt es nicht. Derzeit 
sind für 6 Volksgruppen Beiräte eingerichtet. Ihre Funktion ist im §3. definiert:  
 
§3. Abs.1: Zur Beratung der Bundesregierung und der Bundesminister in 
Volksgruppenangelegenheiten sind beim Bundeskanzleramt 
Volksgruppenbeiräte einzurichten. Sie haben das kulturelle, soziale und 
wirtschaftliche Gesamtinteresse der Volksgruppen zu wahren und zu vertreten 
und sind insbesondere vor Erlassung von Rechtsvorschriften und zu allgemeinen 
Planungen auf dem Gebiet des Förderungswesens, die Interessen der 
Volksgruppen berühren, unter Setzung einer angemessenen Frist zu hören. Die 
Volksgruppenbeiräte können auch Vorschläge zur Verbesserung der Lage der 




Anfänglich wurde von den slowenischen Organisationen die Beschickung der 
Volksgruppenbeiräte abgelehnt (vgl. Unkart, 1984: 69).  
 
Beschickt wurden die Volksgruppenbeiräte als erstes von der ungarischen Volksgruppe 
1979. Die slowenische Volksgruppe folgte 1989. Die Volksgruppen der Slowaken, 
Kroaten und Roma folgten 1993. Als letztes wurde der Volksgruppenbeirat von den 
Tschechen 1994 beschickt. So sind derzeit alle in Österreich anerkannten Volksgruppen 
auch durch die Volksgruppenbeiräte vertreten (vgl. Hilpold, 2001: 372).  
 
Für die kroatische Volksgruppe, als zurzeit größte anerkannte Volksgruppe in 
Österreich, sind 24 Volksgruppenbeiräte vorgesehen, die slowenische Volksgruppe 
stellt derzeit 16 Volksgruppenbeiräte (vgl. Verordnung der Bundesregierung vom 18. 
Jänner 1977 über die Volksgruppenbeiräte http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung. 
wxe?QueryID=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000614 Stand: 15.12.2008).  
 
Wichtig für die Ortstafelfrage sind die Teile I. und IV des VGG. Im ersten Teil wurde 
der Prozentsatz festgeschrieben, ab dem es zweisprachige topographische Aufschriften 
geben sollte. Der § 2. Abs.1 Z2. lautet: 
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„Die Gebietsteile, in denen wegen der verhältnismäßig beträchtlichen Zahl 
(ein Viertel) der dort wohnhaften Volksgruppenangehörigen topographische 
Bezeichnungen zweisprachig anzubringen sind (http://www.ris2.bka.gv.at/ 
Dokumente/BgblPdf/1976_396_0/1976_396_0.pdf Stand: 14.12.2008)“.  
 
Die fett hervorgehobenen Wörter wurden vom Vfgh mit der Erkenntnis vom 13.12.2001 
(G213/01; V62/01) aufgehoben. Interessanterweise wurde mit dem Volksgruppengesetz 
von 1976 eine 25% Regelung getroffen. Damit wurde auch die 20% Regelung aus dem 
Ortstafelgesetz von 1972 übertroffen. Auch wenn dieser Richtsatz international 
durchaus gängig ist, war er auch für 1976 schon sehr hoch gegriffen, da ja die 
slowenische Volksgruppe schon damals verstärkt im Schwinden begriffen war. 
International waren 1976 schon deutlich niedrigere Volksgruppenanteile für 
zweisprachige Aufschriften üblich. In Finnland für die schwedische Minderheit nach 
dem zweiten Weltkrieg z.B. 8% (vgl. Novak, 2006: 171).  
 
Bei Diskussionen innerhalb der „Ortstafelkommission“ wurde die internationale 
Bandbreite des Prozentsatzes diskutiert, der bei 5-25% liegt. Die Kommission selbst 
tendierte zu einem Prozentsatz zwischen 10-20% (vgl. Matscher, 2006: 120).  
 
Auch Veiter hielt schon 1936, in der Zeit des Austrofaschismus, in einem Vorschlag für 
eine gesetzliche Regelung einen 10% Anteil für angemessen und hielt  diese Meinung 
auch in seinen späteren Werken90 bei.  (vgl. Veiter, 1936: 166).  
 
Auf den § 2. Abs.1 Z2 bezieht sich der §12 in Abschnitt IV des Volksgruppengesetzes, 
der die Aufstellung der zweisprachigen Ortstafeln regelt:  
 
§ 12. Abs.1: Im Bereiche der gemäß § 2 Abs. 1 Z.2 bezeichneten Gebietsteile 
sind Bezeichnungen und Aufschriften topographischer Natur, die von 
Gebietskörperschaften oder von sonstigen Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts angebracht werden, in deutscher Sprache und in der Sprache 
von in Betracht kommenden Volksgruppen zu verfassen. Diese Verpflichtung gilt 
nicht für die Bezeichnung von Örtlichkeiten, die außerhalb des Bereiches 
solcher Gebietsteile liegen. 
Abs.2: In der Verordnung nach § 2 Abs. 1 Z.2 sind auch die Örtlichkeiten, die 
für eine zweisprachige Bezeichnung in Betracht kommen, sowie die 
topographischen Bezeichnungen in der Sprache der in Betracht kommenden 
Volksgruppen festzulegen, die neben der deutschsprachigen Bezeichnung 
                                                 
90 Siehe dazu z.B. Veiter (1970).  
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anzubringen sind. Hiebei(sic!) ist auf die örtliche Übung und auf die Ergebnisse 
wissenschaftlicher Forschung Bedacht zu nehmen.  
(3) Topographische Bezeichnungen, die nur in der Sprache einer Volksgruppe 





Die Orte, die aufgrund dieses Paragraphen definiert waren, sind in der 
Topographieverordnung von 1977 genau aufgelistet, und der Volksgruppenname darin 
festgelegt worden. Teile dieser Topographieverordnung sind durch den Vfgh auch 
aufgehoben worden. Doch bis jetzt wurde der Text des Volksgruppengesetzes nicht neu 
formuliert, sondern der §2 Abs.1 Z2 wurde in der aufgehobenen Version beibehalten.  
 
So lautet dieser zurzeit:  
 
„Die Gebietsteile, in denen topographische Bezeichnungen zweisprachig 
anzubringen sind (http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID= 
Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000602 Stand: 15.12.2008).“ 
 
Eine Neufassung des Gesetzes wäre gut und notwendig, ist aber in nächster Zeit nicht in 
Sicht. Bis dahin wird es nur möglich sein über den Vfgh neue zweisprachige Ortstafeln 
zu „erzwingen“.  
 
4.7 Staatszielbestimmung  
 
Eine Staatszielbestimmung stellt keine rechtliche Verpflichtung für den Gesetzgeber 
dar, die konkrete Handlungen verlangt. Sie gibt niemanden ein subjektives Recht, kann 
jedoch als objektiver Maßstab für Parlament und Regierung herangezogen werden. Die 
derzeitige Staatszielbestimmung über den Schutz der Volksgruppen der 
Bundesverfassung geht auf eine Gesetzesinitiative von Bundeskanzler Schüssel im 
Jahre 2000 zurück. Dieser legte damals einen Vorschlag für eine Staatszielbestimmung 
vor, ohne darüber vorher mit den Volksgruppen gesprochen zu haben. Damit sollte 
eigentlich auch gleichzeitig der Art. 19 des Staatsgrundgesetzes gestrichen werden.  
Beides war für die österreichischen Volksgruppen unannehmbar. Der slowenische 
Volksgruppenbeirat sprach sich für eine verbesserte Staatszielbestimmung aus und 
gegen die Streichung des Art. 19. Aufgrund der erhöhten Aufmerksamkeit von Seiten 
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der EU-Mitglieder, was die Regierungsbeteiligung der FPÖ betraf, konnte Schüssel 
davon überzeugt werden, den Art. 19 nicht zu streichen und den verbesserten Vorschlag 
der slowenischen Volksgruppe als Staatszielbestimmung in die Bundesverfassung 
aufzunehmen. Diese wurde am 23.5.2000 verabschiedet und in § 8 Abs. 2 
aufgenommen (vgl. Novak, 2006: 203f):  
 
§8 (2): Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich zu ihrer 
gewachsenen sprachlichen und kulturellen Vielfalt, die in den autochthonen 
Volksgruppen zum Ausdruck kommt. Sprache und Kultur, Bestand und Erhaltung 
dieser Volksgruppen sind zu achten, zu sichern und zu fördern (Lanner, 2006: 37). 
 
Auch wenn diese Staatszielbestimmung gut klingt, bringt sie zur Verwirklichung eines 
verbesserten Minderheitenschutzes sehr wenig. Es kann viel mehr als symbolischer Akt 
angesehen werden, auch die Volksgruppen im höchsten Rang des Gesetzes 
anzuerkennen. Dadurch sollte in der Bevölkerungsmehrheit auch ein Gefühl dafür 
geweckt werden, dass die Erhaltung der Volksgruppen von allen Seiten her wichtig ist 
und ein jeder dazu beitragen kann. Wichtiger wäre es jedoch, wie auch Experten 
betonen, wenn dieser Staatszielbestimmung konkrete Gesetzesinitiativen folgen würden, 
die wirklich den Bestand der Volksgruppen sichern. Der seit 2001 andauernde Konflikt 
rund um die Aufstellung von neuen zweisprachigen Ortstafeln in Kärnten kann nicht 
wirklich der Förderung der slowenischen Volksgruppe in Kärnten angesehen werden. 
Hier wäre es gut das Volksgruppengesetz aufgrund der Erkenntnisse des Vfgh zu 
verbessern und die Erkenntnisse auch wirklich umzusetzen. Eine 
Verfassungsbestimmung ohne konkrete Inhalte bringt den Volksgruppen in Österreich 
dafür nicht wirklich etwas.  
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5 Völkerrechtlicher Minderheitenschutz 
 
Seit dem Zerfall der großen Vielvölkerreiche wie der Habsburgermonarchie, ist der 
Minderheitenschutz ein wichtiges Thema in der europäischen Zusammenarbeit. Die 
Rechte der Minderheiten, wie das Recht auf eine zweisprachige Ortstafel ab einem 
gewissen Prozentsatz von Minderheitenangehörigen, wird in jedem Land 
unterschiedlich gehandhabt. Jedes Land hat jedoch ein Interesse daran, dass ihre im 
Ausland lebenden „sprachlichen“ oder „ethnischen“ Volksgruppenangehörigen 
möglichst viele Rechte erhalten, um ihre Kultur und Sprache auch für die Zukunft zu 
erhalten. Auch beim letzten großen Krieg in Europa, beim Zerfall Jugoslawiens, ging es 
in vielerlei Hinsicht um die Frage der im neu entstandenen Ausland lebenden 
Volksangehörigen. Darum ist es wichtig auf europäischer Ebene in dieser Frage 
zusammen zu arbeiten, auch wenn es schwierig ist zu einheitlichen Richtlinien zu 
kommen, da ein jedes Land in der Minderheitenpolitik andere Interessen verfolgt. Vor 
allem wichtig ist es auch für „sprachliche“ und „ethnische“ Minderheiten, die keine so 
genannte „Mutter-„ oder „Schutzstaates“91 haben, wie zum Beispiel auch die Roma und 
Sinti in Österreich oder die Sorben in Deutschland.  
 
Im nachfolgenden Teil werde ich kurz auf die wichtigsten Schutzbestimmungen im 
Rahmen der UNO, der EU, des Europarates und der OSZE eingehen. Durch die große 
Dichte an Bestimmungen und Abkommen die es zu diesem Thema gibt, werde ich 
jeweils nur auf die wichtigsten, auch den Ortstafelkonflikt betreffenden, Regelungen 
und Abkommen eingehen, an denen auch Österreich teilnimmt. Zu Vertiefung sind die 
jeweils zitierten Bücher zu empfehlen.  
 
                                                 
91 Auch Österreich erfüllt für Südtirol die Funktion einer „Mutterstaates“ um die Rechte der 
deutschsprachigen Minderheit dort zu gewährleisten. Siehe zu dieser Frage: Hilpold, Peter und Christoph 
Perthoner (2006).  
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5.1 Minderheitenschutz im Rahmen der UNO 
 
Vor dem zweiten Weltkrieg gab es in Europa ungefähr 30 Millionen Angehörige von 
Minderheiten92. Nach dem Krieg gab es, aufgrund der zahlreichen Vertreibungen und 
Ausrottungen durch das NS-Regime in den besetzten Gebieten, nur mehr rund 10 
Millionen Angehörige von Minderheiten. Dadurch konnten politische Grenzen 
einfacher als nach dem ersten Weltkrieg nach Sprachgrenzen gezogen werden, aber 
auch nach dem Krieg gab es noch massenhaft Vertreibungen. Durch das Potsdamer 
Abkommen93 wurde auch die Vertreibung von „Volksdeutschen“ und „deutschen 
Staatsbürgern“ aus den Ostgebieten legalisiert, was rund 15 Millionen Menschen betraf 
(vgl. Pan F., 1999: 82).  
 
Obwohl also der Minderheitenschutz an jener Brisanz, die er vor dem zweiten 
Weltkrieg hatte, nicht verloren hatte, wurde der Schutz von Minderheiten in der 
Gründungsurkunde UNO nicht direkt erwähnt. Dagegen war es die 
Vorgängerorganisation der UNO, der Völkerbund, welcher ein eigenes System zum 
Schutz von Minderheiten institutionalisiert hatte (vgl. Novak M., 2008: 39).  
 
Einzig Art. 1, Abs.3 der Gründungscharta sagt:  
 
„Die Ziele der Vereinten Nationen sind: 
Abs.3: Internationale Zusammenarbeit zu erzielen, um internationale Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder humanitärer Art zu lösen und die 
Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für jedermann ohne 
Unterschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu fördern und zu 




Auch in der am 10.12.1948 verabschiedeten „Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte“ findet sich keine Minderheitenschutzbestimmung, bis auf den 
allgemeinen Grundsatz der Achtung der Gleichberechtigung und des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker (vgl. Pan F., 1999: 85).  
                                                 
92 Ohne Sowjetunion.  
93 Am 2.9.1945 beschlossen. Siehe dazu Artikel XIII: Ordnungsgemäße Überführung deutscher 
Bevölkerungsteile.   
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Die folgenden Jahre waren jedoch von immer wiederkehrenden Versuchen geprägt, den 
Minderheitenschutz völkerrechtlich zu verankern. Das führte schließlich zum 
„Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Reche (IPbpR)“. Dieser 
multinationale Vertrag wurde 1966 von der UNO abgeschlossen und von Österreich 
1978 ratifiziert. Darin für die Minderheiten bedeutsam ist der Art. 27:  
 
„In Staaten mit ethnischen, religiösen oder sprachlichen Minderheiten darf 
Angehörigen solcher Minderheiten nicht das Recht vorenthalten werden, 
gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles Leben 
zu pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben oder sich ihrer 




Nachdem dieser Pakt nicht in Verfassungsrang gehoben wurde garantiert er 
österreichischen Staatsbürgern auch keine subjektiven Rechte, wie es andere gesetzliche 
Grundlagen in Österreich machen. Dennoch verpflichtet er Österreich zu  positiven 
Maßnahmen zum Schutz der Volksgruppen in Österreich (vgl. Novak, 2006: 59).  
 
Als Weiterentwicklung dieses Art. 27 ist noch die: Deklaration über die Rechte von 
Angehörigen nationaler, ethnischer, religiöser oder sprachlicher Minderheiten 
(http://www.unric.org/html/german/resolutions/A_RES_47_135.pdf Stand. 20.1.2009) 
zu erwähnen. Es ist das erste universelle Dokument der UNO welches dem Schutz der 
nationalen Minderheiten dargebracht ist. Durch diese Deklaration sind die Staaten dazu 
verpflichtet den Bestand und die Identität der auf ihrem Staatsgebiet lebenden 
Minderheiten zu schützen. Besonders wichtig ist hier der Art. 8 zu erwähnen, der die 
Staaten dazu anhält ihre Verpflichtungen aufgrund von internationalen Verträgen nach 
„Treu und Glauben“ zu erfüllen (vgl. Novak, 2006: 73).  
 
Schließlich wurde 2005 auch das Amt eines „Unabhängigen Experten für 
Minderheitenfragen“ von der UNO beschlossen. Die Aufgaben für diesen umfassen die 
Förderung der Umsetzung von Erklärungen der UNO; eine enge Zusammenarbeit mit 
bestehenden Gremien der UNO und regionalen Organisationen die sich mit 
Minderheitenschutz befassen und die Erstellung von jährlichen Berichten an den 
Menschenrechtsrat (vgl. Theuermann, 2008: 68ff).  
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Insgesamt wird der Minderheitenschutz der UNO von Experten als nicht sehr gut 
bezeichnet. Auch sind die meisten Deklarationen und Erklärungen zwar politisch 
bindend, jedoch nicht rechtlich und deswegen für die Ortstafelfrage also nicht wirklich 
bedeutsam. Negativ zu bewerten ist es auch, dass es aus völkerrechtlicher Sicht keine 
verbindliche Definition gibt, was eine Minderheit ist. Positiv zu bewerten ist es, dass in 
den letzten Jahren viele neue Initiativen gestartet wurden, um den Minderheitenschutz 
völkerrechtlich besser zu verankern. Das wohl auch aufgrund der Erfahrungen durch die 
Auflösung Jugoslawiens und der dortigen Probleme mit den Minderheiten durch die 
Neuziehung der Grenzen.  
 
5.2 Minderheitenschutz der EU 
 
Laut Pan (1999) gab es schon 197994 einen ersten Ansatz, ein gemeinsames 
europäisches Volksgruppenrecht zu entwickeln.  Dieser war geprägt durch 
Entschließungsanträge und Resolutionsentwürfe zum Volksgruppenrecht durch einzelne 
europäische Abgeordnete (vgl. Pan F., 1999: 101f).  
 
Die 1980er Jahre waren geprägt von vielen Initiativen und Entwürfen, die jedoch nie 
verwirklicht wurden. Zu Erwähnen ist hier z.B. die „Charta über die Rechte ethnischer 
Gruppen in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften“ von 1988, auch als 
„Stauffenberg-Entwurf“ bekannt, der es jedoch auch nicht über den Entwurfstatus 
hinaus schaffte (vgl. ebd.: 103).  
 
Interessant ist darin der Art. 3, Beschreibung der kollektiven Rechte der Gruppe, worin 
u.a. das Recht auf Anbringung von Ortsschildern und Hinweisschildern in der 
Volksgruppenfrage angedacht ist (vgl. Ermacora/Pan, 1993: 40).  
 
Die Bedeutung des Minderheitenschutzes durch die EG/EU wurde erst durch den 
Zerfall der kommunistischen Regime in Mittel- und Osteuropa wichtiger. Die 
Mitgliedsstaaten machten die Einhaltung Menschen- und Minderheitenrechten als 
Voraussetzung für die Anerkennung von neuen Staaten, oder für die Unterzeichnung 
                                                 
94 In diesem Jahr wurde erstmals das Europäische Parlament direkt von den Bürgern gewählt.  
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von Assoziierungsabkommen. Seit einem Beschluss des Europaparlaments im Jahre 
1991 ist die EU auch für den Minderheitenschutz zuständig (vgl. Novak, 2006: 105).  
 
Novak kritisiert im Weiteren, dass es seitdem bis zum heutigen Tag innerhalb der EU 
nicht einmal Minimalstandards an Minderheitenrechten gibt, auch wenn es immer 
wieder Initiativen gab. Während Staaten mit Kandidatenstatus auferlegt wird, dass sie 
Minderheitenschutzstandards im Rahmen der OSZE erfüllen müssen, wird den 
derzeitigen Mitgliedern nichts derartiges auferlegt, und das obwohl innerhalb der EU 
rund 40 Millionen Menschen leben, die einer Minderheit angehören. Als Grund führt er 
an, dass in Europa vor allem der Europarat für den Menschenrechts- und 
Minderheitenschutz zuständig ist. Weiters würde ein Eingreifen in diese Materie einen 
Eingriff in die innere Autonomie der Mitgliedsstaaten bedeuten, denn Kultur und 
Erziehung, was ja ein wesentlicher Regelungsbereich in dieser Frage wäre, fällt unter 
die Kompetenz der einzelnen Mitgliedsstaaten (vgl. ebd.: 106f).  
 
Pan führt noch das Prinzip der Subsidiarität an. Dieses besagt, dass die EU nur mit 
Regelungen eingreift, wenn bestimmte Fragen auf Ebene der Mitgliedsstaaten nicht 
erreicht werden können und deshalb auf europäischer Ebene geregelt werden sollen. Die 
EU sieht diesen Regelungsbereich auf Mitgliedsstaatlicher Ebene besser geregelt. Pan 
selbst ist nicht dieser Meinung und sagt, dass die EU im Volksgruppenschutz regelnd 
eingreifen sollte um den Schwächeren in diesen Fragen zu helfen (vgl. Pan F., 1999: 
142f).  
 
Vermutlich ist es in dieser Materie wirklich schwer regelnd einzugreifen, weil alle 
Mitgliedsstaaten auch Mitglieder des Europarates sind und dieser diesen Bereich schon 
länger regelt. Jedoch wäre es sicher auch im Sinne der EU, wenn sie zumindest 
Minimalstandards für den Minderheitenschutz festlegen würde. Ein umfassender 
Minderheitenschutz wäre wohl auch aufgrund des unterschiedlichen Umgangs mit 
Minderheiten der einzelnen Mitgliedsstaaten, der von der umfassenden Anerkennung 
und Gleichbehandlung bis zu Leugnung der Existenz95 reicht, erstrebenswert.  
 
                                                 
95 Zum Umgang der einzelnen europäischen Staaten mit den Minderheiten und der 
Volksgruppenzusammensetzung siehe: Pan, Christoph und Beate Sibylle Pfeil (2000).  
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Ein erster Schritt dazu ist der Art. 2 des Vertrages von Lissabon, der jedoch noch nicht 
ratifiziert und in Kraft ist. Dieser sagt:  
 
„Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 
Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitgliedstaaten in einer 
Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, 
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern 
Auszeichnet (Vertrag von Lissabon: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/ 
LexUriServ.do?uri=OJ:C:2008:115:0013:0045:DE:PDF Stand: 20.1.2009).“  
 
Damit wird die Gleichheit der Angehörigen von Minderheiten zumindest direkt im 
Vertrag angesprochen. Weiters wird im Art. 6 Abs.2 der Beitritt der EU zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention angesprochen. Wenn dieser erfolgt ist, soll es 
trotzdem nichts an den Zuständigkeiten und Kompetenzen der EU verändern. 
 
Im gescheiterten „Vertrag über eine Verfassung für Europa“ war auch noch die „Charta 
der Grundrechte für die Union“ enthalten. Diese ist inhaltlich sehr stark an der 
„Europäischen Menschenrechtskonvention“ orientiert. Durch einen Verweis in den 
„Erklärungen zur Schlussakte der Regierungskonferenz“ (http://eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2008:115:0335:0359:DE:PDF 
Stand: 20.1.2008) soll sie jedoch auch durch den Vertrag von Lissabon rechtlich 
bindend werden, wenn der Vertrag von Lissabon in Kraft tritt. Diese Charta der 
Grundrechte dehnt jedoch die Kompetenzen der Union über die in den Verträgen 
festgelegten Kompetenzen nicht aus, wie in den Erklärungen zur Schlussakte betont 
wird. Bindend soll diese Charta für alle Mitgliedsstaaten, mit Ausnahme von 
Großbritannien und Polen sein. Für den Minderheitenschutz wichtig ist der Art. II-81 
(1), der die Nichtdiskriminierung  betrifft, und inhaltlich stark an den Art. 14 der EMRK 
angelegt ist: 
 
„Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der 
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, 
der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder 
sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des 
Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung sind verboten (http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUr 
iServ.do?uri=OJ:C:2004:310:0041:0054:DE:PDF Stand: 20.1.2009).“ 
 
Völkerrechtlicher Minderheitenschutz 
 - 128 -   
Diese Festschreibungen sind zumindest schon einmal ein Anfang. Trotzdem wäre es 
wichtig wenn die EU mehr zum Schutz der Minderheiten unternehmen würde, und von 
seinen Mitgliedsstaaten in diesem Bereich zumindest soviel verlangen würde, wie sie es 
auch von zukünftigen Mitgliedern verlang.  
 
5.3 Minderheitenschutz des Europarates:  
 
Der Europarat ist eine europäische Organisation, die am 5. Mai 1949 gegründet wurde. 
Ursprüngliches Ziel war es, in ganz Europa einheitliche demokratische Prinzipien zu 
entwickeln. Grundlage dafür bildet die „Europäische Menschenrechtskonvention“. Zu 
seinem heutigen Zielen gehören unter anderem: 
 
- Schutz von Menschenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit,  
- Finden von gemeinsamen Lösungen, die die europäische Gesellschaft 
betreffen wie Bioethik, Diskriminierung von Minderheiten oder organisierte 
Kriminalität, 
- die demokratische Stabilität durch gezielte Unterstützung zu sichern,  
- die Förderung des Bewusstseins für die kulturelle Identität und der Vielfalt 
Europas (vgl. Plattform des Europarates: http://www.coe.int/ 
T/D/Com/Europarat_kurz/ Stand: 25.9.2008).  
 
Eine der wichtigsten Institutionen des Europarates bildet der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR), der auf Grund der EMRK gebildet wurde. Grundsätzlich 
steht es jedem Bürger eines Mitgliedslandes des Europarates frei sich an den EGMR zu 
wenden, wenn er sich in seinen Rechten auf Grund der EMRK verletzt fühlt.  
 
Auch der Schutz der nationalen Minderheiten wird in einem Artikel der EMRK 
angesprochen:  
 
„Artikel 14 - Verbot der Benachteiligung: 
  
Der Genuß(sic!) der in der vorliegenden Konvention festgelegten Rechte und 
Freiheiten ist ohne Benachteiligung zu gewährleisten, die insbesondere im 
Geschlecht, in der Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, in den politischen oder 
sonstigen Anschauungen, in nationaler oder sozialer Herkunft, in der 
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Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, im Vermögen, in der Geburt oder 
im sonstigen Status begründet ist (Rechtsvorschrift EMRK: 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Ges
etzesnummer=10000308 Stand: 25.09.2008).“ 
 
Wichtig anzumerken bei der EMRK ist auch noch, dass sie in Österreich gemäß B-VG 
BGBl. Nr. 59/1964 Verfassungsrang genießt.  
 
Diese Formulierung betrifft die Frage der zweisprachigen Ortstafeln natürlich nicht 
direkt, hebt jedoch hervor, dass nationale Minderheiten in keinem Fall benachteiligt 
werden dürfen. Auch sollte die EMRK nur als Grundlage für weitere europäische 
Übereinkommen und Abkommen gesehen werden. Auf zwei für die Minderheiten 
wichtigen Abkommen, denen auch Österreich beigetreten ist, gehe ich in den weiteren 
Punkten ein.  
 
Interessant ist noch der Entwurf für eine „Konvention über die Grundrechte der 
europäischen Volksgruppen“, der als eventuelles 10. Zusatzprotokoll zur „Europäischen 
Menschenrechtskonvention“ konzipiert war, aber nicht umgesetzt wurde. Der Art. 7, 
Recht auf Sprache, sieht in Punkt 3 vor, dass den Gruppen der Gebrauch der eigenen 
Sprache in der Frage von jeglichen topographischen Aufschriften zusteht (vgl. 
Ermacora/Pan, 1993: 40).  
 
5.3.1 Die europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen 
 
Diese Charta stellt ein multilaterales Übereinkommen des Europarates dar, welches zum 
Ziel hat, geschichtlich gewachsene Regional- oder Minderheitensprachen zu schützen, 
zu erhalten und zu fördern. Unterzeichnet wurde dieses Abkommen von Österreich am 
10. Mai 2001 und trat daraufhin am 1. Oktober 2001 in Kraft. 
Österreich hat erklärt, dass gemäß diesem Abkommen das Slowenische, 
Burgenlandkroatische, Ungarische, Tschechische, Slowakische und das Romans 
Regional- und Minderheitensprachen in Österreich sind. Teil III des Abkommens gilt 
jedoch nur für das Slowenische in Kärnten, das Burgenlandkroatisch im Burgenland 
und das Ungarische im Burgenland (vgl. Österreichisches Bundeskanzleramt, 
Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen: 
http://www.bka.gv.at/site/3517/default.aspx Stand: 25.09.2008). 
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Unterteilt ist die Charta in fünf Teile: 
 
-Teil I (Artikel 1-6): Allgemeine Bestimmungen: dieser Teil umfasst  
Begriffsbestimmungen, Verpflichtungen, Einzelheiten der Durchführung usw.  
 
-Teil II (Artikel 7): Ziele und Grundsätze in Übereinstimmung mit Artikel 2: 
Hier werden die Verpflichtungen die sich aus Artikel 2 ergeben, spezifiziert. 
Allgemein gesagt sind hier die Ziele und Grundsätze zum Schutz der Regional- 
und Minderheitensprachen angeführt wie die Anerkennung, Erhaltung und 
Förderung dieser Sprachen.  
 
-Teil III (Artikel 8-14): Maßnahmen zur Förderung des Gebrauchs von 
Regional- oder Minderheitensprachen im öffentlichen Leben im Einklang mit 
den nach Art. 2 Absatz 2 eingegangenen Verpflichtung: Hier werden 
Maßnahmen in den Bereichen Bildung, öffentlichen Einrichtungen, Medien, 
kulturelles Leben usw. aufgezählt, die umgesetzt werden sollen.  
 
-Teil IV (Artikel 15-17): Anwendung der Charta: Österreich verpflichtet sich 
durch die Ratifizierung dieses Abkommens, regelmäßig Berichte vorzulegen, die 
vom Europarat überprüft werden.  
 
-Teil V (Artikel 18-23): Schlussbestimmungen: Hier werden Bestimmungen 
genannt, welche die Ratifikation, Hinterlegung des Vertrages oder die 
Übernahme des Abkommens von neuen Mitgliedsländern betreffen (vgl. 
(Rechtsvorschrift Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen: 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Ges
etzesnummer=20001589 Stand: 25.09.2008). 
 
Für die Frage der zweisprachigen Ortstafeln ist der Art.10 Abs.2 g.) wichtig: 
 
„Abs.2: In bezug(sic!) auf die örtlichen und regionalen Behörden, in deren 
örtlichem Zuständigkeitsbereich die Zahl der Einwohner, welche die Regional- 
oder Minderheitensprachen gebrauchen, die nachstehenden Maßnahmen 
rechtfertigt, verpflichten sich die Vertragsparteien, folgendes zuzulassen 
und/oder dazu zu ermutigen: 
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g.) den Gebrauch oder die Annahme der herkömmlichen und korrekten Formen 
von Ortsnamen in Regional- oder Minderheitensprachen, wenn nötig in 
Verbindung mit dem Namen in der (den) Staatssprache(n)  
(Rechtsvorschrift Europäische Charta der Regional- oder 
Minderheitensprachen: 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Ges
etzesnummer=20001589 Stand: 25.09.2008).“ 
 
 
Natürlich ergibt sich aus dieser Formulierung keine direkte Verpflichtung Österreichs 
zweisprachige Ortstafeln aufzustellen, jedoch sollen die Minderheiten dazu ermutigt 
werden, den Namen in ihrer Sprache zu benutzen. Ein Umstand der in Kärnten nicht 
unbedingt der Fall ist.  
 
Laut Tichy, der diese Charta umgehend kommentiert und mit dem österreichischen 
Recht verglichen hat, soll beim Gebrauch beider Ortsnamen die traditionelle Form an 
erster Stelle stehen (vgl. Tichy, 2000: 87).  
 
Im ersten Staatenbericht Österreichs aus dem Jahre 2002 gingen die Autoren nicht näher 
auf den Ortstafelkonflikt ein. Er wurde nur kurz bei den Problemen in der Kärntner 
Volksgruppenfrage erwähnt (vgl. Erster Bericht der Republik Österreich: 
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=3454 Stand: 25.09.2008).  
 
Der zweite Staatenbericht Österreichs aus dem Jahre 2006 befasste sich viel 
umfassender mit der Ortstafelproblematik. So wurden die höchstgerichtlichen 
Erkenntnisse darin erwähnt, jedoch keine genauen Pläne, wie diese Erkenntnisse 
umgesetzt werden sollten. Das wird auch in der Stellungnahme der slowenischen 
Organisationen zum Staatenbericht kritisiert (vgl. Zweiter Bericht der Republik 
Österreich: http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=29399 Stand: 25.09.2008).  
 
5.3.2 Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten 
 
Das Rahmenübereinkommen trat in Österreich am 1.Jänner 1998 in Kraft. Ziel dieses 
Übereinkommens ist es, europaweit einheitliche Standards für die jeweiligen 
Volksgruppen zu schaffen. Zuständig für die Überwachung der Umsetzung der Ziele 
des Übereinkommens ist das Ministerkomitee des Europarates. Er soll auch die 
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Angemessenheit der jeweiligen nationalen Umsetzungsmaßnahmen beurteilen. Damit 
diese die Umsetzungsmaßnahmen überprüfen können, müssen die jeweiligen Staaten 
dem Europarat sämtliche Informationen offenlegen. Dazu wurde dem Europarat 
inzwischen zweimal ein Bericht vorgelegt. Der Erste wurde im Jahre 2000 übergeben, 
2001 vom Europarat überprüft und schließlich 2004 durch eine Resolution bewertet. 
Der letzte Bericht wurde 2006 übergeben und wird aktuell überprüft (vgl. 
österreichisches Bundeskanzleramt: http://www.bka.gv.at/site/3516/default.aspx Stand: 
20.9.2008).  
 
In der Resolution 2004 ging der Europarat auch auf die Frage der Ortstafeln ein. Positiv 
wurde darin hervorgehoben, dass der Verfassungsgerichtshof wichtige und gute 
Entscheidungen für die Minderheiten in Österreich getroffen hat. Negativ angemerkt 
wurde im Zusammenhang mit den Ortstafeln, dass es noch immer Probleme gibt, 
zweisprachige Ortstafeln aufzustellen, da es auch das Zusammenleben von Minderheit 
und Mehrheit negativ beeinflusst. Es wird weiters empfohlen, dass in Zusammenarbeit 
mit der Minderheit nach einer Lösung in dieser Frage gesucht wird (vlg. Resolution 
Europarat 2004: http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=21384 Stand: 20.9.2009).  
Im Art.11 Abs.3 des Rahmenübereinkommens werden auch zweisprachige Aufschriften 
angesprochen, ohne jedoch genau darauf einzugehen, bei welchen Kriterien solche 
aufgestellt werden sollen:  
 
„In Gebieten, die traditionell von einer beträchtlichen Zahl von Angehörigen 
einer nationalen Minderheit bewohnt werden, bemühen sich die 
Vertragsparteien im Rahmen ihrer Rechtsordnung, einschließlich eventueller 
Übereinkünfte mit anderen Staaten, und unter Berücksichtigung ihrer 
besonderen Gegebenheiten, traditionelle Ortsnamen, Straßennamen und andere 
für die Öffentlichkeit bestimmte topographische Hinweise auch in der 
Minderheitensprache anzubringen, wenn dafür ausreichende Nachfrage besteht 
(Rechtsvorschrift Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten: 
http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Ges
etzesnummer=10006067 Stand: 20.9.2008).“ 
 
Aus dieser Formulierung ergibt sich keine direkte Verpflichtung für das Aufstellen von 
zweisprachigen Ortstafeln, jedoch sollen solche bei ausreichender Nachfrage aufgestellt 
werden. Es werden keine Prozentsätze oder sonstige Kriterien genannt, ab denen 
zweisprachige Ortstafeln aufgestellt werden sollen. Ausreichende Nachfrage besteht in 
Kärnten sicherlich, jedoch auch sehr viel Widerstand. Als international zwingende oder 
bindende Vorschrift kann dieses Rahmenübereinkommen nicht gesehen werden, 
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sondern vielmehr als „Sollvorschrift“ um nationalen Minderheiten einen ausreichenden 
Schutz zu bieten. Durch die regelmäßigen Berichte sollen Probleme in der 
Minderheitengesetzgebung aufgezeigt werden, um diese in Sinne der Minderheit zu 
lösen. Wie die einzelnen Staaten damit umgehen, ist ihnen jedoch selbst überlassen.  
 
5.4 Minderheitenschutz im Rahmen der OSZE 
 
Die Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) wurde 1973 als 
Konferenz begründet um europaweit Folgen des Ost-West Konfliktes zu verhandeln 
und zu überwinden. Im Jahre 1994 wurde beschlossen die bisher schon mehrmals 
stattfindende Konferenz in eine Organisation umzuwandeln. Diesen Status besitzt sie 
nun seit 1.1.1995 und heißt seitdem Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (OSZE). Schon in der ersten Schlussakte von Helsinki vom 1.8.1975 wurde der 
Minderheitenschutz angesprochen. Unter Punkt VII (4) heißt es, dass sämtliche 
Teilnehmerstaaten, auf deren Territorien nationale Minderheiten leben, sollen das Recht 
dieser Personen auf Gleichheit vor dem Recht erachten und alles dafür zu unternehmen, 
dass diese Personen in den Genuss sämtlicher Menschenrechte und Grundfreiheiten 
kommen (vgl. Schlögl, 2004: 277).   
 
In den folgenden Konferenzen wurde in diesem Bereich nichts Bedeutsames 
beschlossen. Erst bei einem Treffen in Wien/Dunaj wurde am 17.1.1989 beschlossen, 
dass nationale Minderheiten nicht nur geschützt, sondern auch gefördert werden sollen. 
Speziell wird darin die „ethnische, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität 
nationaler Minderheiten“ angesprochen (vgl. Pfeil, 2006: 451). 
 
Einen qualitativen Sprung machte die Weiterentwicklung der Minderheitenrechte im 
Rahmen der KSZE beim Kopenhagener Treffen im Mai 1990. Erstmals haben sich hier 
eine größere Gruppe von Staaten auf einheitliche Prinzipien und Normen des 
Minderheitenschutzes im Bereich der Menschenrechte geeinigt. Es enthält u.a. die 
Freiheit sich zu einer nationalen Minderheit zu bekennen, freier Gebrauch der 
Muttersprache, Recht auf Information in der Muttersprache, Recht auf eigene 
Bildungseinrichtungen usw. Pfeil streicht besonders die darin enthaltene „ausdrückliche 
Anerkennung der Rechte von Angehörigen nationaler Minderheiten als Teil der 
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international anerkannten Menschenrechte“ hervor, da es, laut der Autorin, klarstellt 
das „den Staaten bei Konflikten oder Kontroversen in Fragen des Schutzes nationaler 
Minderheiten die Berufung auf das völkerrechtliche Prinzip der Nichteinmischung 
versagt ist (ebd.: 456).“  
 
Für die nächsten Jahre war das sicher die bedeutsamste Entwicklung in diesem Bereich. 
Laut dem ehemaligen „Hohen Kommissars für nationale Minderheiten“, Rolf Ekéus, 
setzen sich die internationalen Standards für Minderheitenrechte aus dem Kapitel IV des 
Kopenhagener Schlussdokumentes von 1990, der UNO Deklaration über die Rechte von 
Minderheitenangehörigen und dem Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten zusammen (vgl. Novak, 2006: 110). 
 
Schlögl bewertet das Expertentreffen zur Frage von nationalen Minderheiten vom Juli 
1991 in Genf als Rückschritt in diesen Fragen. Hier wurde festgehalten, dass die 
Teilnehmerstaaten zur Kenntnis nehmen, dass „nicht alle ethnischen, kulturellen, 
sprachlichen und religiösen Unterschiede“ zwingend zur Bildung einer nationalen 
Minderheit führen (vgl. Schlögl, 2004: 278f).  
 
Wichtig ist es das hervorzuheben, da es wieder bedeutet, dass nur eine nationale 
Minderheit ist, was der jeweilige Staat anerkennt. Aber wie kann das objektiv beurteilt 
werden? Diese Frage wird schon lange Zeit international diskutiert, aber bis heute gibt 
es keine völkerrechtliche Definition was eine Minderheit ist und was sie ausmacht. So 
liegt es doch wieder in der Entscheidung der einzelnen Staaten zu bestimmen wer eine 
anerkannte Minderheit ist und wer nicht. Manche Staaten leugnen ja bis heute die 
Existenz von Minderheiten, da sie den Staat=Nation sehen, wie es in z.B. Frankreich der 
Fall ist. In Österreich wiederum wurden zumindest in völkerrechtlichen Verträgen die 
Kroaten im Burgenland und die Slowenen in Kärnten und der Steiermark definiert.  
 
Die Bestellung eines „Hohen Kommissars“, der für nationale Minderheiten zuständig 
sein soll, war der nächste Schritt im Minderheitenschutz im Rahmen der OSZE. Die 
ersten Vorschläge dazu, von den Niederlanden, stand im Eindruck des Zerfalls 
Jugoslawiens und den damit verbundenen ethnischen und religiösen Probleme der 
dortigen Bevölkerung. Das Mandat wurde im Schlussdokument von Helsinki 1992 
beschlossen. Darin ist festgeschrieben, dass er als „Instrument zur Konfliktverhütung 
Völkerrechtlicher Minderheitenschutz 
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zum frühestmöglichen Zeitpunkt“ dienen soll. Er soll sich mit jenen 
Minderheitenkonflikten befassen, die sich noch nicht über ein Frühwarnstadium hinaus 
entwickelt haben, jedoch laut Einschätzung des „Hohen Kommissars“ das Potential 
dazu haben. Die Hauptaufgabe ist es, sich um Eindämmung von Konflikten zu bemühen 
und wenn er der Ansicht ist, dass sich ein Konflikt mit dem ihm zur Verfügung 
stehenden Mitteln zu bekämpfen ist, soll er früh genug den Ständigen Rat der OSZE 
informieren. Weiters hervorzuheben ist das Prinzip der Vertraulichkeit. Das heißt, greift 
er in Konflikte ein, muss er niemand darüber informieren, nicht einmal den Ständigen 
Rat der OSZE. Zur Information darf sich der Hohe Kommissar der verschiedensten 
Quellen bedienen, um sich ein Bild von beiden Seiten des Konfliktes zu machen. 
Weiters darf er sich auch ein Bild vom Konflikt vor Ort machen. Diesen Besuch muss 
er zwar, samt Zweck des Besuches, ankündigen, darf vom Besuch jedoch nicht 
abgehalten werden. Das Engagement des „Hohen Kommissars“ endet mit der 
Einschaltung des ständigen Rates, durch eine Entscheidung von ihm selbst oder wenn es 
kein Konfliktpotential mehr gibt (vgl. Simhandl, 2002: 59ff).  
 
Aktuell ist der Norweger Diplomat Knut Vollebæk „Hoher Kommissar für nationale 
Minderheiten“. Insgesamt gesehen hat die OSZE viele für die Sicherung der Rechte von 
nationalen Minderheiten gemacht. Auch das Mandat des „Hohen Kommissars für 
nationale Minderheiten“ ist hier besonders hervorzuheben, doch bedarf es nicht nur der 
Bekundung, diese beschlossenen Maßnahmen umzusetzen, sondern es müssen auch 
konkrete Maßnahmen folgen.  
 
Novak kommt bei seiner Analyse zu dem Schluss, dass Österreich die zahlreichen 
Verpflichtungen, die es im Rahmen der OSZE eingegangen ist, für die slowenische 
Minderheit nicht erfüllt hat. Deswegen meint er, dass die slowenische Minderheit sowie 
der Staat Slowenien die Organe der OSZE auf diesen Umstand aufmerksam machen 
sollten (vgl. Novak, 2006: 112).  
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C. Analyse des Kärntner Ortstafelkonfliktes 
6 Gesetzliche Grundlagen zum Ortstafelkonflikt 
 
Neben den schon angeführten Gesetzen zum Minderheitenschutz in Österreich, 
völkerrechtlichen Verträgen und  Regelungen, denen sich auch Österreich unterworfen 
hat, gibt es ein paar gesetzliche Grundlagen, die sehr wesentlich für die Ortstafelfrage 
sind und unter diesem Punkt ausgeführt werden. Neben den gültigen Bestimmungen 
wird auch das Ortstafelgesetz von 1972  hier beschrieben, obwohl es nicht mehr in Kraft 
ist. Dennoch ist es sehr wichtig dieses zu kennen, da es der erste Versuch Österreichs 
war, die Frage der zweisprachigen Ortstafeln zu lösen.  
 
6.1 Straßenverkehrsordnung 1960 
 
Ein wichtiges Gesetz für den Ortstafelkonflikt ist die Straßenverkehrsordnung von 
1960, auch wenn in ihr kein Wort von zweisprachigen Ortstafeln erwähnt wird. 
Dennoch kamen aufgrund der Anfechtung eines Strafbescheides aufgrund der StVo die 
neuesten Erkenntnisse des Vfgh zum Ortstafelstreit zustande96. Aus diesem Grund 
werde ich hier kurz auf die für den Ortstafelkonflikt wichtigsten Bestimmungen aus der 
Straßenverkehrsordnung eingehen.  
 
Der §53 beschreibt und regelt „die Hinweiszeichen“ für den Straßenverkehr. 
Hinweiszeichen „weisen auf verkehrswichtige Umstände hin (Hoffer, 2006: 208).“  
 
In Punkt (1) sind alle Hinweiszeichen des Straßenverkehrs beschrieben. Punkt 17a trägt 
den Titel: „Ortstafel“. In der Beschreibung steht: 
 
 „Dieses Zeichen gibt den Namen eines Ortes an und ist jeweils am Beginn des 
bebauten Gebietes anzubringen. Ein Gebiet ist dann verbaut, wenn die örtliche 
Zusammengehörigkeit mehrerer Bauwerke leicht erkennbar ist (ebd, 2006: 222).“ 
 
                                                 
96 Darauf werde ich im Punkt 6.5 näher eingehen.  
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Punkt 17b trägt den Titel: „Ortsende“. In der Beschreibung dazu steht, dass es jeweils 
auf der Rückseite des Zeichens „Ortstafel“ anzubringen ist.  
 
Als Beispiel, für das Aussehen dieses Verkehrszeichens dient der Schriftzug des Ortes 
Stockerau (siehe Abb.11). Nicht erwähnt wird wie eine zweisprachige Ortstafel 
auszusehen hat, laut Hauer ist das auch nicht notwendig. Er sagt, wenn es ein 
Bundesgesetz verlangt, zusätzlich zum deutschen Namen auch den slowenischen 
Namen festzusetzen, wie es mit dem Ortstafelgesetz von 1972 oder den 
Topographieverordnungen passiert ist, ist das auch umzusetzen. Das bedeutet, auch 
wenn die Namensgebung oder Änderung des Namens eines Ortes Landessache ist, kann 
sich der Name eines Ortes aus Bundesrecht ergeben (vgl. Hauer, 2006: 84 und 174). 
 
Abbildung 11: Hoffer, 2006: S.421.  
                       
 
In Abs.1. Z. 17a und b steht weiter die genaue Anbringung der Ortstafeln beschrieben. 
So hat die zuständige Behörde, in diesem Fall laut §94b der StVO die Bezirksbehörde, 
den Aufstellungsort der Ortstafel per Verordnung festzulegen. Sie hat sich dabei jedoch 
an die Gesetzesvorschrift aus 17a zu halten. Wie schon erwähnt heißt es darin, dass es 
sich um verbautes Gebiet handeln muss.  
 
Weiters wichtig ist die Frage, wie Verordnungen kontrolliert werden, aufgrund deren 
Ortstafeln aufgestellt werden, laut Bundesverfassung unterliegen Verordnungen der 
verfassungsrechtlichen Kontrolle. Aus diesem Grund ist es möglich, dass der Vfgh die 
Verordnung über die Aufstellung einer Ortstafel überprüft, und die zugrundeliegende 
Verordnung aufhebt (vgl. Hoffer, 2006: 229).  
 
Obwohl in der StVo nichts von zweisprachigen Ortstafeln steht, ist es aufschlussreich 
zu wissen, dass im §53 Abs.2 der StVo die Möglichkeit von zweisprachigen 
Verkehrszeichen gegeben ist: 
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„(2) Auf Vorwegweisen, Wegweisern und Orientierungstafeln sind die Namen von 
Orten, die im Ausland liegen, nach der offiziellen Schreibweise des betreffenden 
Staates anzugeben (z.B. Bratislava, Sopron, Maribor). Die zusätzliche Anführung 
einer allfälligen deutschsprachigen Ortsbezeichnung ist zulässig (z.B. Preßburg, 
Ödenburg, Marburg) (Hoffer, 2006: 226).“  
 
Eventuell wurde diese Möglichkeit gegeben, da 1960 die deutschen Namen jener Städte, 
die zu Österreich gehörten, noch viel geläufiger waren, als sie es vielleicht heute sind. 
Wenn es aber möglich ist, heute im Ausland liegende Orte, die auch deutsche Namen 
haben, zweisprachig auf Wegweisern zu nennen, sollte es auch möglich sein in 
Österreich liegende Orte in einer anerkannten Volksgruppensprache auf einer Tafel und 
gleichwertig zum deutschen Namen anzuführen.   
 
Das Aussehen von Ortstafeln wurde auch völkerrechtlich geregelt. In der „Convention 
on Road Signs and Signals of 1968“, nachzulesen in der „Economic Commission for 
Europe/Transport Division (2007)“ wurde das Aussehen von Verkehrszeichen, also 
auch Ortstafeln, international geregelt. Darin sind Ortstafeln wie folgt definiert: 
 
“7. Signs indicating the beginning and the end of a built-up area  
(a): The sign to indicate the beginning of a built-up area shall bear he name of 
the built-up area ort he symbol showing the silhouette of a built-up area or the 
two combined. (…) (ebd.: 47).“  
 
Unter 7. (b) ist das Aussehen von Ortstafeln geregelt, die das Ende signalisieren. Diese 
sollen gleich aussehen, jedoch durch einen roten Balken durchgestrichen. Auf S.96 und 
97 finden sich auch noch Beispiele für die in der Konvention genannten drei 
Möglichkeiten für die Beschilderung von Ortschaften. Die österreichische Version 
entspricht hier der Version E, 7a für Ortsanfang, und E, 7b für Ortsende: 
 
Abbildung 12: Economic Commission for Europe/Transport Division, 2007: S. 96f. 
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Auch in dieser völkerrechtlichen Konvention sind, wie in der österreichischen StVo, 
keine zweisprachigen Ortstafeln vorgesehen, was jedoch nicht bedeutet, dass diese 
damit nicht möglich sind. International gibt es viele Beispiele für zweisprachige 
Ortstafeln. Grundsätzlich ist eine internationale Vereinheitlichung von Verkehrszeichen 
wichtig, damit ausländische Verkehrsteilnehmer Verkehrszeichen aufgrund der Form 
und des Aussehens erkennen können.   
 
6.2 Kärntner Gemeindeordnung 
 
Gemeinden sind in der österreichischen Verwaltungsgliederung die kleinsten Einheiten 
(Bund, Länder, Gemeinden). Die Rechte und Pflichten sind bundesweit in den Art. 115-
120 des B-VG festgeschrieben. Laut Art.116 gliedert sich jedes Land in Gemeinden. 
Die Gemeinde selbst ist als Gebietskörperschaft mit Recht auf Selbstverwaltung 
definiert. Im Art.115 Abs.2 des B-VG steht, dass das jeweilige Land in der 
Gesetzgebung das Gemeinderecht festlegen muss, wenn keine Zuständigkeit des 
Bundes gegeben ist.  
 
Das Land Kärnten hat das Gemeinderecht in der „Kärntner Allgemeine 
Gemeindeordnung“ festgelegt, das 1998 erlassen wurde (http://www.ris.bka.gv.at/ 
GeltendeFassung.wxe?QueryID=LrK&Gesetzesnummer=10000276 Stand: 23.02.2009.  
 
Interessant für die Ortstafelproblematik sind die Abs.1, 2, 4 und 5 des §3, Namen:  
 
„(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung auf Antrag des 
Gemeinderates den Namen der Gemeinde ändern. Hiebei (sic!) ist auf die 
historischen und örtlichen Gegebenheiten Bedacht zu nehmen. Der geänderte 
Name darf mit dem Namen einer anderen Gemeinde Österreichs nicht 
gleichlautend oder zum Verwechseln ähnlich sein. 
(2) Die Namen der Ortschaften, das sind Siedlungen mit geschlossener 
Numerierung (sic!), der Ortsteile und die Bezeichnung der Straßen, Gassen oder 
Plätze dürfen vom Gemeinderat festgelegt und geändert werden. Abs 1 zweiter 
Satz gilt sinngemäß. 
 (4) Die Festlegung oder die Änderung der Namen der Ortschaften bedarf der 
Genehmigung der Landesregierung. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
öffentliche Rücksichten entgegenstehen oder wenn auf die historischen und 
örtlichen Gegebenheiten nicht Bedacht genommen wurde. 
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(5) Zur Beurteilung der historischen Gegebenheiten nach Abs 1 und 4 ist eine 
Stellungnahme des Kärntner Landesarchivs einzuholen.“ 
 
Von Namen in der Sprache der beiden Volksgruppen ist in der Kärntner 
Gemeindeordnung nicht die Rede, sie widerspricht ihr aber auch nicht. Interessant ist 
jedoch, dass der „deutsche“ Name des Ortes durch die Gemeinde bestimmt wird, der 
„slowenische“ Name aber wird mit der jeweiligen gültigen Topographieverordnung 
erlassen.  
 
In den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde in Kärnten eine Änderung der 
Gemeindestruktur durch das „Kärntner Gemeindetsruktur-Verbesserungsgesetz“ 
vorgenommen, das mit 1.1.1973 in Kraft trat. Dadurch wurde die Anzahl von davor 203 
auf 121 Gemeinden reduziert (vgl. http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe? 
QueryID=LrK&Gesetzesnummer=20000021  Stand: 23.02.2009). 
 
Im Laufe der zweiten Republik haben viele Bundesländer, wie auch die Steiermark, 
Niederösterreich oder Burgenland, eine Veränderung der Gemeindestruktur 
vorgenommen, damit die Gemeinden die im B-VG vorgesehenen Aufgaben auch 
erfüllen können. Davor gab es viele Kleinstgemeinden, die nur eine geringe 
Einwohnerzahl hatten. In Kärnten wurden sehr viele Gemeinden einer Gebietsänderung 
unterworfen. Interessanterweise waren viele Fremdenverkehrsgemeinden davon nicht 
betroffen. Überdies wurde auch die Gemeinde Zell/Sele, die heute noch die Gemeinde 
mit dem prozentuell größten Anteil an slowenischsprachigen Personen ist, nicht 
geändert, obwohl sie sehr wenig Einwohner hatte und noch immer hat.  
 
Strittig ist bis heute, welche Auswirkung die Gemeindezusammenlegungen auf den 
Art.7 Z3 des ÖStV hat. Durch die Gemeindezusammenlegungen kamen mehrfach Teile 
mit wenig oder gar keiner slowenischsprachigen Bevölkerung zu Gemeinden mit 
slowenischsprachiger Bevölkerung, was diesen Prozentsatz dort natürlich wieder 
reduzierte. In einem 1972, vor Erlassung des Gemeindestrukturgesetzes, erschienen 
Buch wird auf diesen Umstand eingegangen. Hier heißt es, dass das Problem dadurch 
gelöst wird, indem man das Recht für zweisprachige topographische Aufschriften nicht 
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auf Gemeinden bezieht, sondern auf Ortschaften97 als kleinste territoriale Einheiten98 
(vgl. Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft, 1972: 6f).  
 
Seit der damaligen Strukturänderung der Kärntner Gemeinden gab es noch einige 
weitere Änderungen bei den Gemeinden. Vor allem haben sich seit damals einige 
Gemeinden wieder gespalten. Durch die Änderung der Gemeindestruktur wurde die 
Anzahl der Kärntner Slowenen auf Gemeindeebene größtenteils verringert, da Gebiete 
zu Gemeinden mit wenigen Slowenen zu Gemeinden mit vielen gekommen sind. 
Gerade deswegen ist eine Auslegung des Art. 7 Z3 auf die Ortschaften als kleinste 
territoriale Einheiten besser, da es ansonsten nicht sehr viele Gemeinden geben würde, 
die über den notwendigen Prozentsatz kommen. Dazu gibt es natürlich auch viele 
gegenteilige Ansichten, die z.B. sagen, dass die Gemeindestruktur und die 
Bevölkerungszusammensetzung zum Zeitpunkt des Abschlusses des ÖStV als 
Grundlage für zweisprachige Aufschriften berücksichtig werden muss, oder das 
überhaupt das Territorialprinzip gelten sollte, demnach das ganze als zweisprachiges 
definierte Gebiet (siehe Abb.9) zweisprachige Aufschriften bekommt. In dem Fall 
würde es keine Streitigkeiten bei der Prozentfrage geben.  
 
6.3 Ortstafelgesetz 1972 und dessen Auswirkungen 
 
Im Jahre 1972 waren schon 17 Jahre waren seit der Unterzeichnung des ÖStV 1955 
vergangen und trotzdem gab es, bis auf die negativen Bestimmungen für den 
zweisprachigen Unterricht in Kärnten, keinen nennenswerten Versuch den Art. 7 
komplett umzusetzen.  
 
Im Jahre 1967 kam es zu dem Versuch durch den damaligen Bundeskanzler Klaus, der 
sich sehr für den Erhalt der Volksgruppen in Österreich einsetzte, ein Gesetz zu 
verabschieden, welches die Amtssprachen in Kärnten regeln sollte. Die darin 
vorgesehenen Volksentscheide über die Amtssprache in jeder Gemeinde wurden jedoch 
von allen Seiten abgelehnt (vgl. Suppan, 2006: 146).  
                                                 
97 Auf die Auslegung durch den Vfgh gehe ich im Punkt 7.4 näher ein.  
98 Interessant ist hier die Tatsache, dass sowohl die Gemeindeänderungen in Kärnten als auch das erste 
Ortstafelgesetz von 1972 zur gleichen Zeit diskutiert und umgesetzt wurden.  
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Nach weiteren fünf Jahren kam es, unter der ersten Alleinregierung der SPÖ, im Jahre 
1972 zu einem ersten Anlauf, ein Gesetz zu erlassen, welches die zweisprachigen 
Ortstafeln in Kärnten regeln sollte. Der Wortlaut dieses, mit zwei Paragraphen recht 
kurz gehaltenen Gesetz, war:  
 
„§1: Im Bereich der in der Anlage angeführten Ortschaften in Gemeinden des 
Landes Kärnten sind die topographischen Bezeichnungen und Aufschriften, die 
von Gebietskörperschaften angebracht werden, sowohl in deutscher als auch in 
slowenischer Sprache zu verfassen. Als slowenische Namen sind die 
ortsüblichen Bezeichnungen zu verwenden. 
§2: Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut  
(http://www.ris2.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1972_270_0/1972_270_0.pdf 
Stand: 5.12.2008).“  
 
Im Anhang dazu wurden sämtliche Ortschaften genannt, für welche diese Regelung 
gelten sollte.  
 
Interessant hierbei ist die Durchführungsverordnung99 zu lesen, welche die genaue 
Auslegung des Gesetzes, Begriffsdefinitionen, Zuständigkeitsfragen usw. klärte. Darin 
wurde unter anderem geklärt, wie die zweisprachige Ortstafel auszusehen haben. Es 
wurde nämlich festgelegt, dass nur der slowenische Name zusätzlich auf die bestehende 
Ortstafel angebracht wird. Text und Schriftbild sollten dabei im Sinne des Gesetzes 
völlig gleich gestaltet sein (vgl. Veiter, 1980/2: 318).  
 
Als Grundlage für die zweisprachigen Ortstafeln sollte die VZ vom 21.März 1961 
gelten. Diese war die erste VZ nach der Unterzeichnung des Staatsvertrages und die 
erste in der wieder voll souveränen Republik Österreich nach dem zweiten Weltkrieg. 
Angenommen wurde für die Ortschaften ein 20% Anteil der Bevölkerung, die 
Slowenisch oder eine Kombination damit als Umgangssprache angegeben haben. Die 
20% wurden gewählt, da dieser Prozentsatz eine völkerrechtliche Tradition seit dem 
ersten Weltkrieg hat für den Bestand einer wesentlichen Minderheit. Für Kärnten 
ergaben sich dadurch 205 Ortschaften in 36 Gemeinden (vgl. Hauer, 2006: 73f).  
 
Am 28.Juli 1972 trat das Gesetz in Kraft. Schon ein paar Tage davor ist die 
Durchführungsverordnung beschlossen worden. Am 20. September 1972 wurden die 
                                                 
99 Nachzulesen in: Veiter, 1980/2: 315f.  
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ersten zweisprachigen Ortstafeln aufgestellt. Schon in der ersten Nacht kam es zu 
Schmieraktionen gegen diese. Im Weiteren wurden auch Bombendrohungen gegen die 
Kärntner Landesregierung und die slowenische Haushaltschule in St. Ruprecht bei 
Völkermarkt/Št.Rupert pri Velikovcu gegeben. Ab Ende September mussten 
Gendarmeriebeamte aus anderen Bundesländern für die Sicherung der Ortstafeln 
eingesetzt werden. Aus anderen Bundesländern  deshalb, um die Objektivität und 
Unbefangenheit der Beamten in dieser Frage zu gewährleisten. Trotzdem kam es in der 
Nacht zum 10. Oktober 1972, der Kärntner Landesfeiertages100, zum so genannten 
„Ortstafelsturm“. Ganze Autokolonnen fuhren durch das Jauntal/Podjuna und 
Rosental/Rož, und rissen die zweisprachigen Ortstafeln um. Die Gendarmeriebeamten, 
welche die Ortstafeln bewachen sollten, konnten gegen die Menschenmassen nichts 
unternehmen. Manche von ihnen wurden außerdem bedroht und angegriffen. Ebenso 
nutzten die Appelle von Landeshauptmann Sima und Bundeskanzler Kreisky nichts, 
auch sie wurden bedroht. Anfang 1973 standen keine zweisprachigen Ortstafeln mehr in 
Kärnten. Der Kärntner Landeshauptmann Sima, der am Ortstafelgesetz mitgearbeitet 
hat, musste nach der für die SPÖ verloren gegangenen Gemeinderatswahl 1973 
zurücktreten (vgl. Suppan, 2006: 146f).  
 
Um den „Ortstafelsturm“ selbst ranken sich bis heute viele Mythen und Geschichten. 
Eine davon ist, dass der „Ortstafelsturm“ eine spontane, demokratische 
Protestbewegung gegen ein Diktat aus Wien/Dunaj war und das dieser weitgehend ruhig 
ablief. Laut Gstettner stimmt dieser Mythos ganz und gar nicht. Er schreibt, dass der 
Ortstafelsturm organisiert war, und alles andere als ruhig ablief. So kam es zu sehr 
vielen Bedrohungen, tätlichen Angriffen und Schlägereien. Auch die Organisiertheit 
steht für ihn außer Zweifel. Wer den „Ortstafelsturm“ organisiert hat lässt sich jedoch 
nur schwer beweisen, da die wenigsten der damals teilnehmenden Personen das 
öffentlich zugeben würden. Jedoch wird bis heute der KHD hinter dieser Aktion 
vermutet (vgl. Gstettner, 2004: 253f).  
 
Nach diesem für die Bundesregierung missglückten Gesetz, dauerte es wieder ein paar 
Jahre, bis es zu einem neuen Lösungsansatz in der Ortstafelfrage gekommen ist. 
                                                 
100 Tag der Volksabstimmung 1920.  
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Bundeskanzler Kreisky setzte zu diesem Zweck eine „Ortstafelkommission“101 ein, 
deren Ergebnisse im geringen Umfang in das Volksgruppengesetz 1976 und der 




Das Ortstafelgesetz 1972 hätte für sehr viele Ortschaften in Kärnten zweisprachige 
Ortstafeln vorgesehen. Aber aufgrund der Turbulenzen, die es aufgrund der Aufstellung 
der Ortstafeln 1972 gegeben hatte, entschloss sich die Bundesregierung eine neue 
Regelung zu finden. Im Jahre 1976 erließ die Bundesregierung das Volksgruppengesetz. 
Aufgrund dieses Gesetzes wurde 1977 die Verordnung (BGBl. 306/1977), über die 
„Bestimmung von Gebietsteilen, in denen topographische Bezeichnungen in deutscher 
und slowenischer Sprache anzubringen sind“ erlassen (http://www.ris2.bka.gv.at/ 
Dokumente/BgblPdf/1977_306_0/1977_306_0.pdf Stand: 8.12.2008).  
 
Nachdem das Volksgruppengesetz im §2 Abs.1 nur zweisprachige Ortstafeln für 
Ortschaften ab einem Volksgruppenanteil von 25% vorgesehen hat („ein Viertel“) 
reduzierte sich die Anzahl der in Frage kommenden Ortschaften erheblich.  In einer 
gleichzeitig erlassenen Verordnung (BGBl. 308/1977) wurden auch die slowenischen 
Namen für die zweisprachigen Ortschaften festgelegt. Durch den neuen Grenzwert, 
waren zweisprachige Ortstafeln nur mehr in neun Gemeinden und insgesamt 91 
Ortschaften der Bezirke Völkermarkt/Velikovec und Klagenfurt Land vorgesehen.  
Wegen des Spruches des Vfgh vom 13.12.2001 wurden Teile des 
Volksgruppengesetzes, sowie  §1 Abs.2 dieser Topographieverordnung aufgehoben, 
weswegen eine neue Topographieverordnung verordnet werden musste. Zurzeit sind 
zwei erlassen und im BGBl verlautbart, aber es ist nur eine in Kraft. Dabei handelt es 
sich um die: „Verordnung der Bundesregierung über die Bestimmung von Gebietsteilen, 
in denen topographische Bezeichnungen und Aufschriften sowohl in deutscher als auch 
in slowenischer Sprache anzubringen sind“ (Topographieverordnung-Kärnten) BGBl. II 
245/2006(http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&
                                                 
101 Siehe dazu: Veiter: 1980/2.  
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Gesetzesnummer=20004805 Stand: 8.12.2008). Dadurch ist die Topographieverordnung 
BGBl. Nr. 308/1977 außer Kraft getreten.  
Diese soll mit der Verordnung gleichen Namens, BGBl. II 263/2006 
(http://www.ris2.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?QueryID=Bundesnormen&Gesetzesn
ummer=20004806 Stand: 8.12.2008), zu einem bundesverfassungsgesetzlich zu 
bestimmenden Zeitpunkt in Kraft-, und gleichzeitig BGBl II 245/2006 außer Kraft 
gesetzt werden. Laut Auskunft der zuständigen Auskunftsperson im Bundeskanzleramt 
ist dieser Zeitpunkt aber noch nicht festgesetzt worden und zurzeit ist nicht abzusehen 
wann dies geschehen wird.  
 
Die Verordnungen stellen eine schrittweise Erhöhung der zweisprachigen Ortstafeln in 
Kärnten, gegenüber der Topographieverordnung 1977, dar. Bis zum jetzigen Zeitpunkt 
sind sie jedoch noch nicht umgesetzt worden, und es ist auch nicht absehbar, bis wann 
diese Verordnungen umgesetzt werden. Anzumerken ist hierbei, dass auch die 
Topographieverordnung von 1977 nie zur Gänze umgesetzt worden ist. Notwendig 
wurde eine neue Topographieverordnung, da der Vfgh schon mehrere Verordnungen 
über die Aufstellung von Ortstafeln aufgehoben wurde und innerhalb einer gesetzten 
Frist die Erkenntnisse umgesetzt werden mussten. Mit der Topographieverordnung 
245/2006 wurden die Erkenntnisse des Vfgh erfüllt. 
 
        Abbildung 13: Zweisprachige Ortstafel Penk/Ponikva. Copyright: Novice.  
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             Abbildung 15: Ortstafel ohne zweisprachige Aufschrift. Copyright: Novice.  
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7 Der Kärntner Ortstafelkonflikt 
 
„Bei den Ortstafeln handelt es sich nicht um ein individuelles Recht, das, wie 
etwa bei der Amtssprachenregelung dem Einzelnen Erleichterung gewähren 
sollte, sondern um Volksgruppenrecht mit dem Zweck, nach außen zu 
signalisieren: Hier leben wir (Frähs-Ehrfeld, 2005: 144).“   
 
Genau dieses: „Hier leben wir“, macht den Ortstafelkonflikt so schwierig. Die 
individuellen Volksgruppenrechte können, müssen aber nicht von allen Volksgruppen- 
angehörigen in Anspruch genommen werden. Bei der Ortstafelfrage handelt es sich aber 
um ein kollektives Volksgruppenrecht , und so ist die Frage nach der Umsetzung nicht 
so leicht zu lösen, da dieses Recht auch jenen Volksgruppenangehörigen zukommen 
würden, die keine Volksgruppenrechte für sich in Anspruch nehmen wollen. In den 
nächsten Punkten werde ich versuchen die Namensgebung, und Probleme dabei, näher 
darzulegen und gehe besonders auf den Verlauf des aktuellen Ortstafelkonfliktes und 
den wichtigsten Sprüchen des Vfgh ein.  
 
7.1 Namensgebung der Ortschaften in Kärnten/Koroška   
 
Dieser Punkt wird zunächst kurz auf die geschichtliche Entwicklung der Namensgebung 
in Kärnten/Koroška  eingehen. Dafür werde ich in einem ersten Schritt auf die 
Entwicklung des Landesnamens angesehen. In einem weiteren Schritt werde ich auf den 
Vorgang der amtlichen Festsetzung von Ortsnamen, sowie die Probleme die damit 
verbunden sind, eingehen.  
 
7.1.1 Ursprungs des Namens Kärnten/Koroška  
 
Bei der Ortstafelfrage geht es um die Kundmachung der Ortsnamen sowohl in 
deutscher, als auch in slowenischer Sprache. Dabei sind viele der Namen in beiden 
Volksgruppensprachen gar nicht so unterschiedlich und haben tw. auch den gleichen 
Ursprung. Umstritten ist z.B. woher der Name Kärnten/Koroška kommt. Deswegen 
möchte ich für diese Arbeit einen kurzen Blick auf diese Frage werfen.  
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Veiter schrieb 1936, dass Kärnten/Koroška ursprünglich von Illyrern und Kelten, den 
Carnern, bewohnt war. Aus dem Wort Carnern entwickelt sich später der Name Carnia, 
Carniola und Carantania, das wieder im Lateinischen zu Carinthia wurde (vgl. Veiter, 
1936: 24f).  
 
Inzko schreibt, dass die Alpenslawen erstmals um 700 nach ihrem Kernland 
„Corantani“ (Karantaner) genannt wurden. Aus diesem entwickelte sich im Laufe der 
Zeit die Namen Corentani, Carantani, Carentani, Carintani. Auch er vermutet, dass 
diese Bezeichnung vorslawisch ist, vermutlich auf die Kelten zurückgeht und sich im 
Laufe der Zeit daraus die Bezeichnung Kärnten/Koroška entwickelte (vgl. Inzko, 1988: 
13f).  
 
Kahl wieder versucht Beweise zu liefern, dass Kärnten/Koroška den Namen nicht nach 
der Karnburg, der alten Hauptburg Kärntens102, hat, sondern Kärnten nach jenem 
Stamm benannt wurde, der auf seinem Gebiet eine politische Einheit bildete. In diesem 
Fall also die Karantaner. Für ihn entwickelte sich der Name Kärnten/Koroška aus 
Karantanien. Die Karnburg bekam ihren Namen durch diesen Namen und 
Kärnten/Koroška dadurch den heutigen Namen und nicht direkt durch die Karnburg. 
Auch für ihn hat der Name einen vorslawischen Ursprung und soll auf das keltische 
Wort „Caranta“  zurückgehen, das etwas mit dem „Fels“ zu tun haben dürfte.   (vgl. 
Kahl, 1997: 63f. und Kahl, 2002: 67f.).  
 
7.1.2 Probleme bei der slowenischen Namensgebung für Ortschaften 
 
Die Namen der Bundesländer stehen seit der Gründung der Republik Österreich nur mit 
ihren deutschen Bezeichnungen in der Verfassung. Offizielle Bezeichnungen der 
österreichischen Volksgruppen sind amtlich nicht vorgesehen und wurden auch nicht im 
Art. 7 des ÖStV angedacht. Im Art. 2 Abs. 2 heißt es:  
 
„Der Bundesstaat wird gebildet aus den selbständigen Ländern: Burgenland, 
Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, 
Vorarlberg, Wien (Lanner, 2006: 35).“  
 
                                                 
102 Viele Länder sollen ihren Namen nach ihrer ehemaligen Hauptburg haben.  
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In der Monarchie gab es jedoch auch amtliche nichtdeutsche Bezeichnungen für manche 
Bundesländer wie für Wien/Dunaj, Kärnten/Koroška oder der Steiermark/Štajerska. 
Diese hießen damals: „Vienne“, „Carinzia“ oder „Styrie“. Die Amtlichkeit dieser 
nichtdeutschen Bezeichnungen ergab sich damals aus den in den Reichsgesetzblättern 
verwendeten Bezeichnungen (vgl. Veiter, 1970: 652f).  
 
Die Aufstellung von mehrsprachigen Tafeln, welche die Landesgrenze anzeigen, wurde 
bis jetzt nicht verlangt, was sicherlich auch damit zu tun hat, dass es in Österreich kein 
Bundesland gibt, das vollständig zweisprachig ist.  
 
Erwähnenswert ist hier jedoch eine steirische Kulturinitiative, die vor ein paar Jahren an 
den Landesgrenzen bei den wichtigsten Zufahrtsstraßen zur Steiermark/Štajerska Tafeln 
aufgestellt hat, auf denen der Name der Steiermark/Štajerska in den 25 am häufigsten in 
der Steiermark/Štajerska gesprochenen Sprachen ersichtlich ist. Der Sinn hinter diesem 
Projekt ist, die Diskussion über mehrsprachige Ortstafeln anzuregen und zu zeigen, dass 
mehrsprachige Ortstafeln nicht trennen sollen, sondern bereichern können103 (vgl. 
http://www.kultur.steiermark.at/cms/beitrag/10718511/6537958/ Stand: 1.12.2008).  
 
Primär geht es bei dem Konflikt um die Mehrsprachigkeit bei Orts- und Flurnamen um 
Ortschaften und Gemeinden. Was hier oft übersehen wird ist, dass die Frage des 
Namens in der Volksgruppensprache gar nicht so leicht gelöst werden kann wie man 
glauben mag. Früher waren unterschiedliche Bezeichnungen für Ortschaften, auch in 
der gleichen Volksgruppensprache, durchaus üblich. So ist es auch heute noch in älteren 
Karten ersichtlich. Das änderte sich erst mit der amtlichen Festsetzung der Ortsnamen 
durch das jeweilige Bundesland. Hierbei wurde durchaus auf historische Gegebenheiten 
und gebräuchliche Namen Rücksicht genommen. Dadurch haben die deutschsprachigen 
Namen der Ortschaften schon durchaus Tradition und sind allgemein anerkannt. Anders 
verhält es sich jedoch mit den slowenischen Namen der Ortschaften. So gab es während 
der Monarchie so genannte Orts-Repertorien der damaligen Statistischen 
Zentralkommission, in denen die Bezeichnungen auch in der Volksgruppensprache, 
                                                 
103 Hier ist jedoch auch wichtig anzumerken, dass in der Steiermark bis heute, trotz expliziter Erwähnung 
der slowenischen Minderheit in der Steiermark, keine wirklichen Rechte für die steirischen Slowenen 
umgesetzt worden sind. 
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aufgrund der Ergebnisse der Volkszählungen, niedergeschrieben wurden. Diese 
weichen aber oft deutlich von den heute gebräuchlichen Namen ab.  
 
Das erste Mal wurden die Namen in der slowenischen Volksgruppensprache im Zuge 
des Ortstafelgesetzes 1972 amtlich festgelegt. Um zweisprachige Ortstafeln anbringen 
zu können musste festgelegt sein, wie der Ortsname in der Volksgruppensprache 
amtlich heißt104. Dieses Verzeichnis befindet sich im Anhang des Ortstafelgesetzes von 
1972105. Erstellt wurde das Verzeichnis aufgrund von Untersuchungen des Kärntner 
Landesarchivs unter Zuhilfenahme von Experten (vgl. Veiter, 1980/2: 319).  
 
Für die Namenslandschaft in Kärnten stellt Pohl fest, dass ein Teil der Namen von der 
keltisch-romanischen Vorbevölkerung übernommen wurden, und bis heute in 
veränderter Form beibehalten ist. Der übrige, viel größere Teil, hat entweder slawischen 
oder deutschen Ursprung, wobei der prozentuelle Anteil der slawischen Namen in 
Richtung Südosten Kärntens am häufigsten ist, und der von Namen deutschen 
Ursprungs in Richtung Nordwest. Für die Namensgebung zuständig ist in Österreich 
heute die Landesregierung. Sie legt aufgrund historischer Gegebenheiten die Namen der 
Gemeinden gesetzlich fest. Die Namen der Ortschaften werden wiederum von der 
jeweiligen, zuständigen Gemeinde festgelegt. Für alle anderen Gebietsnamen ist das 
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen zuständig. Um die korrekte Schreibung 
der Namen in der Volksgruppensprache festzulegen wird sie von der Landesregierung 
konsultiert. Ein Problem hierbei ist, dass es zu erheblichen Unterschiedsauffassungen 
kommen kann, wie der Name einer Ortschaft in der Volksgruppensprache lautet. So 
kann es zu unterschiedlichen Auffassungen kommen, ob man den Namen einer 
Ortschaft in der namenkundlichen überlieferten Form beibehält, oder sich auf 
schriftsprachliche Ausdrücke einigt106.  (vgl. Pohl, 2006: 136ff).  
 
Für die Verwaltung dieser Namen zuständig ist wieder die Statistik Austria.  Dafür führt 
sie ein eigenes Verzeichnis, in dem sämtliche Ortschaften Österreichs, auch in der 
                                                 
104 Ein Beispiel für die Festlegung von Ortsnamen aufgrund von historischen Veränderungen findet sich 
in: Unkart, Glantschnig und Ogris, 1984: 405.  
105 Nachzulesen auch in Veiter, 1980/: 321f.  
106 Pohl erwähnt hier das Beispiel des deutschen Wortes Dorf, das in der slowenischen Schriftsprache 
„Vas“ heißt, in der Mundart früher aber meist „Ves“ geheißen hat.   
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Minderheitensprache, verzeichnet sind. Für Kärnten ergibt das 132 Gemeinden mit 
2829 Ortschaften (vgl. http://www.statistik.at/web_de/statistiken/regionales/regionale 
_gliederungen/Ortschaften/index.html Stand: 1.12.2008).   
 
Wie ich schon unter dem Punkt 3.1.3 a.) dieser Arbeit dargestellt habe, gibt es in 
Kärnten, relativ konstant über die Volkszählungen hinweg, rund 800 Ortschaften, in 
denen Slowenisch als Umgangssprache angegeben wird. Zweisprachige Ortstafeln 
werden für nicht einmal ein Viertel dieser Orte gefordert, also ein sehr kleiner Teil 
sämtlicher Kärntner Orte. Umgesetzt wurden zweisprachige Ortstafeln bis zum heutigen 
Tag nicht einmal für alle 91 Orte, die in der Topographieverordnung 1977 genannt 
wurden.  
 
7.2 Der Weg zum Verfassungsgerichtshof. Die Frage, warum zu 
schnelles Autofahren für eine Verfassungsbeschwerde notwendig 
ist 
 
Eine häufig diskutierte Frage im Zusammenhang mit dem Ortstafelkonfliktes ist jene, 
warum jemand absichtlich zu schnell fährt, um zweisprachige Ortstafeln einzufordern. 
Medial werden die Hintergründe, warum der Einspruch aufgrund einer Anzeige wegen 
zu schnellen Fahrens erfolgt, oft falsch dargestellt. Der jeweilige Bfr argumentiert nicht, 
dass er/sie die Ortstafel nicht lesen kann, weil sie dort einsprachig steht107, sondern dass 
die Verordnung, aufgrund der die Ortstafel an diesem Ort aufgestellt wurde, nicht 
rechtmäßig zustande gekommen ist und deshalb nicht ordentlich kundgemacht wurde. 
Ortstafeln werden zwar aufgrund der StVO erlassen, in der, wie schon weiter oben 
ausgeführt, zweisprachige Ortstafeln nicht vorgesehen sind, jedoch müssen hierbei auch 
völkerrechtliche Verträge, wie es der ÖStV von 1955 ist, und andere 
verfassungsrechtliche/einfachgesetzliche Bestimmungen berücksichtigt werden und hier 
gibt es Bestimmungen die zweisprachige Ortstafeln verlangen.  
 
                                                 
107 Wenn das möglich wäre, könnte man auch im Ausland argumentieren, dass man die Ortstafel nicht 
lesen kann, wenn es für den jeweiligen Ort auch einen deutschen Namen gibt.  
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Im Gegensatz zur StVO stehen Teile des ÖStV, wie die Rechte der Minderheiten in 
Österreich108, in Verfassungsrang obliegen also dem Vfgh.  In Österreich ist es für eine 
Privatperson jedoch nicht so einfach möglich, eine Verordnung/ein Gesetz auf ihre 
Verfassungsmäßigkeit durch den Vfgh überprüfen zu lassen.  
 
Auf diesen Umstand geht auch Vouk109 in einem Beitrag ein. Anfang der 90er Jahre 
versuchte er in seiner ehrenamtlichen Funktion eines Sekretärs der „Einheitsliste/Enotna 
lista“ ein „Verbandsklagerecht“ durchzubringen, damit Vertretungsorganisationen der 
Minderheiten in Österreich im Namen der Minderheiten Rechte, die für Einzelpersonen 
kaum oder praktisch überhaupt nicht einklagbar sind, einzuklagen. Als Beispiel für so 
ein „Verbandsklagerecht“ gibt es in Österreich das „Verbandsklagerecht“ für  
Konsumentenschutzorganisationen in Konsumentenschutzangelegenheiten. Wie er 
weiter ausführt, stieß er damit auf wenig Verständnis in der Politik, wenngleich auch 
niemand bestritt, dass die Durchsetzung von Minderheitenrechten durch Privatpersonen 
kaum möglich ist. Einzig der damalige Klubobmann der ÖVP, Dr. Andreas Khol110, 
erklärte, dass es für die Durchsetzung von zweisprachigen topographischen 
Aufschriften schon eine Möglichkeit gibt, nämlich die absichtliche 
Geschwindigkeitsübertretung, weil die Ortstafeln einer Verordnung zugrunde liegen 
die, durch das nicht verfassungsgemäße zustande kommen, somit nicht ordnungsgemäß 
kundgemacht wurden. Auch wenn Vouk diesen Vorschlag für juristisch logisch hielt, 
war für ihn und die „Einheitsliste/Enotna lista“ dieser wenig praktikabel. Er erinnerte 
sich jedoch zwei Jahre später bei einer Anhaltung durch die Gendarmerie wegen zu 
schnellen Fahrens im Ortsgebiet an diesen Vorschlag und verweigerte die Bezahlung 
des Strafmandats vor Ort und Stelle (vgl. Vouk, 2004: 87f).  
 
Damit begann der sieben Jahre dauernde Instanzenweg bis hin zum Spruch des Vfgh 
vom 13.12.2001. Den Instanzenweg bis zum Vfgh habe ich im nächsten Punkt genau 
aufgelistet.  
 
Die Beschwerde beim Vfgh wurde aufgrund des Art. 144 (1) B-VG durchgeführt:  
                                                 
108 Genau sind es beim Art. 7 die Absätze 2,3 und 4 
109 Durch seine Geschwindigkeitsübertretung kam es zum Spruch des Vfgh vom 13.12.2001.  
110 Dr. Khol hat diesen Vorschlag später auch bei einer öffentlichen Diskussion in Tainach/Tinje 
öffentlich wiederholt (vgl. Vouk, 2004: 88).  
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„Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen Bescheide der 
Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen Verwaltungssenate, 
soweit der Beschwerdeführer durch den Bescheid in einem verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, 
einer gesetzwidrigen Kundmachung über die Wiederverlautbarung eines Gesetzes 
(Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen 
Staatsvertrages in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Die Beschwerde 
kann erst nach Erschöpfung des Instanzenzuges erhoben werden (Lanner, 2006: 
107).“  
 
Laut diesem Art. gibt es mehrere unbedingt notwendigen Voraussetzungen für die 
Zulässigkeit einer Beschwerde beim Vfgh:  
 
1.) Bescheid einer Verwaltungsbehörde 
2.) Persönliche Beschwerde gegen diesen Bescheid durch den betroffenen 
Beschwerdeführer.  
3.) Diese Beschwerde muss innerhalb der eingeräumten Beschwerdefrist geschehen.  
4.) Der Instanzenweg muss eingehalten werden und erschöpft sein.  
5.) Der Beschwerdeführer muss aussagen, dass er in seinem subjektiven 
gewährleisteten Recht verletzt ist und/oder die Aussage, dass er wegen der 
Anwendung einer gesetzes-/verfassungswidrigen Verordnung oder Gesetzes, 
oder auch eines rechtswidrigen Staatsvertrages in seinem Recht verletzt worden 
zu sein.  
 
Erfüllt die Beschwerde all diese Vorraussetzungen ist der Vfgh für die Beschwerde 
zuständig (vgl. Winkler, 2002: 14f).  
 
Ob auch die materiellrechtliche Legitimation für eine inhaltliche Prüfung vorlag ist 
unter Rechtsexperten umstritten. Deswegen werde ich im Punkt 7.4 auf die 
Kompetenzen des Vfgh eingehen.  
 
7.3 Chronologie des aktuellen Ortstafelkonfliktes 
 
Alle hier genannten Daten und Eckpunkte des Ortstafelkonfliktes stammen aus dem 
Buch zum Ortstafelstreit von Hauer (2006). Der ehemalige Senatspräsident des Vwgh 
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bietet mit diesem Buch einen ausführlichen Überblick über rechtliche Grundlagen, 
einen zeitlichen Überblick und geht auf die wichtigsten Erkenntnisse zum Ortstafelstreit 
sowie Kompetenzen des Vfgh ein. Da es sich insgesamt um einen seit 1994 laufenden 
Konflikt handelt, der schon eine Vielzahl an Beschwerden, Erkenntnissen und 
Beschlüssen hervorgebracht hat, sind in dieser Chronologie nur die für meine Arbeit 
wichtigsten Punkte aufgezählt111.  
 
12.10.1994: Dieses Datum bildet den Ausgangspunkt des aktuellen Ortstafelkonfliktes. 
Der Kärntner Rechtsanwalt und Beschwerdeführer Mag. Rudolf Vouk112 überschreitet 
im Ortsgebiet der Gemeinde St. Kanzian/Škocjan v Podjuni die erlaubte Höchst- 
geschwindigkeit. Das Gemeindegebiet ist mit Ortstafeln, jedoch ohne zusätzliche 
slowenische Bezeichnung, gekennzeichnet.  
 
20.10.1994: Aufgrund der Geschwindigkeitsübertretung erhält er eine Strafverfügung 
der BH Völkermarkt an seinen Wohnsitz in der Gemeinde Eberndorf/Dobrla vas in 
Höhe von 500 Schilling in deutscher Sprache zugestellt.  
 
27.10.1994: Der Bfr beantragt als angehöriger der slowenischen Volksgruppe die 
Zustellung der Strafverfügung in slowenischer Sprache. Diesem Wunsch wird 
entsprochen und ein neuer Strafbescheid am 12.12.1994 zugestellt.  
 
19.12.1994: Der Bfr erhebt Einspruch gegen den Strafbescheid. Er gibt zwar das zu 
schnelle Verfahren zu, jedoch bestreitet er die Strafbarkeit, weil die Ortstafeln nur ein-, 
und nicht zweisprachig ausgeführt sind.  
 
23.3.1995: Ein neuer identischer Strafbescheid in deutscher und slowenischer Sprache 
wird dem Bfr zugestellt. Dieser legt dagegen Berufung ein und wiederholte seine 
Einwände. 
 
15.3.1996: Eine öffentliche, mündliche Verhandlung des UVS ist anberaumt. Dieser 
bleibt der Bfr jedoch fern, da ihm die Ladung nur in deutscher, und nicht auch in 
                                                 
111 Zur vertiefenden Auseinandersetzung empfiehlt sich das Buch von Hauer (2006), oder Winkler (2002).  
112 Ab hier bezeichne ich Mag. Rudolf Vouk, aufgrund häufiger Namenswiederholung, als 
Beschwerdeführer (Bfr). 
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slowenischer Sprache zugestellt worden ist. Daraufhin erlässt die BH Völkermarkt 
einen Strafbescheid am: 
 
11.7.1996: Der UVS stellt fest, dass schon der ursprüngliche Strafbescheid vom 
Oktober 1994 gültig war, da der Bfr nicht in einer der Gemeinden lebt, die laut 
Verordnung der Bundesregierung vom 31.5.1977113 das Recht haben, den Amtsverkehr 
bei der BH Völkermarkt/Velikovec auch in slowenischer Sprache abzuwickeln. 
Deswegen war der ursprüngliche Strafbescheid gültig und die Einspruchsfrist gegen den 
Strafbescheid wurde bereits überschritten. Gegen diesen Berufungsbescheid legt der Bfr 
eine umfassende Beschwerde beim Vfgh ein. Als Begründung gibt der Bfr unter 
anderem an, dass ihm die gesetzlichen zugesicherten Rechte auf Gebrauch des 
Slowenischen bei Amtswegen nach Art. 7 Z2 des Staatsvertrages von Wien/Dunaj im 
Jahre 1955 verweigert wurden. Auch klagt er die Gleichheit aller Bürger vor dem 
Gesetz ein sowie die Verletzung in seinen Rechten aufgrund der Anwendung von 
rechtswidrigen Normen des Volksgruppengesetztes von 1976114. Weiters hat er auch 
gegen die Verordnung für die Ortstafel in St. Kanzian/Škocjan v Podjuni Beschwerde 
eingelegt.  
 
2.10.1999: Erkenntnis des Vfgh zur Beschwerde. Der Vfgh sagt, dass der Bfr in seinem 
Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz beschnitten wurde. Der Bfr hat ein Recht darauf, 
dass er Slowenisch im Amtsverkehr verwendet. Deswegen hat er die Einspruchsfrist 
nicht überschritten. Der UVS musste sich deswegen noch mal mit der Beschwerde 
befassen. 
 
27.10.1999: Der UVS weist die Beschwerde erneut als unbegründet ab. Gegen diesen 
Bescheid legte der Bfr erneut Beschwerde beim Vfgh ein.  
 
13.12.2001: Der Vfgh stellt fest, dass die Beschwerde des Bfr abzuweisen ist. Der 
Strafbescheid ist also gültig und muss vom Bfr bezahlt werden.  
Aufgrund dieser Beschwerde hat der Vfgh jedoch von Amtswegen eine Prüfung von 
Teilen des Volksgruppengesetzes sowie über die Gesetzmäßigkeit der Verordnung über 
das Aufstellen der Ortstafel und über die Verordnung vom 31.5.1977, die jene 
                                                 
113 BGBl 307. Diese Verordnung regelt die zugelassenen Amtssprachen.  
114In Punkt 3.6 gehe ich genauer auf das Volksgruppengesetz und den darin enthaltenen Normen ein.  
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Ortschaften bestimmt, in denen Ortstafeln in deutscher und slowenischer Sprache 
anzubringen sind, eingeleitet. Diese Prüfung von Amts wegen wurde bereits am 
28.6.2001 mit einem so genannten Unterbrechungsbeschluss beschlossen.  
Durch diese amtswegige Prüfung wurden  
 
„…die in Prüfung gezogenen Bestimmung des Bundesgesetzes und der 
Verordnung der Bundesregierung zur Gänze, der Verordnung der 
Bezirkshauptmannschat nur zum Teil (…) als gesetz- bzw. verfassungswidrig 
aufgehoben (Hauer, 2006: 90).“ 
 
Mit dieser Erkenntnis nahm der aktuelle Ortstafelkonflikt seinen Lauf. Viele Fragen, 
Einwände und neue Erkenntnisse des Vfgh hat die Erkenntnis vom 13.12.2001 
hervorgebracht. Vor allem die Art der Verfassungsbeschwerde, durch zu schnelles 
Autofahren, sowie die Prüfung von Amtswegen des Vfgh werden immer wieder 
kritisiert. Auf die Frage der Zuständigkeit des Vfgh werde ich im nächsten Punkt 
eingehen.  
 
7.4 Kompetenzen des Verfassungsgerichtshofes 
 
Im Zusammenhang mit dem Ortstafelerkenntnis vom 13.12.2001 und der damit 
verbundenen Aufhebung von Teilen des Volksgruppengesetztes wird von Experten 
diskutiert, ob der Vfgh zu einer solchen Prüfung und Erkenntnis überhaupt 
verfassungsmäßig berechtigt war. Da das ganze Thema aus juristischer Sichtweise sehr 
umfangreich und komplex ist, werde ich versuchen in diesem Punkt nur die wichtigsten 
Fragen darzustellen die diskutiert werden, sowie die verschiedenen Sichtweisen darauf. 
Zur Vertiefung empfiehlt es sich die zitierten Bücher heranzuziehen.  
 
7.4.1 Die Frage der Präjudizialität und die Unterbrechung der Bescheidprüfung 
zur Gesetzesprüfung von Amts wegen 
 
Wie im vorigen Punkt dargestellt, dauerte es fast sieben Jahre, bis das Gericht eine 
amtswegige Prüfung eingeleitet hat, und die der Verordnung zugrundeliegenden 
gesetzlichen Grundlagen geprüft hat. Am 28.06.2001 wurde ein solcher 
Unterbrechungsbeschluss gefasst und führte schließlich zum Ortstafelerkenntnis. Zu 
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dieser äußerten sich während der Prüfung auch die Bundes- sowie die Landesregierung. 
Beide haben beantragt, der Vfgh solle hinsichtlich der in Prüfung gezogenen 
Bestimmungen des VGG sowie der Verordnung der Bundesregierung aussprechen, dass 
diese nicht verfassungs- bzw. gesetzeswidrig sind (vgl. Hauer, 2006: 91f).  
 
Strittig ist, ob der Vfgh dazu berechtigt war, einen solchen Unterbrechungsbeschluss zu 
fassen um eine Prüfung von Amtswegen durchzuführen. Winkler sagt dazu, dass neben 
der bloßen Behauptung, in seinem subjektiven Recht verletzt worden zu sein, auch die 
theoretische Möglichkeit bestehen muss, dass er in seinem subjektiven Recht verletzt 
worden ist. In diesem Fall ist das, laut Winkler, ausgeschlossen, da es kein subjektives 
Recht auf zweisprachige Ortstafeln gibt (vgl. Winkler, 2002: 18).  
 
Hauer115 stimmt in diesem Punkt überein. Auch er sagt dass es kein subjektives Recht 
auf zweisprachige Ortstafeln gibt. Aber, so führt er weiter aus, hat der Bfr ein solches 
Recht auch gar nie behauptet und auch der Vfgh hat ihm ein solches Recht nicht 
zuerkannt. Hauer sagt, dass der Bfr nur geltend gemacht hat, dass das Verkehrszeichen, 
welches ihm die Einhaltung der Geschwindigkeitsbegrenzung von 50 km/h im 
Ortsgebiet anzeigt, nicht den Gesetzen gemäß aufgestellt wurde. Er hat damit eine 
Verordnung als rechtswidrig aufgezeigt, die für die Prüfung des Strafverfahrens gegen 
ihn wesentlich war. Deswegen ist, laut Hauer, ein Verordnungsprüfungsverfahren nach 
Art. 139 Abs.1 und ein Gesetzesprüfungsverfahren laut Art. 140 Abs.1 des B-VG 
zulässig. Es hätte auch sein können, dass der aufgestellten Ortstafel gar keine 
Verordnung zugrunde liegt. Schon aus diesem Grund wäre eine Überprüfung 
gerechtfertigt (vgl. Hauer, 2006: 109).  
 
Winkler116 sagt wiederum, dass der Vfgh gar nie in eine materiellrechtliche Prüfung 
eintreten hätte dürfen, da von vorneherein klar war, dass eine Verletzung der Rechte des 
Bfr möglich war, da für den Strafbescheid einzig die StVo zuständig ist:  
                                                 
115 Wolfgang Hauer war Senatspräsident des Verwaltungsgerichtshofes.  
116 Günther Winkler war Professor der gesamten Rechts- und Staatswissenschaften an der Universität 
Wien.  
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„Mangels der Möglichkeit der Verletzung in einem verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht und mangels der Möglichkeit der Verletzung in einem 
einfachgesetzlich gewährleisteten Recht des Beschwerdeführers im  konkreten 
Fall hätte der Verfassungsgerichtshof angesichts der von ihm selbst von 
vornherein außer Streit gestellten Gesetzmäßigkeit des Bescheides daher in die 
materielle Bescheidprüfung gar nicht eintreten dürfen (Winkler, 2002: 23).“ 
 
Kurz gesagt: Nachdem außer Frage stand, dass der Strafbescheid zu Recht ausgestellt 
wurde, war eine tiefer gehende Überprüfung der gesetzlichen und 
verfassungsrechtlichen Grundlagen gar nicht mehr nötig oder zulässig.  
 
Winkler117 führt weiter aus, dass, nachdem es nur um die Strafbarkeit ging, einzig die 
StVo für die Prüfung relevant war, da durch das Erscheinungsbild der Tafeln ersichtlich 
ist, dass es sich um ein Ortsgebiet handelt, ist es nicht von Interesse, ob auf den Tafeln 
ein deutscher, ein slowenischer oder beide Namen stehen. Darum ist es weiters auch 
unerheblich, auf welchen rechtlichen Grundlagen die darauf erscheinenden Namen 
stehen und eine Präjudizialität deshalb nicht gegeben. Für ihn ist der Vfgh auch im 
Bereich der Gesetzesprüfung von Amts wegen nur ein Gericht, welches über einen 
bestimmten Rechtsfall entscheiden muss. Aus diesem Grund hat für ihn der Vfgh in 
diesem Fall seine Kompetenzen eindeutig überschritten (vgl. ebd.: 28ff).  
 
Wie an diesem Beispiel zu sehen ist, sind sich nicht einmal zwei Experten im 
Verfassungsrecht darüber einig, ob hier eine Überprüfung durch den Vfgh gerechtfertigt 
war oder nicht. Letztendlich zuständig über die Zulässigkeit zu befinden ist im 
österreichischen Rechtssystem der Vfgh und dieser sah sich zuständig. Deshalb kam es 
zu einer Erkenntnis des Vfgh in diesem Fall, auf das ich nun im nächsten Punkt näher 
eingehen werde.  
 
                                                 
117 Zur vertiefenden Auseinandersetzung mit der  Frage von Prüfungen des Vfgh von Verordnungen und 
Gesetzen empfiehlt sich das Buch: Winkler, Günther (2007): Die Prüfung von Verordnungen und 
Gesetzen durch den Verfassungsgerichtshof von Amts wegen. Die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs 
im Spannungsfeld von Recht und Politik. Dokumentation und Kommentar. Wien/NewYork: Springer.  
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7.5 Die Erkenntnisse des Vfgh vom 13.12.2001 
 
An diesem Tag gab es zwei entscheidende Erkenntnisse des Vfgh. Die erste Erkenntnis 
war der Anlassfall des Bfr zur Frage der Geschwindigkeitsübertretung im Ortsgebiet 
von St. Kanzian/Škocjan v Podjuni und wurde folgendermaßen entschieden:  
 
„Der Beschwerdeführer ist durch den angefochtenen Bescheid weder in einem 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht noch in Rechten durch Anwendung 
einer rechtswidrigen generellen Norm verletzt worden. Die Beschwerde wird 
abgewiesen (http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/9/8/8/CH0006/ 
CMS1108400716489/b2075-99.pdf S.2. Stand: 14.12.2001).“ 
 
Wie ich schon im vorangegangen Punkt behandelt habe, sind sich alle darüber einig, 
dass es kein subjektives Recht auf zweisprachige topographische Aufschriften gibt. Die 
Beschwerde war deswegen aus diesem Grund abzuweisen und der Strafbescheid zu 
bezahlen.  
 
Der Bfr hat in seiner Beschwerde behauptet, dass er im verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht auf zweisprachige topographische Bezeichnungen durch den 
Art.7 Z3 wegen Anwendungen von gesetzwidrigen Verordnungen bzw. Gesetzen 
(Bestimmung im VGG) verletzt worden zu sein (vgl. ebd.: 5).  
 
Auf diese Beschwerde entgegnet der Vfgh: 
 
„Dem ist zum einen entgegenzuhalten, dass es ein subjektives Recht auf 
Anbringung eines Hinweiszeichens iSd. §53 Z 17a und 17b StVO in deutscher 
und slowenischer Sprache nicht gibt (VfSlg. 10.209/1984) (ebd.: S. 5).“ 
 
Die Ortstafel ist aber nicht ungültig, wenn der Name darauf nur in einer Sprache 
erscheint, auch wenn verfassungsrechtlich zweisprachige Aufschriften notwendig 
wären. Der Vfgh kommt in diesem Bescheid zum folgenden Schluss: 
 
„Nun hat der Verfassungsgerichtshof mit dem mehrfach erwähnten Erkenntnis 
vom 13. Dezember 2001, G 213/01, V 62, 63/01, bloß die in dieser Bestimmung 
angeordneten (allein deutschsprachigen) Ortsbezeichnungen "St. Kanzian" und 
"St. Kanzian, Klopein" als gesetzwidrig aufgehoben, nicht aber auch den 
sonstigen Regelungsgehalt der in Prüfung gezogenen Verordnungsbestimmung, 
der zu Folge - somit auch mit Wirkung für den Anlassfall - das Ortsgebiet iSd. § 
2 Abs. 1 Z 15 iVm. § 20 StVO als solches festgelegt ist. Im Hinblick darauf 
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ändert sich aber auch an der Strafbarkeit des dem Beschwerdeführer 
vorgeworfenen Verhaltens nichts (ebd. S.7).“ 
 
Der §2 Abs.1 Z15 sagt, dass als Ortsgebiet das Straßennetz zwischen den 
Hinweiszeichen „Ortstafel“ und „Ortsende“ gilt. Das heißt, dass durch die 
Ersichtlichkeit der Hinweisschilder das Ortsgebiet definiert ist. Der Name darauf ist für 
den Strafbescheid unwichtig.  
 
Diese Entscheidung des Vfgh war an diesem Tag jedoch von der Bedeutung her nur 
zweitrangig, da für alle Experten die Strafbarkeit, mehr oder weniger, außer Frage 
stand. Das wichtigere Erkenntnis, welches vom Vfgh an diesem Tag entschieden wurde, 
ist die Prüfung mehrerer Gesetze und Verordnungen, die vom Vfgh von Amts wegen 
überprüft wurden.  
 
Konkret waren das: 
 
„a) der Verfassungsmäßigkeit der Wortfolge "wegen der verhältnismäßig 
beträchtlichen Zahl (ein Viertel) der dort wohnhaften 
Volksgruppenangehörigen" in § 2 Abs. 1 Z 2 des Volksgruppengesetzes, BGBl. 
1976/396, und  
b) der Gesetzmäßigkeit 
ba) der Wortfolge "In der Gemeinde Bleiburg in den Gebietender ehemaligen 
Gemeinden Feistritz ob Bleiburg und Moos, in der Gemeinde Eisenkappel-
Vellach im Gebiet der ehemaligen Gemeinde Vellach, in der Gemeinde 
Globasnitz und in der Gemeinde Neuhaus im Gebiet der ehemaligen Gemeinde 
Schwabegg." in § 1 Z 2 der Verordnung der Bundesregierung vom 31. Mai 1977 
über die Bestimmung von Gebietsteilen, in denen topographische Bezeichnungen 
in deutscher und slowenischer Sprache anzubringen sind, BGBl. 306, und  
bb) des § 1 Abschnitt B) Punkt 1 der Verordnung der Bezirkshauptmannschaft 
Völkermarkt vom 17. August 1982, Zl. 4642/1/81, betreffend 
Straßenverkehrszeichen im Verlauf der St. Kanzianer Straße L 116, idF der 
Verordnung vom 30.September 1992, Zl. 2856/1/92 
(http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/9/8/8/CH0006/CMS110840071 
6489/g213-01ua.pdf S.2. Stand: 14.01.2001).“  
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Der Vfgh kam zu folgenden Entscheidungen118:  
 
a.d. a.: die Wortfolge „wegen der verhältnismäßig beträchtlichen Zahl (ein Viertel) der 
dort wohnhaften Volksgruppenangehörigen“ wurde, mit in Kraft treten Ende des 
31.12.2002, aufgehoben.  
a.d. ba: Diese Wortfolge wurde aufgrund der Gesetzeswidrigkeit ebenfalls aufgehoben. 
Sie trat ebenfalls mit Ende des 31.12.2002 in Kraft. 
a.d. bb: Auch die Bezeichnungen „St. Kanzian“ und „St. Kanzian, Klopein“ werden 
wegen Gesetzeswidrigkeit aufgehoben. In Kraft traten diese ebenfalls mit Ende des 
31.12.2002.  
 
Weiters hält der Vfgh fest, dass die in Prüfung gezogene Bestimmung der genannten 
Verordnung nicht als gesetzeswidrig aufgehoben wird (vgl. ebd.: 3).  
 
Gründe für die Entscheidung: 
 
Diese Entscheidung des Vfgh hat natürlich politisch und juristisch, aber auch 
gesellschaftlich, einiges bewirkt und es gibt, wie schon weiter oben ausgeführt, die 
verschiedensten Meinungen dazu, ob der Vfgh zu einer solchen Entscheidung überhaupt 
berechtigt war, und was dieser Entscheid für die Minderheitenpolitik in Österreich 
bedeutet. Ich werde versuchen kurz auf all das einzugehen. Zur vertiefenden 
Auseinandersetzung empfiehlt es sich die zitierten Bücher heranzuziehen.  
 
a.) Auslegung des Art.7 Z.3 des ÖStV: 
 
Wie ich schon im Punkt 3.4 ausgeführt habe, steht der Art. 7 Z3 in Verfassungsrang. 
Insgesamt ist diese Bestimmung jedoch sehr vage gehalten. Öhlinger beschreibt in 
einem Artikel die völkerrechtliche-, und die verfassungsrechtliche Dimension des Art.7. 
Der Wiener Staatsvertrag ist im BGBL publiziert worden und deswegen Teil der 
österreichischen Rechtsordnung. Einige Teile davon, wie Z 2,3 und 4 des Art. 7 stehen 
außerdem im Verfassungsrang. Sie haben daher eine Doppelnatur als Völker-, wie auch 
Verfassungsrecht (vgl. Öhlinger, 2008: 179f).  
                                                 
118 Wegen der Länge der Entscheidungen verkürzt wiedergegeben.  
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Die völkerrechtliche Auslegung des Art. 7 wäre theoretisch nicht sehr schwierig. Der 
Art. 35 des ÖStV sieht nämlich ein Verfahren für Meinungsverschiedenheiten über die 
Durchführung des Vertrages vor. Dieser Art. sagt, dass sämtliche 
Meinungsverschiedenheiten grundsätzlich durch diplomatische Verhandlungen gelöst 
werden sollten. Ist das nicht möglich, soll die Meinungsverschiedenheit an die vier 
Missionschefs laut Art. 34 (Sowjetunion, Vereinigtes Königreich, Vereinigten Staaten 
von Amerika und Frankreich) übergeben werden. Kann diese Meinungsverschiedenheit 
von diesen nicht innerhalb von zwei Monaten beigelegt werden, so kann auf Ersuchen 
einer der beiden Streitparteien eine Kommission aus drei Mitgliedern gebildet werden. 
Diese soll aus je einem Vertreter der beiden Streitparteien, sowie einem dritten Mitglied 
gebildet werden, auf das sich beide Parteien einigen. Können sie sich nicht innerhalb 
eines Monates über das dritte Mitglied einigen kann der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ersucht werden, ein drittes Mitglied zu ernennen. Die Entscheidung der 
Kommission wird mit Mehrheit gebildet (vgl: Lanner, 2006: 449).  
 
Öhlinger (2008) sagt, dass es laut seinem Wissen nie zu einem solchen 
Auslegungsverfahren gekommen ist. Ganz anders sieht für ihn die verfassungsrechtliche 
Dimension aus. Art. 7 Z3 ist zwar österreichisches Verfassungsrecht, nur ist hier 
fraglich, inwieweit die Bestimmung unmittelbar anwendbar ist. Er sagt, dass diese 
Bestimmung weder semantisch noch grammatisch so formuliert wurde, wie es 
normalerweise bei staatlichen Gesetzen geschieht. Wäre es ein einfaches Gesetz, wäre 
es für ihn, wegen mangelnder Bestimmtheit, als verfassungswidrig zu qualifizieren. 
Aber die Bestimmung steht ja in Verfassungsrang und kann daher nicht 
verfassungswidrig sein. Außerdem, sagt er, ist die Sprache von Verfassungen generell 
weniger präzise als die Sprache von einfachen Gesetzen, und schließt eine direkte 
Anwendbarkeit der Verfassungsbestimmungen trotzdem nicht aus. So ist es auch bei 
Grundgesetzen. Diese sind zwar unmittelbar anwendbar, müssen aber inhaltlich 
trotzdem präzisiert werden. Im österreichischen System ist es der Vfgh der letztlich zu 
entscheiden hat, was unmittelbar zu gelten hat oder was präzisiert werden muss (vgl. 
Öhlinger, 2006: 180f).  
 
Inhaltlich interpretiert vom Vfgh wurden die Begriffe der „gemischten Bevölkerung“ 
und dem der „Verwaltungsbezirke“.  
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b.) Gemischte Bevölkerung: 
 
Die Interpretation des Begriffes „gemischte Bevölkerung“ führte schließlich zur 
Aufhebung des § 2 Abs.1 Z2 des VGG119 geführt. Umstritten unter Experten ist es, ob 
der Vfgh dazu berechtigt war, diesen Wortlaut aufzuheben.  
 
In der Erkenntnis des Vfgh vom 13.12.2001 hat der Vfgh auch eine umfassende 
historische Darstellung, für die Festsetzung des Minderheitenprozentsatzes für 
zweisprachige topographische Aufschriften auf 10%, durchgeführt. Für diesen 
konkreten Fall St.Kanzians/Škocjan v Podjuni sagt der Vfgh:  
 
„Im Hinblick darauf ist auch noch eine Ortschaft, die wie die Ortschaft St. 
Kanzian am Klopeiner See in der gleichnamigen Gemeinde, über einen längeren 
Zeitraum betrachtet, einen Minderheitenprozentsatz von mehr als 10% aufweist, 
als Verwaltungsbezirk mit gemischter Bevölkerung iSd. Art. 7 Z 3 zweiter Satz 




Hier nahm der Vfgh eine Interpretation des ÖStV vor, die stark abweichend vom 
gewählten Prozentsatz im VGG ist. Auch sagt der Vfgh nicht, dass es zu einem 
bestimmten Zeitpunkt 10% sein müssen, sondern es soll ein längerer Zeitraum 
betrachtet werden. Der Volksgruppenanteil kann ja von VZ zu VZ immer leicht 
variieren. Der Vfgh lässt jedoch offen, wie lange dieser Zeitraum sein soll. Würde man 
jedoch alle Volkszählungen der zweiten Republik, oder alle seit Unterzeichnung des 
ÖStV, heranziehen, lässt sich dieser Prozentsatz sicherlich errechnen.  
 
Winkler sagt dazu, dass der Gesetzgeber mit der Festlegung auf 25% im §2 Abs.1 Z2 
des VGG sowohl seiner verfassungsrechtlichen, als auch seiner völkerrechtlichen 
Verpflichtung nachgekommen ist, den Inhalt des ÖStV zu interpretieren. Nachdem die 
internationale Praxis für zweisprachige topographische Aufschriften zwischen 5%120 
und 25% liegt, ist für ihn der gewählte Prozentsatz zwar hoch gewählt, aber im Rahmen 
                                                 
119 Bestimmung, dass ein Viertel der dort wohnhaften Bevölkerung Volksgruppenangehörige sein 
müssen.  
120 Winkler schreibt, dass der Prozentsatz, laut Auskunft des Bundeskanzleramtes, äußerstenfalls sogar bis 
zu 30% reicht.  
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der international üblichen Praxis durchaus vertretbar. Im Weiteren sagt er, dass der 
Prozentsatz für die Volksgruppe aber durchaus auch günstiger gewählt werden könnte 
(vgl. Winkler, 2002: 42).  
 
Für Hauer wiederum war eine historische Interpretation des ÖStV im Sinne der 
Verfasser gerechtfertigt. Er widerspricht auch dem Versuch, zur Argumentation der 
25% Regelung den Friedensvertrag von St. Germain zu verwenden, da dieser nicht als 
Staatsvertrag, wie der von 1955, zu sehen ist, sondern als Diktat und Friedensvertrag, in 
dem gewisse Grenzen bewusst gesetzt wurden, für jene die mitverantwortlich für den 1. 
Weltkrieg waren. Außerdem, sagt Hauer weiters, hatte Europa 1955 sicherlich schon ein 
höheres Zivilisationsniveau erreicht als nach dem 1. Weltkrieg (vgl. Hauer, 2006: 116f).  
 
Auch Öhlinger sagt, dass eine inhaltliche Interpretation des Art. 7 Z3 durch den Vfgh, 
von seiner Stellung im Rechtsstaat her, verpflichtet war. Er sieht die Interpretation auch 
vor dem Hintergrund der Interpretation der Grundrechte in Österreich, weil auch diese 
sind stets sehr dynamisch durchgeführt worden und allgemein anerkannt. Aus diesem 
Grund war auch die Rechtssprechung im Falle des Art. 7 Z3 vorhersehbar. Er sieht 
darin überdies eine Kompensation des Versagens des österreichischen Gesetzgebers 




Der zweite undefinierte Begriff des ÖStV, der vom Vfgh definiert wurde, ist die 
Bedeutung des „Verwaltungsbezirkes“. Dazu schreibt er in seinem Erkenntnis vom 
13.12.2001:  
 
„Der Verfassungsgerichtshof ist der Auffassung, dass unter dem Begriff 
'Verwaltungsbezirk' iSd. Art. 7 Z 3 erster Satz des Staatsvertrages von Wien 
(auch) die Gemeinden, als die kleinsten territorialen Verwaltungseinheiten, zu 
verstehen sind. Der Verfassungsgerichtshof geht dabei davon aus, dass die in 
diesem Zusammenhang in den verschiedenen authentischen Texten des 
Staatsvertrages von Wien (vgl. dessen Art. 38 Z 1) verwendeten Begriffe sehr 
allgemein und unbestimmt gehalten und in verschiedene Richtungen hin deutbar 
sind(…) (http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-site/attachments/9/8/8/CH0006/CMS11 
08400716489/g213-01ua.pdf S.25. Stand: 14.01.2001).“  
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Schon in früheren Rechtssprechungen hat der Vfgh festgehalten, dass er unter 
Verwaltungsbezirken mit gemischtsprachiger Bevölkerung Gebiete versteht, in der: 
 
“ …eine größere Zahl der dort wohnenden Personen zur Minderheit gehören 
müsse' bzw. hiefür ein 'nicht ganz unbedeutender (Minderheiten)Prozentsatz' zu 
fordern sei, und dass den diesbezüglichen Feststellungen 'bloß eine vergröberte 
statistische Erfassung zugrundezulegen' sei, wie sie sich va. aus den 
einschlägigen statistischen Erhebungen im Rahmen der Volkszählungen ergeben 
(ebd.: 24f).“  
 
Für den Vfgh sind deswegen auch schon Ortschaften, als kleinster Teil einer Gemeinde, 
ein Verwaltungsbezirk. Er argumentiert es vor allem damit, dass die Siedelung 
innerhalb einer Gemeinde, der beiden VG, unterschiedlich stark ausgeprägt ist. Vor 
allem aus der historischen Entwicklung heraus gab es immer Gemeinden mit hohem 
und mit niedrigem Anteil an slowenischsprachigen Ortschaften. Das wurde durch die 
Gemeindezusammenlegungen in den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts noch 
verstärkt, deswegen geht der Vfgh als kleinste Verwaltungseinheit von Ortschaften aus.  
 
Gegenstimmen jedoch, wie auch der Bfr selbst (vgl. Vouk, 2006: 95f), sagen, dass eine 
Ortschaft kein „Verwaltungs- und Gerichtsbezirk“ sein kann, da eine Ortschaft auch 
keine eigene Verwaltung hat, sondern durch die Gemeinde verwaltet wird. Deswegen 
soll eine Gemeinde, wenn sie gemischtsprachig ist, komplett gemischtsprachig zu 
betrachten sein, und nicht nur einzelne Teile davon. Allenfalls sollen nach dieser 
Argumentation so genannte „Altgemeinden“, wie sie vor den 
Gemeindezusammenlegungen bestanden haben, als Verwaltungseinheit gesehen 
werden.  
 
Die Definition, was unter Verwaltungsbezirken zu verstehen sei, ist unter Experten ja 
noch relativ unstrittig. Strittig ist für viele, ob der Begriff im ersten Satz des Art. 7 Z3 
des ÖStV (Amtssprache) die gleiche Bedeutung hat wie im zweiten Satz desselben 
(zweisprachige topographische Aufschriften). Vor dieser Erkenntnis war nämlich in 
Verwaltungs- und Gerichtsbezirken ein Volksgruppenanteil von 10% notwendig, um 
sich des Slowenischen vor Behörden, Ämtern und Gerichten bedienen zu dürfen. Für 
zweisprachige Ortstafeln hingegen galt die 25% Regelung.  
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Winkler sagt dazu, dass für ihn beide Materien unterschiedlich zu behandeln sind, da es 
um zwei grundsätzlich unterschiedliche Dinge geht. Bei der Frage der Amtssprache 
kommen öffentlich Ämter und Dienststellen von Bund und Land in Frage. Diese 
befinden sich in bestimmten Bezirken und Amtssprengeln. Die Frage, welche Behörden 
und Dienststellen in Betracht kommen muss daher abstrakt festgehalten werden. Im 
Gegensatz dazu kommen zweisprachige topographische Ortsnamen nur in bestimmten 
Ortschaften und in bestimmten Gemeinden (also Verwaltungsbezirken) vor. Was jetzt 
wie in Betracht kommt muss für ihn der Gesetzgeber festlegen (vgl. Winkler, 2006: 
152).  
 
Insgesamt klingt diese Ausführung von Winkler sehr weit hergeholt, um eine 
Begründung für eine unterschiedliche Auslegung der Prozentsätze bei Amtssprache und 
Ortstafeln zu finden. Tatsache ist, dass der Vgfh den Prozentsatz für beide 
Regelungsmaterien einheitlich auf 10% festgelegt hat. Für viele Kritiker dieses Urteiles 
ging der Vfgh damit aber zu weit, da der Vfgh nicht rechtsschöpferisch tätig sein sollte.  
 
Öhlinger sagt dazu, dass der Vfgh durch das Festlegen eines Prozentsatzes das Versagen 
des Gesetzgebers kompensiert hat. Er versteht auch, wenn man sich an dieser 
Vorgehensweise stößt, aber erst durch das tätig werden des Vfgh wurde Österreich 
durch diese Judikatur an den europäischen Standard des Volksgruppenschutz 
herangeführt. Vorausgesetzt natürlich, dass die Judikatur auch umgesetzt wird (vgl. 
Öhlinger, 2008: 185).  
 
Wenn auch eventuell der Vfgh seine Kompetenzen in diesem Fall überschritten hat, ist 
trotzdem festzuhalten, dass der Vfgh das höchste Gericht in Österreich ist und deswegen 
Erkenntnisse des Vfgh letztinstanzlich gültig sind.  
 
Auch Winkler sagt zu diesem Thema, dass die Urteile de facto eine weitreichende 
Rechtswirkung ausbreiten. Außerdem werden Gesetzesaufhebungen, wie in diesem Fall, 
im Gesetzblatt veröffentlicht und haben damit verfassungsrechtlich einen 
gesetzesähnlichen Rang (vgl. Winkler, 2006: 76).  
 
Wichtig wäre es aber, dass der Gesetzgeber die Judikatur des Vfgh nicht nur umsetzt, 
sondern diese auch in neuen Gesetzen beschließt. Letztendlich gelten nämlich 
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Erkenntnisse des Vfgh immer nur im konkreten Fall. Das heißt, für weitere 
zweisprachige Ortstafeln muss wieder der gleiche Weg bestritten werden. Natürlich ist 
das nicht nur mühsam, sondern widerspricht rechtsstaatlichen Grundprinzipien. Nicht 
das Vfgh soll immer entscheiden müssen, sondern der Gesetzgeber soll Vorgaben 
geben, die verfassungsrechtlich vereinbar sind. 
 
d.) Bewertung des Urteils durch den Bfr: 
 
Von vielen Seiten wurde das Urteil als Erfüllungshilfe von „radikalen slowenischen 
Forderungen“ gesehen. Dabei ging der Vfgh in seinem Urteil bei weitem nicht so weit, 
wie es sich z.B. der Bfr gewünscht hätte. In einem Artikel (Vouk: 2004) zählt er alles 
auf, was für ihn unerfüllt blieb: 
 
Er sagt, dass er immer argumentiert hat, dass den Signatarmächten des Staatsvertrages 
ein zweisprachiges Gebiet bekannt war. Dieses würde er mit dem Gebiet des 
Minderheitenschulwesens121 gleichsetzen. Demnach müsste man nur mehr feststellen 
wo zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Staatsvertrages die Kinder in beiden 
Sprachen unterrichtet worden sind und dort müsste dann überall Slowenisch als 
Amtssprache zugelassen sein sowie zweisprachige Ortstafeln angebracht werden. In 
dem Fall würde die Frage nach irgendwelchen Prozenten gar nicht mehr gestellt werden 
müssen.  
 
Ein weiterer Punkt ist das so genannte „Versteinerungsprinzip“. Der Bfr argumentierte 
mit dem Punkt, dass der ÖStV 1955 hätte umgesetzt werden müssen. Aus dem Grund 
hätten die sprachlichen Verhältnisse zu gelten, die dort damals vorlagen. Das heißt, 
dass, wenn man schon Volkszählungsergebnisse heranzieht, nur die von 1951, eventuell 
noch von 1961, zu gelten hätten. Durch den undefinierten Begriff des „längeren 
Zeitraums“ des Vfgh kann es sein, dass Volksgruppenrechte für einen Ort einmal 
gelten, und dann eventuell wieder nicht.  
 
Im Weiteren argumentierte er stets damit, dass unter „Verwaltungs- und 
Gerichtsbezirken“ Gemeinden als kleinste Verwaltungseinheit zu gelten hätten. 
Eventuell noch „Altgemeinden“, wie sie vor der Gemeindereform, zum Zeitpunkt des 
                                                 
121 Vgl. dazu Punkt 4.2: Schulbildung in Kärnten, dieser Arbeit.  
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Abschlusses des ÖStV, bestanden haben. Das heißt, dass immer die gesamte Gemeinde 
als gemischtsprachig zu gelten hätte, nicht nur einzelne Orte innerhalb der Gemeinde. 
Diese Vorgehensweise hält er schon alleine aus dem Grund praktikabel, da in kleinen 
Ortschaften mit nur 50 oder 100 Einwohnern, der Prozentsatz innerhalb weniger Jahre 
durch Geburten und Sterbefälle sehr stark variieren kann. So gesehen wäre eine 
Beurteilung ob Zweisprachigkeit vorliegt auf Gemeindeebene, eventuell noch 
Katastralgemeindenebene, viel wertfreier und konfliktfreier zu praktizieren.  
 
Als letztes sieht er es auch als vom Vfgh verfehlt an, dass unter „topographischen 
Aufschriften und Bezeichnungen“ dieser nur Ortstafeln versteht, nicht aber auch 
sämtliche anderen topographischen Bezeichnungen wie: Fluss-, Berg- und Flurnamen, 
also allem, was auf Landkarten eingezeichnet ist.  
Insgesamt sieht er den Lösungsansatz des Vfgh als wenig praktikabel an, da er auch 
neuen Konfliktstoff beinhaltet. Im Ganzen akzeptiert aber der Bfr das Erkenntnis des 
Vfgh (vgl. Vouk, 2004: 94ff).  
 
Natürlich ist der Argumentation des Bfr auch einiges abzugewinnen. Jedoch sagt der 
Bfr daneben völlig richtig, dass ein Erkenntnis des Vfgh zu akzeptieren ist und Urteile 
des Vfgh umzusetzen sind. Die Diskussionen rund um das Urteil, was die Kompetenzen 
des Vfgh usw. betrifft, sind zwar auch wichtig und in einem Rechtsstaat erlaubt, jedoch 
müssen Erkenntnisse ebenfalls umgesetzt werden, wenn man auch der Meinung ist, dass 
der Vfgh damit seine Kompetenzen überschritten hat. Der Vfgh ist nun mal das höchste 
Gericht in Österreich und damit kann gegen ein solches nicht mehr berufen werden: es 
ist letztinstanzlich gültig. In einem Rechtsstaat wie Österreich müssen Gesetze auch 
befolgt werden, wenn man glaubt, dass es ein falsches Gesetz ist. Es steht aber einem 
jeden frei, alles rechtlich erlaubte zu unternehmen, um ein solches Gesetz ändern zu 
lassen. Verstößt ein Gesetz gegen die Verfassung, so muss letztlich der Vfgh 
entscheiden, ob dasjenige zutrifft. Es werden sich immer Experten finden lassen, die 
einer gegenteiligen Meinung sind. Letztlich gilt in so einem Fall nur die Meinung des 
Vfgh. Ob diese Erkenntnis praktikabel ist, lässt sich schwer beurteilen. Ein jedes 
Erkenntnis des Vfgh ist ja nur für den Einzelfall gültig. Eine Erkenntnis sollte deswegen 
nicht als letztgültig angesehen werden, sondern vielmehr der Gesetzgeber sich dadurch 
veranlasst fühlen, die rechtliche Lage in Österreich der Erkenntnis gemäß zu ändern und 
anzupassen.  
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8 Akteure beim Ortstafelkonflikt 
 
Aufgrund des anfänglichen Literaturstudiums habe ich für mich wichtige Akteure im 
Ortstafelkonflikt bestimmt und definiert. Eingeteilt sind sie im Folgenden nach 
Politischen Akteuren, national und international, sowie zivilen Interessensverbänden. 
Laut der Netzwerkanalyse ist es dem jeweiligen Betrachter freigestellt, eine Menge an 
Akteuren zu bestimmen. Je nach Betrachtungsweise würde ein anderer Experte im 
Ortstafelkonflikt zu den von mir definierten Akteuren welche hinzufügen oder auch weg 
geben. Mir war es bei der Bestimmung jedoch wichtig nur jene zu beschreiben, die 
aufgrund der gesetzlichen Grundlagen eine Rolle spielen, oder die aufgrund ihres 
Organisationsgrades und Größe einen Einfluss auf zivilgesellschaftlicher Ebene haben.  
 
Um die Beantwortung der Frage nach der (möglichen) Wirkung des Netzwerkes rund 
um die Ortstafelfrage nicht nur laut Literatur und gesetzlichen Bestimmungen zu 
beantworten, habe ich mit einem Fachmann in dieser Frage ein Experteninterview 
durchgeführt, um meine Schlussfolgerungen damit zu verdeutlichen. Bei der Auswahl 
des Experten ging es mir vor allem darum, jemanden zu Befragen, der sich schon lange 
mit dem Thema befasst. Meine Wahl fiel auf einen Generalsekretär einer 
österreichischen NGO, die sich mit Volksgruppenangelegenheiten in Österreich befasst. 
Das Interview selbst habe ich als offenes Gespräch geführt, welches mittels eines von 
mir erstellten Leitfadens unterstützt wurde. Der Interviewpartner kannte die Fragen 
vorher nicht und wurde von mir vorweg nur über den Gesprächsverlauf und –dauer, 
sowie dem groben Themengebiet aufgeklärt. Das war mir vor allem deshalb wichtig, 
damit der befragte Experte möglichst spontan auf die Fragen antwortet und sich nicht 
schon im vorhinein Antworten zu Recht macht. Die Dauer des Gespräches war ungefähr 
90 Minuten. In den folgenden Punkten werde ich die Erkenntnisse aus der Literatur mit 
sinngemäßen oder wörtlichen Aussagen meines Interviewpartners unterstützen oder 
widerlegen. Ein Audiofile sowie ein Transskript des Interviews befinden sich in 
meinem Besitz.  
 
Natürlich ist es nicht möglich sämtliche Facetten des Ortstafelkonfliktes, sowie alle 
möglichen Ansichten wiederzugeben. Ich habe mich jedoch bemüht aus der 
Gegenüberstellung der normativen/gesetzlichen Grundlagen und der  
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analytischen/realpolitischen Gegebenheiten ein Abbild des Ortstafelkonfliktes 
wiederzugeben sowie Möglichkeiten und Auswirkungen darzustellen.   
 
8.1 Politische Akteure national 
 
Im Nachfolgenden werde ich auf die politischen Institutionen Österreichs eingehen, die 
aufgrund ihrer Stellung durch das B-VG eine Rolle im Konflikt rund um die 
Aufstellung von zweisprachigen topographischen Aufschriften in Kärnten haben. 
Interessant zu beachten ist, dass drei der fünf von mir definierten politischen Akteure in 
regelmäßigen Abständen gewählt werden. Die Mitglieder des Vfgh werden nicht 
gewählt, sondern durch Bundesregierung, Nationalrat und Bundesrat vorgeschlagen, 
und durch den Bundespräsidenten ernannt. Der Vfgh ist dadurch im politischen Prozess 
unabhängiger als die anderen gewählten Akteure, die in ihrer Vorgehensweise auch 
immer die nächsten Wahlen bedenken müssen. Der Direktor des Amtes der 
Landesregierung wird durch den LH bestellt und ist Weisungsgebunden. 
 
Zu Veranschaulichung, wie meine politischen Akteure in Österreich zusammenwirken, 
habe ich folgende Grafik erstellt und werde diese im Weiteren erklären:  
 
   Abbildung 16: Selbst erstellte Grafik: Politisches Netzwerk in Österreich.  
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a.) Die Kärntner Landesregierung 
 
Gemäß dem föderalen Prinzip der österreichischen Verfassung hat jedes Bundesland 
eine gewisse Eigenständigkeit und auch eine eigene Landesverfassung. Die 
Landesverfassung steht von der Rangfolge her jedoch unter der Bundesverfassung. In 
Kärnten wird alle fünf Jahre ein Landtag gewählt der wieder gemäß Art. 101 des B-VG 
die Landesregierung wählt. Gemäß B-VG ist der Landtag für die Gesetzgebung der 
Länder zuständig (Art. 95 Abs.1) und die Landesregierung mit der Vollziehung dieser 
Gesetze (Art. 101 Abs.1). Die Landesregierung besteht aus einem Landeshauptmann, 
einer erforderlichen Zahl an Stellvertretern sowie weiteren Mitgliedern (Art. 101 
Abs.3). Der Landeshauptmann wird vom Bundespräsidenten auf die Verfassung 
angelobt, die anderen Mitglieder vom Landeshauptmann selbst (Art. 101 Abs.4). Neben 
der Vollziehung der Landesgesetze üben der Landeshauptmann und die Mitglieder der 
Landesregierung auch die Vollziehung der mittelbaren Bundesverwaltung aus. In Art. 
102 Abs.2 des B-VG ist die unmittelbare Bundesverwaltung definiert. Der Bund kann 
laut Abs.3 jedoch auch den Landeshauptmann mit der Vollziehung betrauen. 
Zuständigkeiten des Bundes, die nicht der unmittelbaren Bundesverwaltung unterliegen, 
werden vom Land vollzogen. Die Zuständigkeit für einzelne Bereiche ist in Österreich 
eine sehr komplizierte und  wird in den Art. 10-15 des B-VG definiert. Wichtig für das 
Thema ist der Art. 11 Abs.4 des B-VG. Aus diesem ergibt sich, dass die Gesetzgebung 
in Straßenpolizeilichen Aufgaben Bundessache ist, das Land jedoch mit der 
Vollziehung betraut ist (mittelbare Bundesverwaltung). Festgelegt sind die 
Straßenpolizeilichen Aufgaben in der StVO von 1960122. Laut Art. 103 (Abs.1) ist der 
Landeshauptmann an Weisungen der Bundesregierung gebunden bei Angelegenheiten 
welche die mittelbare Bundesverwaltung betreffen. Laut Abs.3 darf er die 
Zuständigkeiten der mittelbaren Bundesverwaltung auch einem Mitglied der  
Landesregierung übertragen. Dieses Landesregierungsmitglied ist dann aber auch durch 
Weisungen des Landeshauptmannes gebunden (vgl. Lanner, 2006: 40ff).  
 
Insgesamt hat der Landeshauptmann sowohl rechtlich als auch politisch eine 
herausragende Stellung. Insgesamt erfüllt er vier Funktionen: Regierungschef, Vorstand 
des Amtes der Landesregierung, Träger der mittelbaren Bundesverwaltung und ist 
                                                 
122 Siehe Punkt 6.1 dieser Arbeit.  
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außerdem gliedstaatliches Staatsoberhaupt. Obwohl er rechtlich gesehen in der 
Landesregierung nur „primus inter pares“123 ist und deshalb den Mitgliedern der 
Landesregierung keine Weisungen geben darf, hat er faktisch eine sehr starke Position. 
Insgesamt hat er sehr große Einflussmöglichkeiten bei der Willensbildung und 
Entscheidungsfindung die sogar über die Möglichkeiten des Bundeskanzlers 
hinausgehen (vgl. Fallend, 1997: 855).  
 
b.) Amt der Landesregierung und Bezirksverwaltung 
 
Im Gegensatz zur Bundesverwaltung, wo jedem Regierungsmitglied ein Ministerium 
untersteht, haben die Mitglieder der Landesregierung keinen eigenen 
Verwaltungsapparat. Dort geschieht die Verwaltung über das Amt der Landesregierung. 
Dieses erledigt sämtliche Aufgaben der Landes-, der mittelbaren Bundes- sowie 
Auftragsverwaltung. Das Amt ist hierarchisch gegliedert und der jeweilige Vorgesetzte 
darf Weisungen erteilen. An der Spitze soll nach Art. 106 des B-VG (vgl. Lanner, 2006: 
87) ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter stehen der unter Aufsicht des 
Landeshauptmannes die Leitung überhat. An unterster Stelle des Amtes stehen die 
Bezirksverwaltungsbehörden (Bezirkshauptmannschaften und Magistrate der Städte). 
Diese übernehmen Aufgaben der Landes- und mittelbaren Bundesverwaltung (vgl. 
Fallend, 1997: 857f).  
 
Laut StVO (§94) ist die Bezirksverwaltungsbehörde auch für das Erlassen von 
Verordnungen bei straßenpolizeilichen Aufgaben, wie das Aufstellen von Ortstafeln, 
zuständig. Hierarchisch gesehen ist der Bezirkshauptmann das letzte Glied der Kette: 
Bundesregierung/-minister – Landeshauptmann – Amt der Landesregierung 
(Landesamtsdirektor) – Bezirksverwaltungsbehörde (Bezirkshauptmann). Der 
Bezirkshauptmann wird, wie auch die Position des Landesamtsdirektors, durch die 
Landesregierung ernannt, steht also der jeweils regierenden Partei sehr nahe.  
 
Auch wenn das ganze Verwaltungssystem hierarchisch gegliedert ist und die jeweils 
untere Ebene Weisungsgebunden ist, so dürfen nur Weisungen gegeben werden, die den 
Gesetzen entsprechen. Art. 18 Abs.1 des B-VG besagt: 
                                                 
123 Lateinisch für: „Erster unter Gleichen“.  
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„Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Gesetze ausgeübt 
werden ( Lanner, 2006: 49).“ 
 
Weiters steht im Art. 20 Abs.1: 
 
„Unter der Leitung der obersten Organe des Bundes und der Länder führen 
nach den Bestimmungen der Gesetze auf Zeit gewählte Organe, ernannte 
berufsmäßige Organe oder vertraglich bestellte Organe die Verwaltung. Sie sind 
den ihnen vorgesetzten Organen für ihre amtliche Tätigkeit verantwortlich und, 
soweit in Gesetzen gemäß Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist, an deren 
Weisungen gebunden. Das nachgeordnete (sic!) Organ kann die Befolgung einer 
Weisung ablehnen, wenn die Weisung entweder von einem unzuständigen Organ 
erteilt wurde oder die Befolgung gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen 
würde (ebd.: 50).“ 
 
Wichtig ist das im Hinblick auf die Neuerlassungen von Verordnungen124 über die 
Aufstellung von Ortstafeln, mit denen die Erkenntnisse des Vfgh umgangen wurden. 
Nachdem der Vfgh immer nur ein beklagtes Gesetz oder Verordnung aufhebt, sollten 
dadurch die Erkenntnisse, die zweisprachige Ortstafeln vorsahen, umgangen werden. Es 
kann nur wieder der Instanzenzug gegangen werden. Fraglich ist hier, ob eine solche 
Durchführung des Bezirkshauptmannes aufgrund einer Weisung des 
Landeshauptmannes rechtens ist, oder ob der Bezirkhauptmann die Weisung nicht 
ablehnen hätte müssen. Welche Möglichkeiten die österreichische Bundesregierung 
hätte, wenn sich der Landeshauptmann den Verordnungen oder Weisungen der 
Bundesregierung widersetzt, bespreche ich im nächsten Punkt.  
 
c.) Die österreichische Bundesregierung und die Bundesminister 
 
Die Bundesregierung ist die oberste Verwaltungsinstanz Österreichs. Art. 69 Abs.1 des 
B-VG sagt:  
 
„Mit den obersten Verwaltungsgeschäften des Bundes sind, soweit diese nicht 
dem Bundespräsidenten übertragen sind, der Bundeskanzler, der Vizekanzler 
und die übrigen Bundesminister betraut. Sie bilden in ihrer Gesamtheit die 
Bundesregierung unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers (Lanner, 2006: 75).“ 
 
                                                 
124 Stichwort: „Ortstafelverrückungen“.  
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Auch wenn der Bundeskanzler den Vorsitz führt, ist auch er nur „primus inter pares“ 
der Regierung. Folglich darf er den anderen Ministern keine Weisungen erteilen. 
Dennoch unterscheidet er sich stark von den anderen Mitgliedern, da er die 
Zusammensetzung der Regierung kontrolliert und der Bundespräsident auf seinen 
Vorschlag Mitglieder der Regierung ernennt, aber auch entlässt. Ernannt werden der 
Bundeskanzler sowie, durch dessen Vorschlag, die übrigen Mitglieder der 
Bundesregierung vom Bundespräsidenten. Die einzelnen Regierungsmitglieder 
übernehmen bestimmte Aufgaben der obersten Bundesverwaltung (Ministerialsystem). 
Nur wenige Aufgaben werden von der Bundesregierung als Kollegialorgan 
durchgeführt (vgl. Müller, 1997: 125f). 
 
Der Bundeskanzler übernimmt neben der allgemeinen Koordination der Regierung auch 
einige andere Aufgaben. Dazu gehören die Vertretung der Republik Österreich vor dem 
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof sowie die Vertretung vor internationalen 
Gerichtshöfen. Daneben sind im Bundeskanzleramt mehrere Sektionen beheimatet. Eine 
davon ist derzeit (Regierung Faymann I.) die Sektion für Volksgruppenangelegenheiten 
(vgl. Bundeskanzleramt: http://www.austria.gv.at/site/3440/default.aspx Stand: 
18.2.2009).  
 
Wie im vorigen Punkt beschrieben, bildet im hierarchischen System der öffentlichen 
Verwaltung in Österreich die Bundesregierung, und die jeweils mit der Vollziehung 
betrauten Minister, die Spitze der Pyramide. Die Bundesregierung darf dem jeweiligen 
Landeshauptmann, oder dem Mitglied der Landesregierung, Weisungen und 
Verordnungen geben die zu befolgen sind, wenn es die mittelbare Bundesverwaltung 
betrifft. Werden sie nicht befolgt, kann laut Art. 142 Abs.1 des B-VG Anklage wegen 
einer „erfolgten schuldhaften Rechtsverletzung“ erhoben werden. Der Vfgh hat über die 
Anklage zu befinden.  
 
Der Art. 142 Abs.2 e) sagt genau, dass Anklage gegen den Landeshauptmann oder 
einem Mitglied der Landesregierung erhoben werden kann wenn: 
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„...gegen einen Landeshauptmann, dessen Stellvertreter (Art. 105 Abs. 1) oder 
ein Mitglied der Landesregierung (Art. 103 Abs. 2 und 3) wegen 
Gesetzesverletzung sowie wegen Nichtbefolgung der Verordnungen oder 
sonstigen Anordnungen (Weisungen) des Bundes in Angelegenheiten der 
mittelbaren Bundesverwaltung, wenn es sich um ein Mitglied der 
Landesregierung handelt, auch der Weisungen des Landeshauptmannes in 
diesen Angelegenheiten: durch Beschluss der Bundesregierung (Lanner, 2006: 
107);“ 
 
Das heißt, dass die Bundesregierung die Möglichkeit hat bei offensichtlicher 
Rechtsverletzung durch den Landeshauptmann eine so genannte Ministerialanklage zu 
erheben. Der Vfgh hätte über die Zulässigkeit einer solchen Anklage zu befinden. 
Wichtig ist dieser Punkt dahingehend, dass ja die Nichterfüllung von Erkenntnissen des 
Vfgh eine Rechtsverletzung darstellt. Die Aufhebung und Neuerlassungen von 
Verordnungen, um die Erkenntnisse zu umgehen, könnte aber auch eine 
Rechtsverletzung darstellen.  
 
Wenn es zu einer Anklage kommt, würde die Verurteilung der beklagten Person über 
ein Erkenntnis des Vfgh erfolgen (Art. 142 Abs.4 des B-VG). Die Konsequenzen einer 
Verurteilung reichen vom Verlust des Amtes bis zum Verlust der politischen Rechte in 
„besonders erschwerenden Fällen“.  
 
Wichtig ist hier die Frage, warum es noch zu keiner Anklage gekommen ist, wenn es 
offensichtlich zu Rechtsverletzung von Seiten der Kärntner Landesregierung sowie des 
Kärntner Landeshauptmannes gekommen ist. Wenn es eine Rechtsverletzung ist, wäre 
dies noch immer der einfachste und beste Weg, da der unabhängige Vfgh aufgrund der 
österreichischen Verfassung über eine solche Rechtsverletzung zu befinden hätte.  
 
d.) Der österreichische Bundespräsident 
 
Der Bundespräsident ist im österreichischen politischen System die einzige Funktion 
die aufgrund des unmittelbaren, geheimen und persönlichen Wahlrechtes direkt vom 
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Bundesvolk gewählt wird125 (Art. 60 Abs.1 B-VG). Alle anderen Funktionen auf 
Bundes- und Landesebene werden indirekt durch die Wahl des Nationalrates, Landtages 
oder Gemeinderates gewählt.  
 
Verfassungsrechtlich hat der Bundespräsident eine Reihe von Rechten, die in der Praxis 
nie oder kaum angewandt werden. Seine wichtigste Funktion ist wohl die Ernennung 
des Bundeskanzlers sowie, auf dessen Vorschlag, die übrigen Regierungsmitglieder. Er 
hat auch das Recht ein Regierungsmitglied abzulehnen, was auch schon einmal vorkam. 
Weiters gelobt er auch den Landeshauptmann auf die Bundesverfassung an.  
 
Wichtig ist der Bundespräsident in zweierlei Hinsicht. Einerseits wird er im politischen 
Leben als moralische Instanz gesehen, die sich auch zu Wort melden soll, wenn es zu 
offensichtlichen Rechtsverletzungen und dergleichen kommt. Weiters ist eine 
Kompetenz des Bundespräsidenten die Exekution von Erkenntnissen des Vfgh. Der Art. 
146 Abs.2 des B-VG sagt:  
 
„Die Exekution der übrigen Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes liegt 
dem Bundespräsidenten ob. Sie ist nach dessen Weisungen durch die nach 
seinem Ermessen hiezu beauftragten Organe des Bundes oder der Länder 
einschließlich des Bundesheeres durchzuführen. Der Antrag auf Exekution 
solcher Erkenntnisse ist vom Verfassungsgerichtshof beim Bundespräsidenten zu 
stellen. Die erwähnten Weisungen des Bundespräsidenten bedürfen, wenn es 
sich um Exekutionen gegen den Bund oder gegen Bundesorgane handelt, keiner 
Gegenzeichnung nach Art. 67 (Lanner, 2006: 108).“ 
 
Warum es dazu nicht gekommen ist, dürfte daran liegen, dass Bundesregierung ja eine 
neue Verordnung (Topographieverordnung-Kärnten BGBl. II 245/2006) erlassen und 
damit formal die Erkenntnis erfüllt hat. Umgesetzt wurde die Verordnung dennoch 
nicht. Davor kam es Jahr in den Jahren nach der Entscheidung des Vfgh vom 
13.12.2001 zunächst zur Aufstellung neuer Ortstafeln, Erlassung neuer Verordnungen 
um zweisprachige Ortstafeln zu verhindern, die Anbringung von kleinen 
Zusatzschildern mit dem Volksgruppennamen unter der Ortstafel sowie das 
hineinmontieren dieser Zusatztafeln in die Ortstafel (siehe Abb. 17 u. 18). Insgesamt 
eine Vielzahl von Versuchen um die Erkenntnisse des Vfgh zu umgehen. Durch die 
                                                 
125 Abgesehen von der Bürgermeisterdirektwahl in einigen Bundesländern. Das ist im Art. 117 Abs.6 des 
B-VG seit 1996 geregelt. Die Bürgermeisterdirektwahl muss in den Landesverfassungen verankert 
werden und gilt derzeit in sechs Bundesländern (nicht in der Steiermark, Niederösterreich und Wien).  
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Nennung der beklagten Orte in der Neufassung der Topographieverordnung im Jahre 
2006 wurden zwar die Erkenntnisse des Vfgh erfüllt, aber die Bundesregierung trachtet 
nicht danach, dass diese auch umgesetzt werden. Realpolitisch ist es in Österreich wohl 
auch nur schwer vorstellbar das der Vfgh den Bundespräsidenten mit der Exekution der 
Erkenntnisse betraut und dieser z.B. das Bundesheer mit der Umsetzung beauftragt. 
Wichtiger wäre es von Seiten des Bundespräsidenten wohl, wenn er seine moralische 
Verantwortung in dieser Sache einnehmen würde und die Einhaltung sowie die 
Umsetzung von Vfgh Erkenntnissen einmahnt.  
 
                           Abbildung 17: Ortstafel mit Zusatzschild unter der Ortstafel.  
                           Copyright: Novice. 
 
                           Abbildung 18: Ortstafel mit Zusatzschild in der Ortstafel.  
                           Copyright: Novice. 
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e.) Der österreichische Verfassungsgerichtshof 
 
Am Anfang war der Verfassungsgerichtshof mit der Gründung der Republik Österreich 
und der Verabschiedung des B-VG von 1920 sehr schwach. Seine Kompetenz wurde im  
Ausgleich zwischen Bund und Ländern gesehen. In der Praxis wurde er auch oft 
Schiedsrichter zwischen den Großparteien. Nach dem Zusammenbruch des 
Parteienkonsenses wurde das aber obsolet. Mit der Verfassungsnovelle von 1929 wurde 
die heutige Praxis der Vorschläge für die Bestellung der Mitglieder gegenüber dem 
Bundespräsidenten auf Nationalrat, Bundesrat und Bundesregierung aufgeteilt. 
Außerdem soll das Amt des Verfassungsrichters im Neben-, und nicht nur im 
Hauptberuf, ausgeübt werden (vgl. Welan/Noll, 1997: 162f).  
 
Im Art. 147 Abs.1 ist die Zusammensetzung des Vfgh geregelt. Dieser besteht aus dem 
Präsidenten, Vizepräsidenten, zwölf Mitgliedern sowie sechs Ersatzmitgliedern. Von 
diesen werden sechs Mitglieder und drei Ersatzmitglieder von der Bundesregierung 
nominiert, drei Mitglieder und zwei Ersatzmitglieder nominiert der Nationalrat sowie 
drei Mitglieder und ein Ersatzmitglied der Bundesrat.  
 
Das B-VG weißt dem Vfgh mehrere Aufgaben zu. Diese sind: 
 
• Rolle eines Schiedsrichters, 
• Hüter der Verfassung und 
• Garant für die durch die Verfassung den Staatsbürgern eingeräumten Rechte.  
 
Die Kompetenzen des Vfgh sind in den Art. 137-148 des B-VG aufgelistet. Wichtig für 
den Ortstafelstreit ist der Art. 144 Abs.1: die Möglichkeit einer Bescheidbeschwerde. 
Laut diesem Art. wurde die Beschwerde eingereicht, die das Ortstafelerkenntnis vom 
13.12.2001 zur Folge hatte. Wie schon ausgeführt, wurde die Beschwerde zwar 
abgewiesen, hatte aber ein Verordnungsprüfverfahren laut Art. 139 Abs.1 und die 
Prüfung der zugrunde liegenden Gesetze laut Art. 140 Abs.1 zur Folge. Das hatte die 
Aufhebung von Teilen des VGG und der Topographieverordnung von 1977 zur 
Folge126.  
                                                 
126 Siehe Punkt 7.2 dieser Arbeit.  
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Ob es eine Zuständigkeit in dem Fall gab, oder nicht, ist umstritten127. Jedenfalls kam es 
zu der Erkenntnis und ist, da der Vfgh das letzte Glied in der Rechtssprechung ist, auch 
einzuhalten.  
 
Seit dem „Ortstafelkenntnis“ wurde der Vfgh wiederholt von mehreren Seiten kritisiert, 
diffamiert und beleidigt. Dazu äußerte er sich auch im „Tätigkeitsbericht des 
Verfassungsgerichtshofes 2001“ vom 15.03.2002 (http://www.vfgh.gv.at/cms/vfgh-
site/attachments/9/9/7/CH0011/CMS1106834594311/taetigkeit2001.pdf Stand: 
21.02.2009). Darin sieht der Vfgh sich unter Punkt 1 veranlasst auf die „zum Teil 
gehässigen, zum Teil unsinnigen Behauptungen“ Stellung zu nehmen. Darin heißt es, 
dass es auch schon früher von politischen Gruppierungen zu der Behauptung gekommen 
ist, dass der Vfgh falsch handelt. Neu sei aber die Wortwahl die über eine sachliche 
Kritik weit hinausgeht. Besonders wichtig in dieser Stellungnahme ist Punkt 1.2 auf 
Seite 3. Darin heißt es:  
 
„Der äusserst (sic!) subtile Begriff der "absoluten Nichtigkeit" wurde grob 
missbraucht. Die Auffassung, ein politisch inopportuner Akt des 
Verfassungsgerichtshofes sei absolut nichtig, wenn sich nur ein Gutachter finden 
lässt, der den Akt für rechtlich verfehlt hält, bedeutet aber nicht nur einen 
"Fußtritt für den Rechtsstaat", sondern könnte genauso gut auch als Theorie für 
einen Staatsstreich dienen.“ 
 
Das ist eine sehr harte Kritik und Ansicht des Vfgh, spiegelt aber den Umgang mit dem 
Vfgh der letzten Jahre wieder. Wie ich auch unter Punkt 7.4 versucht habe darzustellen, 
gibt es auch unter Experten unterschiedliche Meinungen zu den Kompetenzen des Vfgh 
und ob er so vorgehen hat dürfen wie er es getan hat. Dazu sagt auch der Vfgh in Punkt 
1.7 des Tätigkeitsberichtes:  
„Immer wieder werden Rechtsgutachten und in anderer Weise auftretende 
Expertenmeinungen gegen Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes (wie im 
Übrigen auch gegen solche des Verwaltungsgerichtshofes und des Obersten 
Gerichtshofes) ins Treffen geführt. Unterschiedliche Auffassungen zu 
schwierigen Rechtsfragen wird es immer wieder geben. Umso bedeutender ist 
die Rolle des Verfassungsgerichtshofes als letztlich entscheidendes Organ. Seine 
von 14 Richtern gefassten Entscheidungen sind eben nicht bloße Lehrmeinungen 
unter vielen, sondern haben gerade die Funktion, zwischen unterschiedlichen 
möglichen Positionen zu entscheiden.“  
 
                                                 
127 Die Frage dazu habe ich im Punkt 7.4 erörtert.  
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Hier gibt der Vfgh die wichtige Tatsache wieder, dass es nun mal auch bei juristischen 
Sachverhalten die unterschiedlichsten Meinungen geben kann. Um Differenzen 
auszuräumen, und diese möglichst unabhängig zu betrachten, gibt es die Institution 
eines Vfgh. Sich „Expertenmeinungen“ oder „unabhängigen Gutachten“ zu bedienen ist 
in den letzten Jahren, z.B. auch im Zusammenhang mit dem Vertrag von Lissabon, sehr 
beliebt geworden. Dadurch erhoffen sich manche „Experten“ einen Popularitäts- und 
Bekanntheitsschub. Unterschiedliche Meinungen sind ja auch willkommen und auch 
Diskussionen sollten erlaubt sein, aber im Rechtsstaat sollte die letzte Entscheidung 
beim Vfgh liegen. Keinesfalls darf dieser diffamiert oder als inkompetent bezeichnet 
werden nur weil jemandem eine Entscheidung nicht passt. Die Grundlage für 
Erkenntnisse sollte die herrschende Rechtslage und die Interpretation durch den Vfgh 
sein und nicht die Meinung einzelner Gruppen und Personen.  
 
Bei den Kompetenzen des Vfgh ist auch der Art. 145 interessant. Laut diesem könnte 
der Vfgh auch über die Verletzung von Völkerrecht erkennen, wenn es über die 
Durchführung und Bestimmungen ein eigenes Bundesgesetz gäbe. Jedoch ist ein 
solches Bundesgesetz bis heute nicht erlassen worden (vgl. Lanner, 2006: 108). 
Interessant wäre eine solche Möglichkeit auch für die Volksgruppen, da sie dann eine 
Aussicht hätten, Verpflichtungen Österreichs aus völkerrechtlichen Verträgen in 
Österreich einzuklagen.  
 
Die Autoren Welan/Noll schreiben in ihrem Artikel, dass die Entscheidungspraxis des 
Vfgh keine parteipolitische Schlagseite zeigt. Die Entscheidungen seien zwar 
notwendigerweise politisch, aber nicht parteipolitisch (vgl. Welan/Noll, 1997:172).  
 
Meiner Meinung nach kann auch das „Ortstafelerkenntnis“ so gesehen werden, da es ja 
keiner politischen Partei genützt hat. Vielmehr standen in dieser Frage die Grundrechte, 
insbesondere die Rechte einer VG, im Vordergrund. Er erfüllte hier seine Aufgabe ein 
Garant für die staatsbürgerlichen Rechte zu sein.  
 
Negativ beim österreichischen Verfassungsrechts ist es, dass laut §82 Abs. 2 (1) der 
Geschäftsordnung des Nationalrates (http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe? 
QueryID=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000576 Stand: 17.2.2009) Verfassungs-
gesetze erlassen werden können, wenn mindestens die Hälfte der Abgeordneten 
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anwesend ist und von denen zwei Drittel dafür stimmen. Wird eine „Lösung“ der 
Ortstafelfrage in den nächsten Jahren gefunden und kommt diese in Verfassungsrang, so 
könnte der Vfgh in dieser Frage nicht mehr konsultiert werden.  
 
8.2 Politische Akteure international 
 
Bei den internationalen politischen Akteuren habe ich versucht die relevantesten Staaten 
sowie die wichtigsten internationalen Organisationen, denen auch Österreich angehört, 
darzustellen. Die UNO habe ich hier bewusst weg gelassen, da der Volksgruppenschutz 
im Rahmen der UNO nicht sehr weit gereift ist und speziell für mich in der Frage von 
zweisprachigen topographischen Aufschriften keine Rolle spielt. Die EU habe ich 
wieder bewusst aufgenommen, obwohl der Volksgruppenschutz im Rahmen der EU 
auch nicht sehr hoch gehalten wird. Für die EU war es jedoch auch im Rahmen der EU-
14 Sanktionen gegen Österreich wichtig, bei der Überprüfung Österreichs durch die drei 
Weisen die Situation der Volksgruppen in Österreich zu bewerten.  
 
a.) Signatarstaaten des ÖStV von 1955  
 
Welchen Einfluss die Signatarstaaten heute noch auf den Ortstafelkonflikt nehmen 
könnten ist umstritten. Unter Punkt 4.4 dieser Arbeit habe ich den Art. 7 des ÖStV 
schon etwas näher beleuchtet. Unter Punkt 7.5 bin ich auf die Auslegung des Art. 7 
durch den Vfgh eingegangen. Unbestritten bildet der Art. 7 Abs.2 den wichtigsten 
Rechtsanspruch für zweisprachige topographische Aufschriften in Österreich. Den 
Einfluss den die Signatarstaaten darauf nehmen könnten muss unter zwei 
Gesichtspunkten gesehen werden.  
 
Zum einem ist der ÖStV ein völkerrechtlicher in dem die Signatarstaaten gegenseitige 
Verpflichtungen eingegangen sind. Nach dem österreichischen „Prinzip der generellen 
Transformation von völkerrechtlichen Verträgen“ haben völkerrechtliche Verträge die 
im Bundesgesetzblatt publiziert worden sind den Rang von Gesetzen, sind also direkt 
anwendbares Recht Zum anderem wurden die Absätze 2, 3 und 4 des Art. 7 in 
Verfassungsrang gehoben und sind daher grundlegendes Recht in Österreich (vgl. 
Hafner, 2005: 796). 
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Aufgrund dessen konnte auch eine Klage beim Vfgh eingereicht werden. Und dieser 
Verfassungsrang macht den Art. 7 so bedeutend. Das völkerrechtliche Wesen des 
Vertrages ist zwar auch nicht unbedeutend, jedoch viel schwerer umsetzbar oder 
anwendbar als Verfassungsrecht.  
 
Als völkerrechtlicher Vertrag ist der ÖStV grundsätzlich dem völkerrechtlichen 
Vertragsrecht unterworfen. Heute ist hier wohl das wichtigste Übereinkommen die 
Wiener Vertragsrechtskonvention von 1969. Nachdem der ÖStV davor unterzeichnet 
wurde kann diese auf den ÖStV aber nicht angewendet werden. Daher gilt für diesen 
das völkergewohnheitsrechtliche Vertragsrecht, das jedoch sehr schwierig erkennbar 
und anwendbar ist. Seit der Unterzeichnung des ÖStV haben sich sehr grundsätzliche 
politische Veränderungen in Europa vollzogen. Nicht mehr alles im ÖStV hat oder muss 
heute noch eine Geltung haben. Sie können nichtig, beendet oder durch neue Normen 
verdrängt oder obsolet geworden sein (vgl. ebd.: S. 758ff).  
 
Weiters wichtig ist die Änderung der politischen Landkarte Europas. Die Sowjetunion, 
Tschechoslowakei und Jugoslawien sind aufgelöst und in neuen Staaten aufgegangen. 
Alle die aufgelösten Staaten haben auch den ÖStV mit unterzeichnet. Besonders 
Slowenien zeigte von Anfang an ein starkes Interesse, im Hinblick auf den Art. 7, als 
Rechtsnachfolger von Jugoslawien im ÖStV zu gelten. Laut derzeitiger 
völkerrechtlicher Praxis muss ein Staat bei mulilateralen Verträgen eine 
Sukzessionserklärung128 betreffend den jeweiligen Vertrag abgeben. Österreich 
bestreitet dieses Recht für Slowenien. Slowenien seinerseits hat sogar eine 
verfassungsrechtliche Bestimmung, an die Verträge des Gebietsvorgängers gebunden zu 
sein. Diese einseitige Erklärung hat völkerrechtlich jedoch keine Auswirkung. Hafner 
kommt zu dem Schluss, dass der Staatsvertrag eine Vielzahl an Veränderungen 
durchgemacht hat und auch einige seiner Vertragspartner und Bestimmungen eingebüßt 
hat. Eine eindeutige Aussage, ob Slowenien als Rechtsnachfolger gilt lässt sich aber 
nicht machen (vgl. Hafner, 2005: 778ff und Matscher, 2005: 815f).  
 
Innerstaatlich bleibt trotzdem die Tatsache, dass Art. 7 Abs.2 Verfassungsrang hat.  
 
                                                 
128 Erklärung über die Rechtsnachfolge von Verträgen eines erloschenen Staates.  
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Auf die österreichische Verfassung kann Slowenien keinen Einfluss nehmen. Eine 
Einflussnahme wäre nur nach Art. 35 des ÖStV129 möglich. Dieser sieht einen 
Mechanismus für Vertragsauslegungen vor. Dazu ist es bis jetzt allerdings noch nie 
gekommen. Jugoslawien hat in vielen Erklärungen auf die Nichterfüllung der 
staatsvertraglichen Verpflichtungen hingewiesen, dass besonders ab dem Jahre 1974. Im 
Jahre 1977 zeichnete sich dann auch eine Befassung der UN-Generalversammlung ab, 
dazu ist es aber letztlich nicht gekommen. Wie schon ausgeführt möchte Slowenien in 
die Rechtsnachfolge des ÖStV, oder gemäß Art. 37130 des ÖStV beitreten. Das würde es 
Slowenien ermöglichen den Mechanismus nach Art. 35 in Gang zu setzen. Das Recht 
zum Eintritt in den ÖStV wird aber, wie ausgeführt, bestritten (vgl. ebd.: 816f).  
 
Anders verhielt es sich bei der Russischen Föderation. Österreich hoffte anfänglich auch 
Russland als Nachfolgestaat des ÖStV eliminieren zu können. Das hat sich letztlich 
jedoch nicht durchgesetzt und Österreich schloss sich der allgemein von den anderen 
Staaten praktizierten Meinung an, dass die Russische Föderation als 
Völkerrechtssubjekt mit der Sowjetunion gleichzusetzen ist. So gilt die Russische 
Föderation auch heute noch als Vertragspartner des ÖStV und Österreich hat mit 
Russland ein dementsprechendes Abkommen, über den Weiterbestand von Verträgen, 
unterzeichnet (vgl. Hafner, 2005: 777f).  
 
Aber weder Russland, noch eine andere einstige alliierte Besatzungsmacht in Österreich 
haben jemals Ambitionen gezeigt, durch den Art. 35 ÖStV die Ortstafelproblematik zu 
lösen. Grund dafür könnte sein, dass jedes dieser Länder eigene „Probleme“ mit ihren 
Minderheiten hat, die teilweise auch ungelöst sind. Durch die Einmischung in den 
Konflikt eines anderen Landes würde es deshalb nur die Diskussion im eigenen Land 
über Minderheiten fördern. Festzuhalten aus der Literatur ist auch, dass bei der 
Ausarbeitung des Art. 7 die Alliierten Mächte nie besondere Ambitionen gezeigt haben, 
sondern das daran vor allem Jugoslawien interessiert war. So wird es vermutlich nie zu 
einer Vertragsauslegung laut Art. 35 kommen.  
Interessant dazu ist die Meinung des von mir befragten Experten in der 
Ortstafelproblematik. Er sagt, dass die Signatarstaaten des ÖStV recht unterschiedliche 
                                                 
129 Darauf bin ich im Punkt 7.5 näher eingegangen.  
130 Möglichkeit des Beitrittes zum ÖStV, wenn das betreffende Land sich am 8.5.1945 mit Deutschland in 
Kriegszustand befunden hat. Da Slowenien nicht existent war, wird dieses Recht bestritten.  
Akteure beim Ortstafelkonflikt 
 
 
- 184 -   
Interessen verfolgen. Einige sind EU Mitglieder, dann sind wieder die russische und die 
amerikanische Einflusssphäre zu berücksichtigen. Außerdem ist es nicht so, dass es 
Staaten wie Russland überhaupt nicht interessiert, oder sie das Thema nicht für sich zu 
gebrauchen wissen. So ist er in Kenntnis darüber, sagt der Experte im Interview, dass 
dieses Thema im Rahmen eines EU Ausschusses des Kontaktkomitees EU-Russland, 
wo es um die Tschetschenen ging, von Russland angesprochen wurde. Sinngemäß 
wurde gesagt, dass es EU Staaten gibt, die Staatsverträge bzw. Verfassungsrecht nicht 
umsetzen und man zuerst bei sich selbst schauen sollte, bevor man andere kritisiert131.  
 
Wie an diesem Beispiel zu erkennen ist, tut sich Österreich sicherlich schwer andere 
Länder in Menschen- und Minderheitsfragen zu kritisieren, wenn es selbst nicht alles 
unternimmt um die rechtlichen Voraussetzungen, die es selbst hat, umzusetzen. 
Natürlich kann der Konflikt in Tschetschenien nicht mit Kärnten verglichen werden, 
dennoch könnte Österreich in diesen Fragen eine Vorreiterrolle einnehmen und dadurch 
international bei diesen Themen stärker auftreten.  
 
Zum Art. 35 des ÖStV sagt der Experte, dass er es nicht für klug finden würde, diesen 
Weg zu beschreiten: 
 
 „Man muss sich ja bewusst sein, dass der Staatsvertrag nicht einfach irgendein 
Vertragswerk darstellt sondern die Grundlage der zweiten Republik ist. 
Beispielsweise sind auch die Grenzen darin festgelegt, die Staatlichkeit 
festgelegt, und ähnliches. Und das in Frage zu stellen wegen irgendwelcher 
Aufschriften wäre ja nicht gerade klug.“ 
 
b.) Europäische Union 
 
Wie ich schon im Punkt 5.2 dargestellt habe, bietet die EU für Minderheiten nicht 
wirklich viele Schutzbestimmungen und überlässt den Minderheitenschutz den 
einzelnen Mitgliedsstaaten, die diesen ja recht unterschiedlich auslegen. Einzig 
Diskrimminierungsverbote sind in den Verträgen festgeschrieben. Auch lässt sich aus 
den geltenden Bestimmungen keine Möglichkeit erkennen, wie die EU in den 
Ortstafelkonflikt eingreifen könnte, oder wie sich die Volksgruppen in Österreich an die 
                                                 
131 Diese Aussage meines Experten habe ich nicht näher geprüft, sondern vertraue meiner Quelle als 
Fachmann.  
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EU wenden könnten. Warum ich die EU als Akteur aufgenommen habe hat mehrere 
Gründe. Zum einem sind Österreich sowie Slowenien Mitglieder der EU und gehören 
beide dem Schengenabkommen an. Schon alleine dadurch hat sich die Sichtweise vieler 
Menschen auf das Thema verändert. Eine Beanspruchung des Gebietes wie es zuletzt 
nach dem zweiten Weltkrieg geschehen war, ist heute nicht mehr gegeben. Auch die 
kommunistische Gefahr, die lange Zeit beschwört wurde, ist durch den Zerfall 
Jugoslawiens vorbei. Weil beide Staaten Mitglieder sind, könnte die Nichterfüllung des 
Staatsvertrages doch einmal auf EU-Ebene ein Thema werden. Derzeit sieht es jedoch 
nicht danach aus und beide sind an guten wirtschaftlichen bilateralen Beziehungen 
interessiert.  
 
Zum anderem wurde die Situation der Minderheiten in Österreich schon einmal durch 
die EU geprüft. Nachdem am 4. Februar 2000 eine Regierung unter der ÖVP mit 
Beteiligung der FPÖ angelobt wurde, kam es zu „Sanktionen der EU-14“ gegen 
Österreich (vgl. Schönborn, 2005: 53ff).  
 
Nachdem für die EU-14 die Sanktionen nicht so zielführend waren, und das Ziel, die 
FPÖ von der Regierungsbildung wegzubringen nicht gelang, wurde eine Möglichkeit 
gesucht die Sanktionen aufzugeben, aber trotzdem das Gesicht zu wahren. Daraufhin 
wurde der damalige portugiesische Ratsvorsitzende damit beauftragt, den Präsidenten 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte darum zu bitten, drei 
Persönlichkeiten zu nominieren die den Umgang Österreichs mit den europäischen 
Werten, Minderheitenrechten, Immigranten, Flüchtlingen sowie der politischen Natur 
der FPÖ zu untersuchen. Dieser so genannte „Weisenrat“ bestand aus: Jochen Frowein, 
Martti Athisaari und Marcelino Oreja Agguirre. Aufgrund von persönlichen Gesprächen 
sowie durch übermittelte Unterlagen erstellten sie einen 33 Seiten langen Bericht dem 
sie am 8.September 2000 dem französischen Ratspräsidenten übergaben (vgl. ebd.: 
68ff). 
 
Die derzeitige Kärntner Landesregierung sieht den Bericht der drei Weisen als Beweis 
an, wie vorbildlich der Minderheitenschutz in Kärnten ist (vgl. http://www.ktn.gv.at/? 
SIid=274 Stand: 20.2.2009).  
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Wenn man sich den „Weisenbericht“ jedoch durchliest sieht man, dass im Prinzip nur 
die rechtlichen Grundlagen begutachtet wurden, nicht jedoch wie diese rechtlichen 
Grundlagen umgesetzt wurden. Von den Kärntner Ortstafeln ist keine Rede, sondern nur 
von der gerade durchgeführten Aufstellung der zweisprachigen Ortstafeln im 
Burgenland. Zum Minderheitenschutz gesamt sagt der Bericht:  
 
„Das österreichische Rechtssystem hat einen besonderen Schutz für die in 
Österreich lebenden Minderheiten geschaffen. Dieser Schutz besteht auf 
Verfassungsebene. Der den in Österreich lebenden Minderheiten durch das 
österreichische Rechtssystem gewährte Minderheitenschutz reicht weiter als der, 
der in vielen anderen europäischen Staaten gewährt wird (Schönborn, 2005: 
397).“  
 
Wie mir auch ein Experte in Minderheitenfrage bei einem Interview versicherte, ist an 
der österreichischen Rechtslage auch wenig auszusetzen. Aber es nützen die besten 
Gesetze nichts, wenn sie nicht dementsprechend umgesetzt werden. Und die Umsetzung 
wurde von den drei Weisen nicht untersucht.  
 
Insgesamt kann die EU wohl nur als untergeordneter Akteur im Ortstafelkonflikt sein. 
Direkte Zuständigkeit hat die EU in Minderheitenfragen nicht und lassen diese 
Angelegenheiten von den Mitgliedsstaaten nach dem Subsidiaritätsprinzip lösen. 
Einzige Möglichkeit um hier tätig zu werden wäre wohl nur als Vermittler zwischen 




Der Europarat ist eine 1949 gegründete internationale Organisation mit 47 
Mitgliedsstaaten, die mehrere Instrumentarien hat um Menschenrechte und auch die 
Rechte von nationalen Minderheiten zu schützen und zu bewahren. Sitz des Europarates 
ist Straßburg, wo auch der EGMR angesiedelt ist, der für die Überwachung der EMRK 
zuständig ist. An diesen kann sich eine jede natürliche oder juristische Person, aber auch 
Organisation wenden. Österreich trat dem Europarat 1956 bei.  
 
Wichtig für das Thema dieser Arbeit sind die beiden von mir unter Punkt 5.4 
beschrienen Übereinkommen, denen auch Österreich beigetreten ist: „Die europäische 
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Charta der Regional- oder Minderheitensprachen“ und das „Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten“.  
 
In beiden Abkommen sind keine Klagemöglichkeiten vorgesehen, sondern ein bloßes 
Monitoring. So müssen die Mitgliedsstaaten bei der Sprachencharta alle drei, und beim 
Rahmenübereinkommen alle fünf Jahre einen Bericht vorlegen. Der Europarat beurteilt 
die Umsetzung der Abkommen jedoch nicht nur aufgrund der staatlichen Berichte, 
sondern sammelt auch sonstige Informationen oder Berichte nichtstaatlicher 
Organisationen ein. Diese werden dann im Sachverständigenausschuss bei der 
Sprachencharta, und im beratenden Ausschuss beim Rahmenübereinkommen, geprüft. 
Für die Prüfung der Berichte sind auch angekündigte Besuche in den jeweiligen Staaten 
bei staatlichen, aber auch nichtstaatlichen Organisationen relevant, um sich ein aktuelles 
und umfassendes Bild von der Lage der Volksgruppen zu machen. Wenn die Berichte 
erstellt wurden, können die jeweiligen Staaten noch Stellungnahmen dazu abgeben. 
Tichy räumt ein, dass dieses Monitoring natürlich keinen Ersatz für individuelle oder 
auch kollektive Klagemöglichkeiten darstellt. Aber er sieht diese als guten Gradmesser, 
wie es um die Volksgruppen in Österreich aussieht. Ganz klar sind diese Berichte, die 
auch veröffentlicht werden müssen, Indikatoren für die Menschenrechte in Österreich 
(vgl. Tichy, 2008: 746ff).  
 
Die von Österreich vorgelegten Berichte und die daraus resultierenden Empfehlungen 
des Europarates sind auf der Homepage des Bundeskanzleramtes unter: Fachinhalte 
Volksgruppen, nachzulesen (http://www.austria.gv.at/site/3440/default.aspx Stand: 
18.01.2009).  
 
Beide Abkommen sind nicht direkt anwendbar, also „self executing“, sondern sie 
bedürfen einer Ausführungsgesetzgebung um den Sinn dieser Staatsverträge zu erfüllen. 
Deswegen hat der Nationalrat für beide Staatsverträge beschlossen, dass für die 
Erfüllung dieser die Erlassung von Gesetzen nach Art. 50 Abs.2 des B-VG notwendig 
ist132.  
 
Unter Punkt 5.3 dieser Arbeit bin ich schon etwas näher auf die Berichte Österreichs 
und die Empfehlungen des Europarates eingegangen. Wichtig und interessant ist zu 
                                                 
132 Siehe dazu die Verträge im Wortlaut im Rechtsinformationssystem des Bundeskanzleramtes.  
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sehen, was diese Empfehlungen und Stellungnahmen des Europarates den 
österreichischen Volksgruppen bringen. Auf den ersten Blick erscheint es als ein recht 
zahnloses und nicht ziel führendes Instrument. Rechtliche Konsequenzen bei der 
Nichterfüllung dieser Abkommen sind ja nicht vorgesehen.  
 
Mein befragter Experte weißt hier aber darauf hin, dass es sich Staaten wie Österreich 
nicht auf Dauer leisten werden wollen, immer wieder wegen der gleichen Dinge vom 
Europarat kritisiert zu werden. Insgesamt sieht er die beiden Abkommen und das 
Monitoring jedoch positiv. Er sagt dazu:  
 
„Es ist halt langwierig und die Staatenberichte als solche werden natürlich 
geschönt und die Einbindung in die Entstehung dieser Berichte ist nicht 
gegeben. Es gibt dann eben NGO Berichte die an die Expertengremien gehen, 
und die Berichte und Resolutionen des Europarates. Zur Situationen in 
Österreich sind ja sehr gut und detailliert und darüber hinaus sind aufgrund 
dieses Minimalstandards eine Vergleichbarkeit auf europäischer Ebene der 
Minderheitenschutzbestimmungen gegeben, was auch langfristig interessant 
ist.“   
 
Natürlich wäre es für die Volksgruppen besser wenn in den Verträgen die Möglichkeit 
vorgesehen wäre, dass sie sich direkt an z.B. den EGMR wenden könnten um die 
Umsetzung der Abkommen überprüfen, und eine Verurteilung möglich zu machen. aber 
solche multilateralen Abkommen müssen immer als kleinster gemeinsamer Nenner 
gesehen werden. Wären darin Sanktionsmaßnahmen vorgesehen gewesen, so hätten 
vermutlich nur sehr wenige Staaten diese Abkommen unterzeichnet. Viele Staaten sind 
bei Minderheitenschutzangelegenheiten sehr empfindlich und würden eine Kontrolle 
von außen nicht zulassen. Durch das Monitoring müssen sie zwar keine Sanktionen 
befürchten, aber sie werden alle paar Jahren durch den Europarat öffentlich auf 
Missstände bei der Umsetzung der Abkommen hingewiesen, und, wie es auch mein 
befragter Experte sieht, wirft es ein schlechtes Licht auf die Staaten wenn sie alle paar 
Jahre immer wieder auf die gleichen Missstände hingewiesen werden. Deswegen kann 
man gespannt sein, wie die nächsten Berichte des Europarates aussehen werden.  
 
Gesamt betrachtet spielt der Europarat in der Ortstafelfrage zurzeit wohl nur eine 
untergeordnete Rolle. Durch weitere Berichte in den nächsten Jahren könnte aber auch 
der Europarat eine immer wichtigere Rolle in der Ortstafelfrage, aber auch anderen 
Volksgruppenrechten wie Amtssprachenregelung oder Schulunterreicht, bekommen, 
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wenn es nicht zu einer Lösung dieser Frage, die auch den beiden genannten Abkommen 




Die OSZE ging 1995 aus der KSZE hervor. Ihr gehören zurzeit 56 Staaten133 an. Der 
Sitz des Generalsekretariats sowie der wichtigsten Gremien ist Wien. Im Rechtsstatus 
gilt die OSZE als internationale Organisation.  
 
Wie schon im Punkt 5.3 dargestellt leitet sich der Minderheitenschutz der OSZE aus 
einer Reihe von Schlussakten und Dokumenten hervor. Hervorzuheben ist, dass durch 
diese Akte und Dokumente ein hoher Grad des Minderheitenschutzes erzielt wurde. 
Wie jedoch Novak hervorhebt ist das deswegen, da diese Papiere keine völkerrechtliche 
Verpflichtung herstellen (vgl. Novak, 2006: 109).  
 
Interessant ist jedoch, dass diese Akte von der EU und vom Europarat als Maßstab 
herangezogen werden, wenn es um die Aufnahme von neuen Mitgliedern geht. 
Deswegen bekommen diese Akte immer mehr den Charakter eines internationalen 
Gewohnheitsrechtes (vgl. F. Pan, 1999: 90f).  
 
Wie sehr die OSZE ein Akteur im Ortstafelkonflikt ist, oder sein kann, lässt sich nur 
sehr schwer beurteilen. Österreich hat ja eine Vielzahl von Verpflichtungen mit der 
Unterzeichnung der Akte und Dokumente übernommen. Hält diese teilweise jedoch 
nicht ein. Novak sagt bei seiner Analyse, dass es eine Möglichkeit wäre, dass die 
slowenische Minderheit in Kärnten oder die Republik Slowenien die Organe der OSZE, 
insbesondere den „Hohen Kommissar für nationale Minderheiten“ auf diesen Umstand 
aufmerksam zu machen (vgl. Novak, 2006: 112).  
 
Auch Schlögel sagt, dass die Dokumente nicht so leicht auf ihre Umsetzung überprüft 
oder sanktioniert werden können. Beim Minderheitenschutz gibt es einen Mechanismus 
zur Überprüfung der Bestimmungen der menschlichen Dimension der OSZE sowie ein 
Verfahren, wenn es zur Verletzung von Menschenrechten, Demokratie oder 
                                                 
133 Alle Staaten Europas, die Nachfolgestaaten der Sowjetunion sowie die USA und Kanada.  
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Rechtsstaatlichkeit kommt. Auch er betont den „Hohen Kommissar“ und seine 
Überwachungsfunktion. Im Weiteren gibt es die Akte des Vergleichs- und 
Schiedsgerichtshofes, der jedoch nur zur Anwendung kommt und Gültigkeit hat, wenn 
sich die Staaten einen solchen Schiedsspruch unterwerfen. Dieses Verfahren ist auch 
auf zwischenstaatliche Konflikte ausgelegt und kann bei „ethnischen Konflikten“ nur 
dann zur Anwendung kommen, wenn diese Minderheit einen „Mutterstaat“ hat. 
Insgesamt sieht auch er es als ein Manko an, dass die OSZE über wenig 
Durchsetzungsverfahren verfügt. So hat die OSZE rein formal gesehen einen hohen 
Grad des Minderheitenschutzes, kann aber von den Mitgliedern nicht wirklich 
verlangen, dass diese auch umgesetzt werden (vgl. Schlögel, 2004: 289ff).  
 
Auch der von mir befragte Experte bei der Ortstafelfrage meint, dass es natürlich 
möglich ist, dass die OSZE in dieser Angelegenheit mit Ratschlägen und mit Beratung 
Österreich zur Seite steht. Der Konflikt selbst sollte aber innerstaatlich gelöst werden. 
In dieser Weise sehe das ganze auch ich selbst nach der gesamten Literaturstudie. Ich 
denke auch, dass Österreich innerstaatlich einen Konsens erzielen müsste. Die 
österreichische Rechtslage ist klar und deshalb bringt es wenig, wenn der Konflikt 
internationalisiert wird. Und wenn Vfgh Erkenntnisse nicht umgesetzt werden, wer sagt, 
dass dann internationale Entscheidungen umgesetzt werden? So ist die Rolle der OSZE, 
wenn überhaupt, eher eine beratende. Es ist aber klar, dass Österreich eine Vielzahl an 
Akten und Dokumenten der OSZE unterzeichnet hat. Deshalb sollte auch danach 
getrachtet werden, dass die Inhalte umgesetzt werden. Ansonsten sind die ganzen 
Ergebnisse dieser Akte zwar schön zu lesen, aber bedeutungslos.  
 
8.3 Zivile Interessensverbände 
 
Unter diesem Punkte werde ich nun auf die, meiner Meinung nach, wichtigsten zivilen 
Interessensverbände auf Seiten der „Kärntner Slowenen“ und „Deutschkärntner“ 
eingehen. Ich habe mich hier auf jeweils zwei pro Seite beschränkt, obwohl es 
sicherlich eine Vielzahl an Vereinen, NGO´s usw. gibt, die ein Interesse an der Lösung 
und Beendigung dieser Problematik haben. Diese vier von mir beschriebenen sind 
jedoch sicherlich die, denen medial und von Seiten der Politik am meisten 
Aufmerksamkeit beigemessen wird. Vorweg muss festgehalten werden, dass es sich 
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hierbei „nur“ um Vereine handelt, die in keiner Weise ein gesetzliches Recht haben am 
Entscheidungsfindungsprozess in der Ortstafelfrage mitzuwirken. Sie verfolgen hier nur 
ihr eigenes Interesse, und vertreten dadurch ihre Mitglieder134.  Trotzdem wird ihnen 
von Seiten der Politik immer wieder Aufmerksamkeit geschenkt um in der 
Ortstafelfrage eine Konsenslösung zu finden, die von beiden Seiten akzeptiert werden 
kann. Es kommt aber natürlich auch vor, dass diese von der Politik nur 
instrumentalisiert oder gegenseitig ausgespielt werden.  
 
Im Gegensatz zu meinen beiden vorangegangenen Punkten werde ich hier zuerst in 
einem Punkt die Vereine beschreiben und dann in einem Weiteren Punkt ihre Rolle und 
Möglichkeiten im Ortstafelkonflikt analysieren.  
 
8.3.1 Die Kärntner Organisationen  
 
Ausgehend von meiner Literaturrecherche und –studie beim Beginn der Diplomarbeit 
habe ich für mich die folgenden vier, für mich wichtigsten Organisationen im Netzwerk 
des Ortstafelkonfliktes definiert. Es gibt natürlich auch noch eine Vielzahl weiterer 
Organisationen die sich in dieser Frage einbringen. Ihnen wird jedoch nicht soviel 
Aufmerksamkeit geschenkt wie den nun folgenden beschriebenen Organisationen.   
 
a.) Rat der Kärntner SlowenInnen - Narodni svet koroskih Slovencev 
 
Gegründet wurde der Rat am 28.6.1949 in Klagenfurt und war nach eigener Darstellung 
als christliches Sammelbecken unter den Kärntner Slowenen gedacht und sieht sich 
auch heute noch einem christlichen Weltbild verbunden. Der Gründungsobmann Dr. 
Joško Tischler war auch Regierungsmitglied der provisorischen Nachkriegsregierung 
im Jahre 1945 und war unter anderem bei der Durchsetzung der Verordnung zum 
obligatorischen zweisprachigen Unterricht im zweisprachigen Gebiet Kärntens135 
                                                 
134 Festzuhalten ist hier auch, dass es natürlich immer wieder Politiker gibt oder gab, die Mitglied eines 
dieser Vereine waren.  
135 Siehe Punkt 4.2: Schulbildung in Kärnten, dieser Arbeit.  
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beteiligt. Seit 1995 wird der Obmann des Rates direkt gewählt (vgl. 
http://www.nsks.at/ueberuns.php Stand: 22.02.009).  
 
Der Rat sieht sich einerseits  als politische Interessensvertretung und setzt sich daher für 
die Umsetzung der Minderheitenrechte auf Grundlage der in und für Österreich 
geltenden Rechtsnormen, insbesondere des Art. 7 ÖStV, ein. Weiters sieht er sich aber 
auch als Serviceeinrichtung für die Angehörigen der slowenischen Volksgruppe, an die 
sich alle Angehörigen der Volksgruppe wenden können. Im Weiteren sind dem Rat 
auch die Erhaltung und der Ausbau von zweisprachigen Einrichtungen wichtig, und 
natürlich setzt er sich auch für die Umsetzung der Vfgh Urteile, betreffend die 
Volksgruppe, ein (vgl. http://www.nsks.at/unsereziele.php Stand: 22.02.2009).  
 
Laut Auskunft aus dem zentralen Vereinsregisters (http://zvr.bmi.gv.at/Start Stand: 
22.02.2009) ist der Obmann der derzeitigen Funktionsperiode (15.09.2005 - 
14.09.2009) Dr. Matevz Grilc. Sitz des Rates ist Klagenfurt.  
 
b.) Zentralverband slowenischer Organisationen in Kärnten - Zveza slovenskih 
organizacij na Koroskem  
 
Der Zentralverband wurde am 25.03.1955 gegründet. Sein Vorgänger war die 
„Demokratische Front des werktätigen Volkes“. Heute sieht sich der Zentralverband als 
überparteilicher Dachverband für alle Kärntner Slowenen mit liberaler Anschauung. Als 
Dachverband sind diesem mehrere Mitgliedsorganisationen angegliedert. Eine 
Mitgliedschaft beim Zentralverband ist durch eine individuelle Mitgliedschaft beim 
Zentralverband selbst, oder durch eine Mitgliedschaft bei einer der 
Mitgliedsorganisationen möglich (vgl. http://www.slo.at/zso/organisation_de.php Stand: 
22.02.2009).  
 
Laut Auskunft aus dem zentralen Vereinsregister (http://zvr.bmi.gv.at/Start Stand: 
22.02.2009) ist der derzeitige Obmann in derzeitigen Funktionsperiode (19.03.2005 - 
18.03.2009) Dr. Marjan Sturm. Sitz des Zentralverbandes ist Klagenfurt.  
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c.) Kärntner Heimatdienst 
 
Gegründet wurde der heutige „Kärntner Heimtdienst“ am 24.1.1957 in Klagenfurt. Der 
neu gegründete Verein, der durch den Namen einen historischen Bezug zum Kärntner 
Heimatdienst aus der 1. Republik herstellen wollte, war eine Vereinigung mehrerer 
Kärntner Vereine wie Kärntner Abwehrkämpferbund, Kärntner Schulverein Südmark, 
Kärntner Landsmannschaft usw. Obwohl sich der Heimatdienst als Dachverband der 
„heimattreuen Kräfte Kärntens“ ansah, war diese Vereinigung nur sehr lose und die 
untergeordneten Vereine nicht durch Beschlüsse und Entscheidungen gebunden. 
Gründungsziel des Heimatdienstes war u.a. „…die Stärkung der heimattreuen Kräfte, 
besonders im gemischtsprachigen Gebiet.“ Seit den 70er Jahren verfolgt der 
Heimatdienst nicht mehr das Ziel Vereine an sich zu binden, sondern geht vielmehr 
flexible Zweckbündnisse ein um seine Ziele zu erreichen (vgl. http://www.khd.at/ 
index.php?option=com_content&view=article&id=5&Itemid=2 Stand: 23.02.2009).  
 
Der Kärntner Heimatdienst bezeichnet sich selbst auf seiner Homepage als: „…größte 
parteifreie patriotische Bürgerinitiative“ Österreichs. Laut Eigenangaben gehören ihm 
25.000 Mitglieder und Förderer an. Die Anhänger sollen aus allen Parteien, 
gesellschaftlichen Schichten und Bundesländern kommen. Die wichtigsten Ziele und 
Grundprinzipien des Heimatdienstes sind u.a.: Traditionspflege, Ja zum Patriotismus, 
Vorrang für Österreichs Interessen im friedlichen Staatenwettbewerb, Bekenntnis für 
die Landeseinheit Kärntens und, wichtig bei der Ortstafelfrage, eine Vertretung der 
Interessen der deutschsprachigen Mehrheitsbevölkerung im Kärntner Grenzland bei 
Wahrung und Respektierung der Interessen der slowenischen Minderheit. Im Jahre 2005 
erzielte der Kärntner Heimatdienst zusammen mit dem Zentralverband slowenischer 
Organisation und der Gemeinschaft der Kärntner Slowenen und Sloweninnen einen 
Kompromiss in der Ortstafelfrage, der jedoch nicht umgesetzt wurde (vgl. 
http://www.khd.at/index.php?option=com_content&view=article&id=4&Itemid=3 
Stand: 23.02.2009).  
 
Laut Auskunft aus dem zentralen Vereinsregister (http://zvr.bmi.gv.at/Start Stand: 
22.02.2009) ist der Obmann in der derzeitigen Funktionsperiode (30.06.2007 - 
29.06.2010) Dr. Josef Feldner. Sitz des Heimatdienstes ist Klagenfurt.  
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d.) Kärntner Abwehrkämpferbund 
 
Der Kärntner Abwehrkämpferbund wurde 18.12.1955 in Klagenfurt durch Dr. Hans 
Pichs gegründet. Er sieht sich als Traditionsträger des Kärntner Abwehrkampfes. 
Anfänglich war ein Beitritt zum Abwehrkämpferbund nur Teilnehmern am 
Abwehrkampf möglich. Der Beitritt stand dann jedoch schon bald allen offen. Laut 
Eigenangaben hat der Kärntner Abwehrkämpferbund heute fast 10.000 Mitglieder in 
mehr als 50 Ortsgruppen.  
 
Ziele des Vereines sind: ein Aufrechterhalten des Gedenkens an den Abwehrkampf und 
der Volksabstimmung, eine Vertretung der Interessen der „Deutschkärntner“ im 
Kärntner Grenzgebiet, Gleichbehandlung der deutschsprachigen Lehrer und der nicht 
zum zweisprachigen Unterricht angemeldeten Kinder im Minderheitenschulwesen, kein 
akzeptieren von Forderungen der VG über den Art. 7 ÖStV hinaus, die Erhaltung der 
Souveränität der Nationalstaaten und weitere Ziele (vgl. 
http://www.kab.or.at/organisation.html Stand: 23.02.2009).  
  
Laut Auskunft aus dem zentralen Vereinsregister (http://zvr.bmi.gv.at/Start Stand: 
22.02.2009) ist der Obmann in der derzeitigen Funktionsperiode (23.04.2006 - 
22.04.2009) LAbg a.D. Fritz Schrettner. Sitz des Abwehrkämpferbundes ist Klagenfurt. 
 
8.3.2 Möglichkeiten der zivilen Interessensvertretungen 
 
Gesamt handelt es sich bei den von mir genannten Organisationen um Vereine, die nach 
dem Vereinsgesetz gebildet wurden und bestehen. Darüber hinaus gibt es noch eine 
Vielzahl an Vereinigungen und Organisationen die in dieser Frage aktiv sind. Die von 
mir genannten waren aber in der Zeit seit der Unterzeichnung des ÖStV sicherlich die 
aktivsten und es wurde ihnen auch von der Politik her sicherlich am meisten 
Aufmerksamkeit geschenkt.  
 
Viele Politiker waren oder sind Mitglied bei den Kärntner Traditionsverbänden. Auf 
dieser Ebene können sie dann natürlich direkt in das aktuelle politische Geschehen 
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eingreifen. Eine zeitlang war es auch recht ruhig um diese Verbände. Mein befragter 
Experte sagt dazu, dass:  
 
„…diese beiden Verbände und andere Verbände haben in ihrer Historie einen 
sehr starken Einfluss gehabt auf die Landespolitik auf alle Parteien, sowohl SPÖ 
ÖVP als auch Freiheitliche Partei. Waren bestimmend tätig auf dem Bereich der 
Minderheitenpolitik, haben aber ihre Geltung nach der Demokratisierung der 
Nachbarstaaten, nach der Demokratisierung Sloweniens und der EU 
Erweiterung verloren…“  
 
Erst durch den aktuellen Konflikt, der im Jahre 2001 seinen Ausgangspunkt nahm, 
konnten diese Verbände wieder zu ihren Kernthemen zurückkehren. Lange Zeit 
beschäftigten sie sich der Heimatdienst und der Abwehrkämpferbund mit EU-Kritik und 
ähnlichen Dingen. Der Kärntner Heimatdienst kann in der Frage des Ortstafelkonfliktes 
heute als etwas moderater eingestuft werden. Wie bereits erwähnt, hat sich der 
Heimatdienst auch aktiv zusammen mit dem Zentralverband slowenischer 
Organisationen um eine Lösung im Ortstafelstreit bemüht. Erwähnenswert ist hier auch 
ein Buch der beiden Obmänner dieser Organisationen (Feldner/Sturm: 2007) in dem 
diese über ihre Differenzen diskutieren und sich um Lösungen bemühen. Der Kärntner 
Abwehrkämpferbund ist in seinen Ansichten heute etwas radikaler und wird von vielen 
in der Rolle des Heimatdienstes früher gesehen.  
 
Mein Experte sagt dazu, dass diese und andere Traditionsverbände stark untereinander 
verwoben sind. Ansonsten sind sie im Grunde genommen nichts anderes als Vereine, 
und können daher auch nur jene Aufgaben erfüllen, die ihnen von der Politik offiziell 
oder inoffiziell zugetan wird. Eine rechtliche Basis, dass sie in Form wie die 
Sozialpartnerschaft aktiv wird haben sie nicht. Weiters sagt er, dass diese Verbände von 
der Politik immer benutzt worden sind, um sich nicht selbst die Hände schmutzig 
machen zu müssen. Zurzeit werden sie von der Politik aber dafür nicht gebraucht, da 
sich die Politiker lieber selbst für diese Themen einsetzen um interessant zu sein.  
 
Ähnlich verhält es sich bei den Verbänden der Slowenen. Auch diese sind als Vereine 
gegründet und können nur jene Sachen erledigen, die ihnen von der Politik übertragen 
werden. Sie können aber nicht im Sinne einer Vertretung der Interessen der Slowenen 
angesehen werden, da sie keine demokratische Legitimation haben. Dennoch werden sie 
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von der Politik immer wieder als Gesprächspartner herangezogen. Eine Gefahr besteht 
darin, dass die Politik diese Organisationen gegeneinander ausspielt.  
 
Der von mir befragte Experte sagt zum Thema einer demokratisch legitimierten 
Vertretung der Kärntner Slowenen:  
 
„…die Minderheit müsste in einer Form einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft organisiert sein wie die Arbeiterkammer und ähnliches, damit sie 
gewisse Aufgaben übertragen bekommen könnte vom Staat, die sie in 
Selbstverwaltung ausführt….“  
 
Auch ich denke, dass es die beste Möglichkeit für die Volksgruppe wäre, wenn sie eine 
demokratisch legitimierte und von der Volksgruppe selbst gewählte 
Vertretungseinrichtung hätte, welche die Interessen der gesamten Volksgruppe vertreten 
könnte. Besonders für eine Minderheit, die ja wie es der Name sagt eine kleine Gruppe 
ist, ist es äußerst wichtig mit einer Stimme nach außen hin zu sprechen. 
Unterschiedliche Meinungen wird es immer geben und sind in einer Demokratie auch 
erwünscht, aber um gezielt mit der Politik verhandeln zu können müsste es eine 
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9 Zusammenfassung und Schlussworte 
 
Als Ausgangspunkt für den Streit rund um die zweisprachigen topographischen 
Aufschriften kann der „Ortstafelsturm“ im Oktober 1972 gesehen werden. Nach dem 
Aufstellen erster zweisprachiger Ortstafeln, wie sie im ÖStV von 1955 vorgesehen 
waren, wurden diese von Teilen der Kärntner Bevölkerung wieder gewaltsam entfernt. 
Zu diesem Ereignis sagt der ORF-Korrespondent Eugen Freund, der in Südkärnten 
aufgewachsen ist, im profil vom 16.02.2009:  
 
„Mein erstes journalistisches Erlebnis war der Ortstafelsturm 1972. Dann hab 
ich 1992 über dessen 20. Jubiläum berichtet. Und heute ist das Thema noch 
immer aktuell (zit. nach: Lackner, Herbert: Die andere Diaspora. in: profil vom 
16.02.2009: S. 22).“ 
 
Auch für mich ist es verwunderlich das ein scheinbar unbedeutender Konflikt so viele 
Jahre lang ein Thema sein kann. Um den Konflikt verstehen zu können muss aber 
zunächst einmal die Geschichte der beiden Kärntner Volksgruppen beleuchtet werden. 
Viele Jahrhunderte funktionierte das Zusammenleben von „Slowenen“ und „Deutschen“ 
ohne viele Konflikte. In der Zeit der Habsburgermonarchie war die „ethnische 
Zugehörigkeit“ kein großes Thema. Erst mit dem Aufkommen des Nationalismus, Mitte 
des 19. Jahrhunderts, kam es zu ersten Spannungen zwischen den Volksgruppen. Diesen 
Spannungen versuchte die Monarchie mit dem Erlass des Art. 19, Staatsgrundgesetz, 
entgegenwirken. Darin wurde die Gleichheit der „Volksstämme“ festgeschrieben. Als 
die Monarchie aufgelöst wurde, kam es aber zu den ersten Problemen. Der 
amerikanische Präsident Wilson proklamierte das „Selbstbestimmungsrecht der 
Völker“.  Aber wohin mit einem Gebiet, dass zweisprachig ist? Den Gebietsansprüchen 
des SHS-Staates und Besetzungen Südkärntens durch diesen begegneten die Kärntner 
mit dem so genannten „Abwehrkampf“, ein historisches Ereignis das heute noch in 
vielen Köpfen Kärntens weiterlebt. Der militärische Erfolg dieses Kampfes ist 
umstritten. Jedoch durfte, im Gegensatz zu anderen Gebieten, in Kärnten eine 
Volksabstimmung abgehalten werden, die den Verbleib Südkärntens bei Österreich 
sicherte. Aber damit begannen die Probleme erst. Obwohl viele Kärntner Slowenen für 
den Verbleib bei Österreich stimmten verschlechterte sich das Klima merklich. Ein 
Bekenntnis zum Slowene sein war nicht unbedingt erwünscht und gern gesehen. Einen 




- 198 -   
Höhepunkt erreichte das ganze während des zweiten Weltkrieges als viel Kärntner 
Slowenen zwangsweise ausgesiedelt wurden und später dann die Partisanenkämpfe in 
Kärnten begannen.  
 
Der Partisanenkampf ist nach dem Abwehrkampf das zweite historische Ereignis des 
20. Jahrhunderts, welches das Klima zwischen den Volksgruppen bis heute belastet. 
Schaute es nach dem Krieg nach einer Versöhnung aus, so flammten die Probleme nach 
der Unterzeichnung des ÖStV wieder auf und erreichten mit dem „Ortstafelsturm“ einen 
Höhepunkt. Danach entspannte sich die Lage wieder etwas und es konnten mit der 
Topographieverordnung neuerlich zweisprachige Ortstafeln aufgestellt werden, wenn 
auch in weit kleinerem Ausmaß als 1972. Die VG in Kärnten war damit natürlich zum 
Großteil nicht zufrieden, aber es gelang durch eine Geschwindigkeitsübertretung im 
Jahre 1994 die Ortstafelfrage vor den Vfgh zu bringen, der schließlich am 13.12.2001 
das so genannte „Ortstafelerkenntnis“ verlautbarte. Seit damals ist der Konflikt wieder 
voll entbrannt und wird von Seiten der Politik instrumentalisiert. Bis dato konnte noch 
keine Lösung gefunden werden, auch wenn es schon erste Ansätze dazu gegeben hat.  
 
Aber was ist nun so wichtig an zweisprachigen Ortstafeln?  
 
Als erstes möchte ich hier den kulturellen Aspekt erwähnen. Ortsnamen, und andere 
topographische Bezeichnungen, sind historische Zeugen der Besiedelung. Die ersten 
Siedler benannten die Orte nach ursprünglichen geographischen Gegebenheiten und 
überlieferten diese Namen von Generation zu Generation. Ein Ortsname ist also nicht 
nur eine reine Bezeichnung für einen Ort, sondern spiegelt vielmehr seine Geschichte 
wieder, und das in slowenischen und deutschen Bezeichnungen. Weiters zeigen zwei 
Ortsnamen auf Ortstafeln auch das lange Zusammenleben der Volksgruppen wieder. 
Beides sind Aspekte, die es wert sind auch späteren Generationen überliefert zu werden 
(vgl. Pohl, 2004: 230ff).  
 
Zweisprachige Ortstafeln sind kein Unikum in Kärnten sondern sind in Europa sehr 
häufig anzutreffen. Pelinka schreibt dazu, dass man z.B. in Wales überall zweisprachige 
Ortstafeln, in Englisch und Walisisch, antrifft, obwohl der Anteil derer, die Walisisch 
heute als Muttersprache haben kaum größer ist als der Anteil der Kärntner die 
Slowenisch als Muttersprache haben (Pelinka, 2004: 109).  
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Außer Acht gelassen werden darf auch nicht die symbolische Wirkung von Ortsnamen. 
Mehrsprachige topographische Aufschriften sind ein Symbol für die aktuelle, oder auch 
frühere Präsenz einer ethnischen oder sprachlichen Gruppe. Sie sind ein Beweis dafür, 
dass die kulturelle Landschaft des Gebietes von dieser Gruppe mitgeprägt wurde. Für 
die Gruppe selbst sind sie deshalb identitätsstiftend. Durch das Anbringen von 
zweisprachigen Ortstafeln steigert sich das Selbstbewusstsein der Gruppe, was 
besonders bei einer im Schwinden begriffenen Volksgruppe wie den Kärntner Slowenen 
nicht zu vernachlässigen ist, auch wenn die Gruppe heute vielleicht sehr klein geworden 
ist, eventuell sogar kleiner als erst vor kurzem zugezogene ethnische Gruppen, so hat sie 
die kulturelle Landschaft des Landes mitgeprägt, was in zweisprachigen Ortstafeln zum 
Ausdruck kommt (vgl. Jordan, 2004: 216f).  
 
Der zweite Aspekt, neben dem kulturellen, der für zweisprachige Ortstafeln spricht, ist 
natürlich der rechtliche Aspekt. Auf die gesetzlichen Grundlagen bin ich in dieser 
Arbeit sehr genau eingegangen. Angefangen vom Staatsgrundgesetz von 1867 über den 
Friedensvertrag von St. Germain 1920 zum ÖStV von 1955 sowie zahlreichen 
Bekenntnissen und Abkommen denen Österreich im Rahmen der OSZE und des 
Europarates eingegangen ist, reicht der rechtliche Rahmen der berücksichtigt werden 
muss. Die wichtigste rechtliche Grundlage die hier beachtet werden sollte ist sicherlich 
der Art. 7 des ÖStV.  Dieser Art. garantierte Österreich und Kärnten, dass Jugoslawien 
auf seine Gebietsansprüche verzichtete und die Grenzen, wie sie schon im 
Friedensvertrag von St. Germain festgelegt waren, anerkennte. Alles was Österreich 
garantieren musste, waren ein paar Schutzbestimmungen für die slowenische und 
kroatische Bevölkerung in Kärnten, der Steiermark und dem Burgenland. Ein kleiner 
Preis gegen territoriale Abtretungen, und ganz unmöglich wären diese nicht gewesen, 
nachdem Österreich auf Seiten des NS-Regimes stand und vergleichsweise wenig 
Widerstand gegen dieses leistete, wie es in der Moskauer Deklaration136 von 1943 
gefordert wurde. Der Partisanenkampf, an dem sich auch Kärntner Slowenen 
beteiligten, wurde zwar zuerst vom offiziellen Österreich als Beitrag zum Widerstand 
hervorgezeigt, danach aber als „Terror“ gegen die Kärntner Bevölkerung hingestellt.  
 
                                                 
136 Die Moskauer Deklaration im Wortlaut findet sich auf: 
http://www.ibiblio.org/pha/policy/1943/431000a.html Stand: 25.02.2009.  
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Es scheint klar, dass es nicht möglich war gleich nach dem Abschluss des ÖStV die 
Regelungen umzusetzen. Vermutlich war es auch in den 70er Jahren noch zu früh. Die 
Ereignisse zwischen den Volksgruppen (Abwehrkampf, Zwangsaussiedelung von 
Slowenen, Partisanenkampf) noch zu wenig, oder gar nicht, aufgearbeitet. Aber wie 
sieht es im Jahre 2009 aus? Früher konnte noch die Angst vor einer Slowenisierung des 
Landes und eines Griffes des kommunistischen Nachbarlandes auf Südkärnten 
verbreitet werden. Seit 1991 ist Slowenien jedoch ein kleines, unabhängiges 
Nachbarland, das seit 2004 Mitglied der EU ist, und 2007 dem Schengenraum beitrat. 
Heute kann wohl kaum mehr Angst vor einer Landnahme durch Slowenien bestehen.  
 
Teilweise spielt in Kärnten vermutlich auch ein Identitätsproblem mit. Österreich ist ein 
deutschsprachiges Land, das aber den autochthonen Minderheiten seine Rechte 
garantiert. Die Politik muss vermitteln, dass es kein Widerspruch ist, sowohl „Kärntner 
Slowene“ als auch Österreicher zu sein. Ein Bekenntnis zur slowenischen Kultur ist 
keine Abwendung von Österreich. Österreich besteht nun mal aus seiner großteils 
deutschsprachigen Bevölkerung und den autochthonen Volksgruppen. So ist es im Art.8 
des B-VG festgeschrieben. Natürlich kann ein Bekenntnis zu einer Kultur eines fremden 
Staates immer als negativ betrachtet werden. So bekennen sich auch rechts gerichtete, 
deutschnational gesinnte Politiker und Gruppierungen zum „deutschen Volkstum“. Aber 
wie es im Art. 8 des B-VG zum Ausdruck kommt, sind die autochthonen Volksgruppen 
ein Bestandteil unserer Kultur und unserer Landes.  
 
Rein Rechtlich gesehen wäre der Ortstafelkonflikt sehr leicht zu lösen. Die 
verfassungsrechtlichen, bundesgesetzlichen und völkerrechtlichen Grundlagen sind klar, 
und auch der Vfgh hat in seinen Erkenntnissen die Interpretation dieser wiedergegeben, 
aber es ist eben schwer möglich etwas gegen die Menschen umzusetzen. Rechtlich 
korrekt aufgestellte Ortstafeln, die aber von der Polizei bewacht werden müssen wären 
sicher auch nicht der richtige Weg. Die Politik ist gefordert den Menschen in Kärnten 
zu vermitteln, dass zweisprachige topographische Aufschriften nichts Negatives sind, 
sondern vielmehr eine kulturelle Bereicherung darstellen. Das Thema sollte nicht 
missbraucht werden um für seine politische Gruppierung Wählerstimmen zu fangen. 
Auch im Burgenland war es möglich zweisprachige Ortstafeln aufzustellen, ohne dass 
es zu gröberen Problemen gekommen ist. Hier hat aber die Landespolitik mitgearbeitet 
und die Menschen darauf vorbereitet und so konnten Ortstafeln mit zusätzlicher 
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kroatischer, aber auch ungarischer Bezeichnung, angebracht werden, obwohl die 
ungarische Volksgruppe im ÖStV nicht erwähnt wird. In Kärnten ist die Politik 
gefordert ein Vertrauen zwischen den Volksgruppen zu schaffen, damit das Thema der 
zweisprachigen Ortstafeln nach so vielen Jahrzehnten endlich beendet werden kann. 
Matscher schreibt dazu:  
 
„Rechtliche Regelungen, in denen die Rahmenbedingungen für das 
Zusammenleben von Volksgruppen festgelegt werden, mögen angebracht sein; 
sie können das gegenseitige Vertrauen zwar stützen, aber nicht ersetzen 
(Matscher, 2005: 819).“  
 
Wie lange eine Lösung noch dauern wird lässt sich schwer abschätzen. Schon viele 
Experten und Beteiligte haben sich mit ihren Prognosen in dieser Frage ziemlich vertan. 
Interessant dazu ein Interview der beiden Obmänner des „Rates“ und des 
„Heimatdienstes“, Marjan Sturm und Josef Feldner, im Standard. Auf die Frage, wann 
der Konflikt zu Ende sein wird, antworteten sie im „online Standard“ vom 16.02.2009: 
„…eher rasch (Sturm)“ und „ein halbes Jahr (Feldner)“.  
 
Ich bin in dieser Frage, nachdem ich mich ein Jahr intensiv mit dieser Thematik 
beschäftigt habe eher vorsichtig optimistisch, lasse mich von der Politik aber gerne 
überraschen. Natürlich hoffe ich auch, dass dieses Thema sobald wie möglich gelöst 
wird. Allen wird es nicht recht gemacht werden können. Aus diesem Grund sollte es 
eine Lösung sein, mit der auch der Großteil der Kärntner Bevölkerung leben kann, 
sowohl auf Kärntner Slowenen, als auch Deutschkärntner Seite. Wichtig über die 
Ortstafelfrage hinaus ist es, dass die VG in Kärnten sich ohne rechtlicher oder 
gesellschaftlicher Hürden zur VG bekennen-, ihre Sprache verwenden und lernen, sowie 
auch in Zukunft weiter bestehen kann. Alles andere wäre ein großer kultureller Verlust 
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10 Abstract 
 
Seit der Aufhebung von Teilen des Volksgruppengesetzes im Jahre 2001 spielt der 
„Kärntner Ortstafelkonflikt“ eine Rolle in der österreichischen Innenpolitik. Seit damals 
wird dieses Thema von vielen Streitigkeiten über Zuständigkeiten, Kompetenzen und 
Möglichkeiten begleitet. Zudem wurden viele Halbwahrheiten und Unterstellungen 
medial aber auch politisch verbreitet.  
Welche rechtlichen Grundlagen gibt es zu den Ortstafeln? Wer ist zuständig? Wie groß 
ist die Volksgruppe? Was darf der Verfassungsgerichtshof? Über diese und andere 
Fragen wird in der Öffentlichkeit und Politik diskutiert.  
Diese Arbeit hat sich das Ziel gesetzt die rechtlichen Grundlagen, die wichtigsten 
beteiligten Akteure sowie die Möglichkeiten die sich aus alldem ergeben darzustellen. 
Daraus bilden sich ein großes Netzwerk aus verfassungs-, bundesgesetzes- und 
völkerrechtlichen Bestimmungen sowie ein Netzwerk aus den beteiligten Akteuren, die 
aufgrund dieser rechtlichen Bestimmungen agieren können. Ausgehend von der 
Darstellung der Geschichte beider Volksgruppen in Kärnten, dem gesetzlichen 
Volksgruppenschutz in Österreich sowie der völkerrechtlichen Bestimmungen über 
nationale Minderheiten, denen sich auch Österreich unterworfen hat, werden die 
Grundlagen zum Volksgruppenschutz gelegt. Im analytischen Teil der Arbeit werden 
zunächst die direkten rechtlichen Grundlagen für die Aufstellung von Ortstafeln 
beleuchtet. Im Weiteren wird auf die Problematik der Namensgebung von Orten in der 
slowenischen Volksgruppensprache, sowie auf die Grundlagen und Auswirkungen des 
Verfassungsgerichtshofesurteils von 2001 eingegangen. Abschließend werden die 
wichtigsten Akteure des Konfliktes anhand ihrer Kompetenzen und Vorgehensweise 
dargestellt. Unterstützt wird dieser Punkt durch ein Experteninterview. Im Gesamten 
soll diese Arbeit das Volksgruppenthema allgemein, sowie den Konflikt rund um die 
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Unsere Ziele: http://www.nsks.at/unsereziele.php Stand: 22.02.2009.  
 
Resolution Europarat 2004:  
http://www.bka.gv.at/DocView.axd?CobId=21384 Stand: 20.9.2008. 
 
Statistik Austria, Verzeichnis der Ortschaften Österreichs: 
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/regionales/regionale_gliederungen/Ortschafte






- 224 -   
Vertrag von Lissabon:  
http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2008:115:0013:0045:DE:
PDF Stand: 20.1.2009. 
 
 
Zentralverband slowenischer Organisationen in Kärnten - Zveza slovenskih organizacij 
na Koroskem:  
Organisation: http://www.slo.at/zso/organisation_de.php Stand: 22.02.2009.  
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